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Vorwort. 



Der Rahmen, welcher durch die Ueberschrift dieser 
Abhandlung gegeben ist, umschliesst wohl das ganze Gebiet 
jener Rechte, welche sich aus dem Verhältnisse zwischen 
Staat und Eisenbahnen ergeben; doch soll hier nur ein 
Theil dieses Ganzen zur Erörterung kommen. Aber immer- 
hin ein wichtiger Theil, welcher, soweit Oestcrreich in 
Betracht kommt, in der Literatur noch nicht vertreten 
ist, so einladend es auch für Fach-Schriftsteller gewesen 
wäre, an der Hand des bestehenden Gesetzes- und Judicaten- 
materiales die so wichtigen Prinzipien festzustellen, welche 
der Begründung einer Eisenbahn-Unternehmung und ander- 
seits dem Erlöschen der übertragenen Eisenbahnhoheits- 
rechte in Oesterreich zu Grunde liegen. 

Was Michel in seinem Buche über „Oesterreichs 
Eisenbahnrecht" (Wien 1860) geboten hat, beschränkt 
sich auf eine übersichtliche, jede Kritik meidende Darstellun 
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der damals massgebend gewesenen Eisenbahngesetze, die 
aber seither durch das rasch entwickelte Eisenbahnrecht 
zum Theile über Bord geworfen wurden. Ihm ward es 
noch erspart, auch über den Rahmen der gegebenen Gesetze 
hinausgehen zu müssen und die Grundprincipien des Eisen- 
bahnrechtes auch aus Erscheinungen zu gewinnen, welche 
dem vagen Gebiete des öffentlichen Rechtes entspringend, 
stets geänderte Rechtsanschauungen zum Ausdrucke bringen 
und nicht selten den beobachtenden Juristen unwillkürlich 
zur Kritik herausfordern. 

Solche Erscheinungen sind es, welche in erster Linie 
in nachstehender Schrift gewürdigt sein wollen. 

Sie metamorphosirten bereits gänzlich die ursprüngliche 
Rechtsgrundlage der Eisenbahnen, wie sie in dem allgemeinen 
Concessionsgesetze von 1854 niedergelegt war, indem sie 
neues Recht geschaffen haben, dessen untrügliches Gepräge 
die weitgehendste Rücksicht auf das allgemeine Interesse 
auf Kosten der Privatrechte ist. 

Allgemein wirthschaftliche , staatsfinanziellc oder mili- 
tärische Rücksichten sind regelmässig die rechtserzeugenden 
Motoren im Eisenbahnrechte, welche den Anstoss zu grossen 
Collisionen zwischen Staat und Privatbahnen gebe», insoferne 
durch neu entstandene Gesetze und Normen wohlerworbene 
Rechte tangirt werden. 

Dabei gibt es entweder gar keine oder doch leicht ver- 
rückbarc Grenzen für Rechtsbeschränkungen, weil ja die 
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öffentliche Staatswolilfahrt, das sogenannte „allgemeine 
Beste", ein zu dehnbarer und oft von der einseitigen Beur- 
theilung der Staatsgewalt abhängiger Begriff ist. 

Am eclatantesten treten heutzutage CoUisionen durch 
Beschränkungen der Ausübung übertragener Hoheitsrechte 
— des Verkehrs- und Betriebs-Monopols — ein, wodurch 
aber der Lebensnerv einer Privateisenbahn-Unternehmung 
am empfindlichsten angegriffen wird. 

Mit der Darstellung des geltenden öffentlichen Eisen- 
bahnrechtes soll daher in dieser Schrift nebenher auch dar- 
gelegt werden, inwieferne das Eisenbahnrecht in seiner 
stetigen Entwicklung die durch die Nothwendigkeit vor- 
geschriebenen Grenzen thatsächlich einhält oder nicht. 

In dem gegebenen Rahmen findet dagegen jener Theil 
des geltenden Eisenbahnrechtes keinen Platz, welcher nur 
Sphären des Privat rechtes oder jene Gebiete des Verwal- 
tungsrechtes betrifft, welche im Gesetze ohnehin schon 
unbestritten begrenzt sind. Das Transportrecht und 
das Ha ftungs recht der Eisenbahnen finden ihre Grenzen 
im Handelsrechte und in den einzelneu Specialgesetzen 
genau angegeben. 

Im Gebiete des Verwaltungs rechtes der Eisen- 
bahnen findet desgleichen das Oberaufsichtsrecht, als 
Inbegriff des Polizeirechtes, der Controle über Bau 
und Betrieb und des staatlichen Einflusses auf die Tarife, 
in den bestehenden Vorschriften seine stricte Regelung und 
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dasselbe gilt endlich auch vom Staatsgar antierechtc 
und vom St euer rechte der Eisenbahnen. 

Dass ich in meinen Ausführungen nur die Rechts- 
sphären der Privatbahnen einer Betrachtung unterzogen 
habe, erklärt sich aus dem Umstände, dass ja Oesterreich 
noch immer vorwiegend Privatbahnen hat und selbe voraus- 
sichtlich noch lange Zeit behalten wird. 

Mein Bestreben zielt dahin, d i e Principien des öflfent- 
lichen Eisenbahnrechtes in organischem Zusammenhange dar- 
zustellen, welche heute die Rechtsverhältnisse zwischen Staat 
und Eisenbahnen in Bezug auf die Berechtigungen zur Aus- 
übung der übertragenen Eisenbahnhoheit beherrschen. 

Und wenn ich mit dieser unter der Aegide der An- 
spruchslosigkeit veröffentlichten Schrift zugleich Andere zu 
einer umfassenderen Behandlung dieses Rechtsgebietes ver- 
anlasst habe, dann ist mein Zweck vollständig erreicht. 

Ein gut Theil der literarischen Thätigkeit besteht ja 
gerade darin, Andere zum besseren Schaffen anzuregen. 



Wien, Februar 1884. 



Der Verfasser. 
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Das Eisenbatinreciit in Bezug auf das Verliältniss zwischen 

Staat und Goncessionär. 



A. Grundsätze des allgemeinen Eisenbahn-Concessions- 

r echtes. 

Die Machtfülle des Eigentliumsbegriflfes sollte meinen 
lassen, dass der Betrieb eines Eisenbahngeschäftes von vorne 
herein das Recht eines Jeden sei, der den nöthigen Ver- 
kehrsapparat hier7Ai besitzt. Denn wie jedes andere Unter- 
nehmen naturgemäss ein Eecht hat, frei sich zu bethätigen 
und zu functioniren, so sollte es auch bei Eisenbahnen mög- 
lich sein. Dem ist aber nicht so. 

Den Bau und den Betrieb einer Eisenbahn hat sich 
der Staat fast überall — Amerika ausgenommen, wo das 
Eisenbahngeschäft ein gewöhnliches Gewerbe ist — , als 
Hoheitsrecht, j 2^ 5 eminens^ vorbehalten. 

Das Eisenbahngeschäft ist ein hauptsächlich im Interesse 
der Verwaltung gebotenes Hoheitsrecht ^), welches nur unter 

*) Das Wesen der Eisenbahnhoheit ist noch immer controvers. 
Viele Nationalökonomen halten den Begriff der Eisenbahn-Regalität, 
nämlich das wirthschaf tliche Hoheitsre cht an der Eisenbahn 
aufrecht. Scheel in Schönberg's Handb. der politischen Oeko- 
nomie 1882, II. Bd., S. 37 kennt nur ein Monopol, aber keine Regalität 
der Eisenbahnen. Siehe anch Schaf fle: Nationalökonomie; Holtzen- 
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gewissen Beschränkungen und Bedingungen auch an Private 
zur Ausbeutung ertheilt wird, und zwar durch Ertheilung 
der sogenannten Concession, aus welcher eben jene Rechte 
und Pflichten sich ergeben, welche das Eisenbahnrecht zum 
Gegenstande hat. 

In dem Masse als das Eisenbahnwesen mehr und 
mehr ein Hauptfactor des wirthschaftlichen Lebens im 
Staate geworden ist, ist dasselbe bald Gegenstand einer 
raschen Eechtsbildung geworden. 

Die Natur dieses alle Gebiete wirthschaftlicher Thätig- 
keit berührenden Verwaltungsinstitutes, der grosse Kreis der 
Participienten an demselben, bringt es natürlich mit sich, 
dass aus dem Eisenbahnwesen zwischen Privaten und dem 
Staate allmälig Rechtsverhältnisse verschiedener Art sich 



dorf: Rechts-Lexikon: Eisenbahnen und Regalien, Bischof: 
Volkswirthschaftslehre, Wirth: Grundzüge der Nationalökonomie, II. Bd. 
leitet die Eisenbahnhoheit ans dem Obereigenthume des Staates her, 
was aber unrichtig ist, weil die Eisenbahnhoheit vom Eisenbahneigenthum 
streng zu scheiden ist, nmsomehr, als den Eisenbahn- Goncessionären das voll- 
ständige Eigenthum an der Bahn zusteht. (Siehe unten Seite 67 und 72). Auch 
Stein: Finanzwissenschaft, 4. Auflage 1878 lässt schon die Eisen- 
bahn nur als Hoheitsinstitut gelten. Das Eisenbahnwesen sei eben- 
sowenig als Regale zu bezeichnen, als das Wege- und Bräckenwesen. — 
Die Eisenbahn kann, wenn Zweck und Werth dieses Verkehrsmittels vor 
Augen gehalten wird, in der That den „cameralistischen^ Begriff der 
Regalität nicht für sich vindiciren. Darüber ist man heute schon einig, 
dass die Eisenbahn in erster Linie ein zur Förderung der Cnitur und 
sonstiger öffentlicher Zwecke dienendes Mittel sei , wobei die materiellen 
Erfolge nie in Betracht zu kommen haben. Auch die jetzige Strömung 
zeugt für die Richtigkeit dieses Principes, indem die Staaten mit ihren 
eigenen Eisenbahnen regelmässig conlanter und billiger sind, als die 
Privatbahn-Unternehmungen. Man kann daher sagen, dass nur die wirth- 
schaftliche Ausbeutung der Eisenbahnen durch die Privatgesellschaften 
den Begriff der „Eisenbahn-Regalität^' aufkommen Hess. — Das 
Beste hierüber findet sich in Rau-Wagner's Finanz Wissenschaft I., 
wo die Eisenbahnregali tat ebenfalls negirt wird. Siehe auch 
Bentzsch: Handwörterbuch der Volkswirthschaftslehre, 1870- 
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ergeben, deren Ordnung weder das gesetzte Privatrecht noch 
das öffentliche Recht für die Dauer vorsehen konnte. 

Es sind eben die Verhältnisse schon zu complizirt 
geworden, als dass man noch mit den alten ßechtssätzen 
auskommen könnte, am wenigstens dort, wo der Rechts- 
schutz sich auf neue bisher unbekannte Interessen zu er 
strecken hat. 

Die Rechte und Pflichten des Staates gegenüber einer 
Eisenbahn-Unternehmung, ebenso die Pflichten der letzteren 
gegenüber einzelnen interessirten Privaten, die Ansprüche 
von Actionären und Prioritätenbesitzern sind allerdings schon 
in den allgemeinen und besonderen Concessionsgesetzen und 
insbesondere in den einzelnen Eisenbahngesetzen, Concessions- 
urkunden, Statuten ^) normirt, allein nur ungenügend, wie dies 
deutlich die vielen Processe und Schwierigkeiten beweisen, 
welche sich schon nach einem relativ kurzen Bestände der 
Eisenbahnen namentlich in Oesterreich herausgebildet haben. 

Uebrigens steht es mit dem Eisenbahnrechte nicht 
anders, als mit anderen modernen Rechtsgebieten. Das Recht 
des Handels hatte seinerzeit dieselben Phasen durchzu- 
machen, ehe sich ein Specialrecht entwickelt hat, obgleich 
nicht jene mit öflentlichen Staatsinteressen in Verbindung 
stehenden Rechtsungewissheiten in Betracht zu ziehen w-aren, 
wie sie bei Eisenbahnen, als naturgemäss öffentlichen Ver- 
kehrsinstituten, stets bestehen werden. 



^) Massgebend für die österreichischen Eiseubahnreclitsverliältnisse 
sind : Eis enb ahn con cessionsgesetz vom 14. September 1854, so- 
wie die Coucessionsurkunden der Eisenbahnen (S.Pollanetz und W i 1 1 e k, 
1870—1883), Allg. bürgerl. Gesetzbuch, Handel s gesetz- 
bnch, Enteignungsge set z zu E isenbah nbauzwecken vom 
13. Februar 1878, Hofdecret 3. September 1838 upd 1842, Betriebs- 
ordnung vom 16. November 1851. Betriebsreglement 10. Juni 1874. 
Für die Competenz bezüglich der Eisenbahn-Gesetz- 
gebung ist das Staatsgrundgesetz vom 21. December 1867, §. 11 
lit. d, massgebend. Siehe insbesondere Bf a uz'sche Ge3et?3J^S m n 
lung 17. Band. 
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Und gerade deshalb ist es ein Gegenstand dankbarer 
Arbeit, die Grenzen jener Rechte und Verpflichtungen zu 
markiren, welche sowohl für den Staat als concessionirenden 
Theil, als auch für den Concessionsinhaber , d. i. für die 
Eigenthümer der Bahn, theils schon de lege lata bestehen, 
theils noch zu schaffen wären. Namentlich steht in letzter 
Hinsicht der modernen Legislation ein grosses Gebiet offen. ') 

Selbst viele, von öffentlich rechtlichen Erwägungen fast 
gar nicht abhängige, daher bestimmt präcisirbare Rechte, 
wir nennen u. A. das Tarifrecht, das Recht der Staats- 
garantie, finden durch die bestehenden Gesetze nur un- 
genügende Erklärung, wenigstens nicht in dem Masse, als 
es die Noth wendigkeit ergibt. 

Man hält sich da, trotz gemachter unangenehmer Er- 
fahrungen und Fortschritte an den Wortlaut allgemeiner, 
veralteter Normen , ohne sich darum zu kümmern , ob die- 
selben wirklich mit den Intentionen der Paciscenten für alle 
Fälle und Zeiten übereinstimmen. 

In der Noth hat man bisher in allen Eisenbahnrechts- 
fragen ausschliesslich zu dem allgemeinen Eisenbalm-Con- 
cessions g e s e t z e von 1 854 und zum bürgerlichen Gesetz- 
buehe von 1811, dessen Entstehen aus einer Zeit herrührt, 
in welcher die durch die Eisenbahnen geschaffenen besonderen 
Rechtsverhältnisse noch nicht gekannt sein konnten, Zuflucht 
genommen. 

Und was speciell die Begründung einer Eisenbahn- 
Unternehmung, die rechtlichen Voraussetzungen der Ueber- 
lassung der Eisenbahnhoheit an Private, sohin die wichtig- 
sten Rechtsverhältnisse zwischen dem Staate und Privat- 



^) Siehe: Viertelj alirsscb rift für Rechts- und Staats- 
wissenschaft von Haimerl, 14. Bd. 1864. Prix: „üeber das 
Bedürfniss nach einer RechtsfeststeUnng für Concessionirnng , Zinsen- 
garantien und Amortisationsprämien ." Stein: „Zur Eisenbahn- 
rechtsbildung", Wien 1872. 
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bahnen betrifft, so ist noch immer das erstgenannte Gesetz 
von 1854 *) entscheidend, eine Rechtsquelle, welche ihren 
Ursprung ebenfalls ganz anderen Verhältnissen verdankt, 
als diejenigen sind, welche heute rücksichtlich der Eisen- 
bahnen bestehen. 

In diesem Concessionsgesetzc, noch mehr aber in den 
älteren Concessionsurkunden gelangt Äoch der Rechtsgedanke 
zum Ausdrucke, dass die Privatrechte der Conccssionäre 
nicht gekränkt werden dürfen. Der Staat begab sich noch 
in diesem Gesetze der Möglichkeit, die Eisenbahnen auch 
zur Erfüllung solcher staatswirthschaftlicher Zwecke zu 
verhalten, welche, weil in den betreffenden Concessions- 
urkunden nicht vorgesehen, nur mit Kränkung wohlerwor- 
bener Rechte der Conccssionäre verknüpft gewesen wären. 
So sind die in älteren Concessionsurkunden eingeräumten 
Vorrechte auf bestimmte Eisenbahnlinien, Tarif- 
Privilegien u. A. lange Zeit gegen jeden Eingriff des 
Staates gefeit gewesen und erst seitdem sich die wirthschaft- 
lichen und politischen Verhältnisse Oesterreichs entwickelt 
haben, ist allmälig das Concessionsrecht auch in Bezug 
auf solche Vorrechte modificirt worden. 

Bei Ertheilung neuer Eisenbahn-Concessionen wird 
jetzt schon vielfach von dem allgemeinen Concessions- 
rechte abgewichen und rücksichtlich der schon bestehenden 
Eisenbahnen sind gesetzlich oder durch die Judicatur viel- 
fache Beschränkungen erworbener Rechte sanctionirt worden, 
welche das „allgemeine Beste" postulirt. Es ist erklärlich, 
dass das Eisenbahnconcessionsrecht auch in Oesterreich 
rasche Wandlungen erfahren hat, jedenfalls raschere, als 
andere Rechtsgebiete, und so hat das heutige, durch neue 



*) Verordnung des Ministerinms für Handel nnd Gewerbe und 
öffentliche Bauten vom 14. September 1854, R. G. Bl. Nr. 238, be- 
treffend die Ertheilung von Concessionen für Privateisen- 
bahn-Bauteu. Siehe Manz'sche Gesetzes-Sammlung 17. Band. 
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Gesetze modificirte Eisenbahnrecht Oesterreichs andere Prin- 
zipien zur Grundlage, als in dem noch immer fortbestehenden 
Concessionsgesetze von 1854 niedergelegt sind. 

Die wichtigsten Eisenbahnrechte , die sogenannten 
Hoheitsrechte, welche der Staat an die Privaten nach diesem 
Gesetze abtritt, imd welche jetzt nur noch mit vielen Vor- 
behalten gewährt werden, betreflfen: 

1. Das Verkehrs-Monopol durch Schutz gegen 
Concurrenzbalmen **). 

2. Das ausschliessliche Recht auf die Führung des 
Bahnbetriebes innerhalb einer bestimmten Zeit (Con- 
cessionsdauer) ö) und 

3. Das Recht der Enteignung.**) 

Die wichtigsten Rechte, ^velche dagegen demStaate 
vorbehalten sind, betreffen: 



*') Vdg. vom 14 Sept. 1854, § 9, lit. h : „Die Eisenbahn Unternehmung 
erhält durch die erlangte Ooncession, insofern ein ansschliei^sUches Recht 
zu dem bezüglichen Eisenbahnbaue, als es während der Concessions- 
daner Niemandem gestattet ist, eine andere Eisenbahn für die 
Benützung des Publikums zu errichten , welche dieselben Endpunkte 
ohne Berührung neuer strategisch, politisch oder commerciell wichtiger 
Zwischenpunkte in Verbindung bringen würde." „Dagegen bleibt es der 
Staatsverwaltung vorbehalten , auch während der Concessionsdauer, die 
Bewilligung zur Anlage von Zweigbahnen, oder zu einer Eisen- 
bahn in fortgesetzterRichtung der concessionirten Bahn, anderen 
Privatunternehmungen zu ertheilen, oder derlei Eisenbahnen auf Staats- 
kosten zu erbauen." 

-') Vdg. vom 14. Sept. 1854, §. 9, lit. d: „Die Unternehmung er- 
langt durch die Concession ferner das Recht, auf der erbauten Eisen- 
bahn, Personen und Sachen nach dem festgesetzten Tarife zu befördern, 
insofern der diesfällige Transport durch das Postregale nicht der Post- 
anstalt ausschliesslich vorbehalten erscheint." 

®) Vdg. vom 14. Sept. 1854, §. 9, Ut. c: „Einer gemeinnützigen 
Eisenbahnunternehmung wird das Recht der Expropriation in Gemäss- 
heit des §. 365 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches, jedoch ledig- 
lich in Ansehung jener Räume verliehen, welche zur Ausführung der 
Unternehmung unumgänglich noth wendig erkannt werden.^ Ferner 
E. E. Gesetz vom 18. Feb. 1878. 
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1. Die Oberaufsicht über den Eisenbahnbau 
und Betrieb.^) 

2. Das Heimfallsrecht^) und 

3. Das Recht der Betriebs-Sequestration im 
Falle der Nichtbefolgung der Concessionsbestimmungen und 
der Betriebsordnung. ^) 



') Vdg. vom 14. Sept. 1854, §. 10, Ut. a, /und g und zwar lit a\ 
„Die EisenbaLnnntemehmungen haben vor der Ausführung der conces- 
sionirten Bahn die Detailpläne der Bahn, aus denen die Steigungen und 
Krümmungen derselben entnommen werden können, die Spur- und Geleis- 
weite derselben, in welcher Beziehung auf ein gleiches Mass hinzuwirken 
ist, das zulässige Mass der Bahnbreite, zur Genehmigung vorzulegen und 
beim Baue der Bahn selbst und der einzelnen Objecto die allgemeinen 
Bau-, sowie die ihnen etwa ertheilten besonderen Vorschriften genau zu 
erfüllen." lit.f\ „Die Eisenbahnunternehmung ist verpflichtet, bei dem 
Betriebe der Eisenbahn sich vollkommen den bestehenden Vorschriften 
über den Eisenbahnbetrieb zu fügen." lit. g : „Die Eisenbahnunternehmung 
hat sich mit den angrenzenden Eisenbahnen (dieselben mögen zur Zeit 
der Concessionirung bereits errichtet sein, oder erst in der Folge erbaut 
werden) in Betreff der Fahrordnung, der wechselseitigen Benützung der 
Bahn und der Betriebsmittel und überhaupt bezüglich der Ordnung der 
wechselseitigen Verkehrsverhältnisse einzu verstehen." — Siehe unten 
über das Peagerecht. Seite 36. 

^) Vdg. V. 14. Sept. 1854, §. 8. „Nach Ablauf der Dauer des Privi- 
legiums geht das Eigenthum an der Eisenbahn selbst, an dem Grunde 
und Boden und den Bauwerken, welche dazu gehören, sogleich durch 
das Gesetz ohne Entgelt und unmittelbar an den Staat über ; den Unter- 
nehmern verbleibt jedoch das Eigenthum an allen ausschliesslich zu dem 
Transportgeschäfte bestimmten Gegenständen , Fahrnissen, Vorrichtungen 
und Bealitäten. Die Unternehmung hat die Bahn sammt Zugehör im 
brauchbaren Stande zu übergeben. ..." 

•) Vdg. V. 14. Sept. 1854 , §. 12 : „Wenn die Eisenbahnunterneh- 
mungen ungeachtet wiederholter Ermahnung die Anordnungen der vor- 
gesetzten Behörde nicht befolgen oder wesentlichen Bestimmungen der 
Concessionsurkunde oder der Eisenbahnbetriebs-Ordnung zuwiderhandeln 
sollten, so kann das Handelsministerium die Sequestration der conces- 
sionirten Eisenbahn aaf Gefahr und Kosten der Betriebsunternehmung an- 
ordnen." — Das Sequestrationsprincip wurde durch das sogenannte Ver- 
staatlichungsgesetz vom 14. December 1877 wesentlich erweitert. Siehe 
unten über das Betriebsmonopol. Seite 29. 
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Durch die besonderen Concessionsverträge der älteren 
Bahnen haben sich noch andere Rechte und Pflichten der 
Gesellschaften herausgebildet, welche die Rechte des Staates 
theils noch mehr beschränken, theils aber erweitern. So 
wurde beispielsweise der Südbahn, der Staatsbahn, der böh- 
mischen Westbahn, der galizischen Carl Ludwigbahn das 
Vorrecht selbst auf die nach dem Concessionsgesetze von 1854 
vorbehaltenen Zweig- und Fortsetzungsbahnen eingeräumt, 
während andererseits sich der Staat gegenüber allen Eisen- 
bahnen in den besonderen Concessionsverträgen das Rück- 
lösungsrecht , und zwar regelmässig 30 Jahre nach Erthei- 
lung der Concession, vorbehalten hat. ^^) 

Auf Grund solcher Monopolsrechte konnten die alten 
Eisenbahnunternehmungen Oesterreichs lange Zeit die Ent- 
wicklung des Eisenbahnnetzes und damit zugleich die Con- 
currenz hindern. 

In wirthschaftlicher aber auch in staatsrechtlicher Be- 
ziehung sind diese Rechtsverhältnisse sehr bald unhaltbar 
geworden und als die liberal-wirthschaftliche Gesetzgebung 
Oesterreichs mehr uiul mehr Wurzeln fassen konnte, wurden 
nach und nach auch die monopolistischen Principien des 
österreichischen Eisenbahnconcessionsrechtes fallen gelassen, 
indem vorerst die Legislative keiner neuen Eisenbahn-Unter- 
nehmung ein ausschliessliches Vorrecht für gewisse Linien, 
noch weniger aber einen Schutz gegen Concurrenz- und 
Parallelbahnen gewährte. Das war die erste und bedeu- 
tendste Reform des österreichischen Concessionsrechtes, 
welche allmälig auch bezüglich anderer Vorrechte platz- 
gegriflfen hat. 



^°) Ein Heimfalls- und Büc klösnngsr echt besteht nur 
gegenüber der Ferdinands - Nordbahn nicht, deren Privilegium noch ans 
dem Jahre 1836 herrührt. — Siehe Michel: „Oesterreichs Eisenbahn- 
recht", Wien 1860. Sax: „Verkehrsmittel", IL Bd., (Eisenbahnen) und die 
weiter unten registrirte reichhaltige Literatur über die Nordbahn. 
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So fusst nun das heutige Concessionsreclit Oesterreiclis 
auf dem Grundsatze der freiesten Entwicklung des Eisen- 
bahn-Verkehres, und die neueren Concessionsurkunden der 
Eisenbahnen weichen in diesem Punkte bereits sehr wesent- 
lich von dem allgemeinen Concessionsgesetze von 1854 ab. 

Ein Monopol im Sinne des §. 9 des Concessionsgesetzcs 
wird heute nicht mehr gewährt. Die Staatsgew^alt ist viel- 
mehr, wie nachstehend gezeigt wird, in^s Extrem üb er- 
gegangen T in^lf^m gip flp|] F.ifiPnhQyinnnfpnif^hipn ngen SOgar 

die Verpflichtung auferlegt, neu zu concessionirenden Nachbar- 
linien die Benützung ihrer Schienen zu gestatten. Drastischer 



als hierdurch kann aber wohl die vollständige Aenderung 
des österreichischen Concessionsrechtes nicht demonstriii; 
^Verden. Vom strengen Monopole des allgemeinen Concessions- 
gesetzes von 1854 ist in rascher Zeitfolge derart der Uebcr- 
gang zur weitgehendsten Concurrenz der Eisenbahnen recht- 
lich und praktisch bewirkt worden, i^) 

Die Umgestaltung der concessionsrechtlichen Grund- 
lagen der österreichischen Eisenbahnen war indessen, haupt- 
sächlich aus juristischen Gründen, nicht gar so leicht durch- 
führbar. Die durch Concessionen wohlerworbenen Rechte 
der Eisenbahnuntemehmungen schreckten wohl die Staats- 
verwaltung lange Zeit zurück, energisch einzugreifen, doch half 
die moderne Rechtsbildung, welche eine Eisenbahnconcession 
beiweitem nicht mehr als das gelten lässt, was sie nach 
dem allgemeinen Concessionsgesetze von 1854 in rechtlicher 
und (ökonomischer Beziehung noch immer zu sein scheint, 
bald über manche Bedenken hinweg. 

Das österreichische Concessionsgesetz und insbesondere 
die einzelnen Concessionsurkunden gewähren, wie erwähnt, 
den Eisenbahnunternehmungen bestimmte Monopolsrechte^ 
welche lange Zeit hindurch als unabänderliche Vertragsrechte 



^^) Vergleiche die Concessionsarkiinde der mährisch-böhmi- 
schen Transversalbahn vom 25. Nov. 1883. Art. 9 des Gesetzes. 

R e i n i t z , Staat und Eiaenbahuen. 2 
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zwischen dem Staate und den Privatbahn -Unternehmern 
gegolten haben, mit einem Worte, die Eisenbahnconcessions- 
urkunde galt vornehmlieh als Privatvertrag zwischen 
Staat und Eisenbahnunternehmung. Nun lehrt aber die Er- 
fahrung, dass diese Auffassung in Wirklichkeit nicht mehr 
getheilt wird. Die Vertragsrechte zwischen Staat und Privat- 
bahnunternehmungen sind als dem Rechtsgebiete der Ver- 
waltung, daher deni ^ffentlichen Rechte angehöri^, dedarkL 
bürden, wodurch ermöglicht wurde, dass Concessionsrechte 
dem „allgemeinen Besten" zuliebe durch die verfassungs- 
mässigen Factoren nunmehr stets modificirt oder gar gänzlich 
aufgehoben werden können. 

Die Berechtigung der Einbeziehung des Concessions- 
rechtes in das öfientliche Recht ist gewiss nicht zu leugnen. 
Wenn ferner Rechte , welche früher in Verkennung der 
Bedeutung der Eisenbahnhoheit den Gesellschaften zuge- 
standen werden, jetzt gegen den Willen derselben modificirt 
werden, so kann dies wohl als eine Rechtskränkung be- 
zeichnet, aber unter gewissen Umständen nicht missbilligt 
werden. 

Alle älteren Eisenbahnunternehmungen Oesterreichs : 
die Kaiser Ferdinands - Nordbahn , Südbahn , Staatsbahn, 
Buschtöhrader Bahn, haben wegen derartiger Beschränkungen 
grosse Kämpfe um ihre Concessionsrechte bestehen müssen, 
allein es ist kein Fall bekannt, dass eine derselben gegen- 
über der Staatsverwaltung obgesiegt hätte. Alle Processe, 
welche wegen Ausbaues von Concurrenzbahnen ^^) wegen 

^2) SieheRöll: Eisenbahnrechtliche Entscheidungen. 
Wien, 1879. Rudwinski: Erkenntnisse des Verwaltungs-Gerichtshofes. 
1878 — 1883. Der erste diesbezügliche Process wurde zwischen der 
Ferdinands-Nord bahn gegen die österreichische Staats- 
bahngesellschaft im Jahre 1867 wegen Concessionirung der Con- 
cnrrenzlinie Wien-Brünn an die Staatsbahn zu üngansteu der 
klägerischen Nordbahn entschieden. Desgleichen ward die Sndbahn mit 
einer ähnlichen Klage gegen die Staats Verwaltung im Jahre 1877 und 
die Buschtehrader Bahn im November 1883 sachfällig. 
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Bcschränkmigen des Bctricbsnionopols , wegen der Staats- 
garantie ^^) u. A. eingeleitet wurden, sind direct oder indirect 
stets zu Gunsten des Staates entschieden worden, allerdings 
oft nur unter dem bequemen Prätexte, dass die ordentlichen 
Gerichte zur Entscheidung von Concessionsrechten gar nicht 
competent seien. 

Auf diesem Wege ist denn das Concessionsreeht als 
Machtbegriff gegenüber den Privatgesellscliaften allmälig 
der Sphäre des privaten Rechtes entrückt worden, so 
dass heute alle aus einer Concession entstehenden Streit- 
fragen in erster Linie immer vom öffentlich rechtlichen Ge- 
sichtspunkte aus zu beurtheilen sind. Der zwischen Privaten 
und einer Staatsverwaltung abgeschlossene Eisenbahnvertrag 
kann daher als ein gewöhnlicher Vertrag nicht mehr ange- 
sehen werden, zu dessen Interpretirung und gerichtlicher 
Erledigung das Privatrecht und die ordentlichen Gerichte 
wohl nicht mehr hinreichen. 

In kaum 25 Jahren hat sich sohin in der Eisenbahn- 
rechtsbildung Oesterreichs eine Metamorphose vollzogen, 
welche vom allgemeinen Gesichtspunkte aus nur mit Be- 
friedigung begrüsst werden kann. 

Der Staat beginnt den Werth seiner Eisenbahnhoheit 
vollends zu würdigen, indem er selbst Bahnen baut, Privat- 
linien ablöst und Concessionsrechte minder freigiebig, wie 
bisher, gewährt oder die schon gewährten beschränkt, wenn 
dies die staatlichen Interessen erheischen. 

Dem gegenüber kann andererseits die allzugrosse 

*^) „Viertelj ahresschrift für Vo Ikswirthschaft". 
77. Band, 1883. Reinitz: „International rechtliche Streitfragen öster- 
reichischer Eisenbahnen'' : Währnngsstreitigkeiten I. Sieheins- 
besondere Roll, Budwinski und Glaser-Unger's: Sammlang civil- 
rechtlicher Entscheidungen über die Processe der Franz Josefs-Bahn, 
Nordbahn, Lemberg-Czerno wi tz; Elisabeth westbahn, un- 
garisch-galizische, Kaschan-Oderberger Bahn, Dux-Boden- 
bacher Bahn u. s. w. 
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Macht des Staates über die F^isenbahnen auch ihre Schatten- 
seiten haben, wenn sie u. A. zu Gunsten rein particularer, 
z. B. fiscalischer Interessen eintritt und unter diesem Titel 
die Concessionsrechte beschränkt, respective wohlerworbene 
Rechte kränkt. 

Es soll das einseitige Interesse des Staates die Eisen- 
bahnrechtsbildung ebensowenig beeinflussen, als es dem 
Privatinteresse ermöglicht sein kann, dieselbe zu hindern. 
Das Eisenbahnrecht soll die allgemeine wirthschaftliche 
Bewegung fördern, aber auch der Privatwirthschaft jenen 
S(*hutz gewähren, dessen sie bedarf, um sich mit Capital 
und Arbeit bei einer Eiseubahnbau-Unternehmung selbst 
bethätigen zu können. 

Es fragt sich nun, inwieweit die stetigen Beschrän- 
kungen der Eisenbahnconcessionsrechte thatsächlich mit der 
wirthscliaftlichen Entwicklung der Gegenwart im Einklänge 
stehen und ob die Grenzen , welche bei Eisenbahnen 
in Rücksicht auf das öflcntliche Recht und auf das 
Privatrecht unter Würdigung der wirthschaftlichen Mo- 
mente beobachtet sein wollen , nicht etwa schon über- 
schritten sind. 

Gegenwärtig wird bei der Statuirung des Eisenbahn- 
rechtes überall als Hauptprincip zur Geltimg gebracht, 
dass das allgemeine, öffentliche Interesse in erster Linie 
zu wahren sei. Unter diesem Titel sind auch in Oester- 
reich die ersten Beschränkungen gesetzlich geschaffen 
worden, welche insbesondere das concessionsmässige 
Verkehrs- und Betriebsmonopol der Eisenbahneu 
betreffen und wodurch das Concessionsgesetz Oesterreichs 
stets neue Breschen erleidet. 

Alle Beschränkungen derartiger erworbener Rechte 
laufen regelmässig auf eine Enteignung hinaus, so dass die 
Eisenbahn, welche selbst gegenüber den Privaten das Ex- 
propriationsrecht übte, selbst wieder ein Object der Ent- 
eignung wird. 
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Ist aber die Uebertragung dieses Principes in seiner 
Allgemeinheit auf Eisenbahnen in wirthschaftlicher Hinsicht 
gerechtfertigt und ist nicht vielmehr zu befürchten, dass 
diese Institute dadurch mehr Verwaltungs- und finanz- 
politischen als privatwirthschaftlichen Zwecken dienlich ge- 
macht werden ? Gewissen Symptomen nach können wir uns 
dieser Befürchtung nicht verschliessen. Sehen wir, warum? 

Der Staat subsumirt heute Alles, was rechtlich rtick- 
sichtlich der Eisenbahnen bestimmt ist, unter den Begriff 
des „allgemeinen Besten" , auch was dem Staatsinteresse 
zwar förderlich, wenn auch nicht gerade unerlässlich 
ist. Das „allgemeine Beste" ist aber nicht zugleich das 
Beste im Allgemeinen und wenn die Kränkung von Privat- 
rechten nur wegen praktischer und nützlicher Zwecke für 
den Staat eintritt, so ist die Rechtskränkung ein Uebergriff, 
ein Unrecht. Es ist schon in einigen wenigen Staaten, 
namentlich auch in Oesterreich, zur Allgemeinheit geworden, 
jedes Verkehrsinstitut ohne weitere Beurtheilung jedwedem 
„allgemeinen Besten" tributär zu machen und die durch 
eine Concession gewährten Rechte, wenn selbe den Inte- 
ressen des Staates auch nur einigermassen entgegen sind, 
ohneweiters abzuändern. 

Und dieser Grundsatz steht heute bei uns so fest, 
und hat schon zu solchen Härten und Gefährdungen der 
Privatrechte geführt, dass die Bedeutung der Eisenbahn- 
Concession allmälig schwinden, die Lust des Privatcapitals, 
auf Grund von Concessionen Eisenbahnen zu bauen, ab- 
nehmen muss. 

Dort, wo das stranmie Princip des öffentlich recht- 
lichen Charakters der Eisenbahn zum drastischen Ausdrucke 
gelangt und zur allgemeinen Verstaatlichung der Eisen- 
bahnen, wie in Deutsehland und Italien, geführt hat, sorgte 
die Regierung noch rechtzeitig dafür, dass Cönflicte aus 
Eisenbahnconcessionen fernerhin unmöglich seien, indem die 
älteren Bahnen grösstentheils vom Staate gegen gute Abfin- 
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duiig erworben, neue Bahnen aber an Private entweder gar 
nicht oder nur unter ausdrücklichem Vorbehalte aller jener 
Beschränkungen staatlich concessionirt wurden, welche einst 
als erspriesslich erkannt werden sollten. AUmälige Beschrän- 
kungen gewährter Rechte können daher in anderen Staaten 
weniger vorfallen und das Eisenbahnrecht ist daselbst stets 
klar und unbestritten. 

Ganz anders in Oesterreich. Da bestehen noch immer 
mächtige Privatbahnen, welche, auf ihre Concessionsrechte 
pochend, nicht selten sich in Gegenwehr setzen müssen, wenn 
der Staat ihre Concessionsrechte aus öffentlichen Rücksichten 
beschränken will. 

Mit der Verstaatlichung all' dieser Bahnen wäre wohl 
auch bei uns all' der Hader zu Ende, welcher sich zwischen 
Staat- und Privatbahnen stets abspielt ; allein theils sind es 
die Staats-Finanzen, theils wieder die grossen Ansprüche 
der Privatbahnen, welche eine allgemeine Eisenbahn- Ver- 
staatlichung in Oesterreich dermalen als gänzlich undurch- 
führbar erscheinen Hessen, selbst wenn dieselbe durch die 
Verhältnisse gerechtfertigt wäre, was aber in Oesterreich 
noch nicht der Fall ist. ^*) 



") Siehe hierüber unten: II. Die österreichische Eisen- 
bahn-Politik im Eisenbahnrechte. 



B. Bechtsverhältnisse während des Bestandes der 

Concession. 

1. Rechte der Eisenbalin-Coiicessiouäre : 

a) Das Verkehrs-Monopol und dessen Beschrän- 
kung durch Concurrenzbahnen. 

Unter Verkehrsmonopol verstehen wir das Recht 
oder doch die ausschliessliche factische Verfügung einer Eisen- 
bahnunternehmung über den Massenverkehr eines bestimmten 
territorialen Gebietes. Die Negation desselben bildet der 
Bau von Concurrenzbahnen. 

Insoferne jede Eisenbahn, — u. zw. auch die gegen 
Concurrenzbahnen nicht geschützte , — ein factisches, 
natürliches Monopol des Verkehres besitzt, ist wohl das 
Verkehrsmonopol selbst kein Gegenstand besonderer recht- 
licher Erwägung. Denn die factische Monopols-Eigenschaft 
ergibt sich schon aus der Natur der Eisenbahn selbst als 
rascheres, besseres und gegebenenfalls billigeres Trans- 
portmittel. Die rechtliche Grundlage dieses Monopols, des 
Verkehrsmonopols im engeren Sinne, liegt daher schon 
in der Concession zum Betriebe eines Eisenbahn - Unter- 
nehmens. ^) 



^) Das beste hierüber bietet Michaelis: „ Volkswirthschaf tliche 
Schriften" I. Band: Das „natürliche Monopol^ der Eisenbahnen. 
Berlin 1873. 
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Dagegen wird das Verkehr siuonopol jedenfalls ein 
eigenes Rechtsverliältniss zwischen Staat und Eisenbahn 
begründen, wenn dasselbe durch den gesetzlichen Ausschluss 
jeder anderen Eisenbahn auf einem bestimmten Gebiete, 
daher durch die Hintanhaltung der Concurrenz, besonders 
geschützt und in seiner Wirkung gesteigert wird. 

Und ein derartig geschütztes Verkehrsmonopol besitzen 
dem Gesetze nach (siehe oben S. 14, Note 4) alle öster- 
reichischen Eisenbahnen. 

Ja noch mehr, sie besitzen, wie sich aus Späterem 
ergeben wird, noch ein weiteres Privilegium, nämlich das 
Recht, jede Eisenbahn von der Mitbenützung ihrer eigenen, 
eine öffentliche Verkehrsstrasse repräsentirenden Schiene 
auszuschliessen, (siehe oben, S. 14, Note 5) und welches 
Recht in wirthschaftlicher Beziehung als Fahr- oder besser 
gesagt als Betriebsmonopol zur Geltung kommt. 

Formell gesetzlich bestehen , wie schon bemerkt , in 
Oesterreich diese beiden Monopolsarten noch immer aufrecht. 

Factisch ist aber das Princip des strammen Monopols- 
schutzes, hier wie dort, schon durchbrochen worden, wenn 
auch vorerst nur in Bezug auf einzelne Eisenbahn-Unter- 
nehmungen. 

Rücksichtlich des Verkehrsmonopols hat das Abweichen 
vom monopolistischen Concessionsgesetz mit dem Baue von 
C n c u r r e n z b a h n e n seinen Anfang genommen. Dies 
wird als die erste Bedingung für die Förderung der Concur- 
renzfähigkeit der heimischen Production mit dem Auslande 
und mit den durch monopolistische Eisenbahnen berührten 
Städten und Ortschaften erkannt. 

Dieses Monopol ist in Oesterreich nicht durch ein 
besonderes, darauf hinzielendes Gesetz, wie in Deutschland 
durch den Art. 41 des Reichsgesetzes vom 13. Juni 1873 2), 

'^) Art. 41 des Reichsgesetzes von 1873 enthält die Bestimmung, 
dass Eisenbahnen, welche im Interesse der Vertheidigung oder des 
gemeinsamen Verkehres fär nothwendig ei'cachtet werden, auch gegen den 



— .25 — 

sondern durch Präjudicate der obersten Gerichtsbehörden auf- 
gehoben worden. Die Judicatnr hat nämlich bisher den s^. 9 
•fifig rinnn^i^fiionguypgAfyAa^ wonach der Staat in Rücksicht einer 
t)estehenden Eisenbahn solche Parallelbahnen concessioniren 
dürfe, welche neue strategisch, politisch oder commerciell 
wichtige Zwischenpunkte in Verbindung bringt^ immpr zn 
Gunsten der neu concessionirten Unternehmungen interpretir t. 

Der österreichische Verwaltungsgerichtshof hat in con- 
creten Fällen ^) das Recht zur Beurtheilung der strategischen, 
politischen oder commerciellen Wichtigkeit einer Linie den 
Verwaltungsbehörden nicht nur ausdrücklich zuerkannt, 
sondern erklärt, dass diese Rechtsfrage von der Judicatur 
des Verwaltungsgerichtshofes ausgeschlossen ist. Mit dieser 
präjudiciellen Entscheidung ist aber implicite das Recht der 
Staatsverwaltung zur Concessionirung jedweder von ihr als 
strategisch, politisch oder commerciell wichtig erkannten 
Parallelbahn ausgesprochen. Alle Concessionsurkunden — 
und selbst die neuesten — welche die ertheilte Concession 
gegen Errichtung neuer Eisenbahnen „mit dem im allge- 
meinen Concessionsgesetze von 1854, §. 9, Itt. b ausge- 
sprochenen Schutze" ausrüsten , gewähren daher nichts 
weniger als einen Schutz gegen Parallel- und Concurreny.- 
bahnen, weil die Staatsverwaltung die von ihr neu con- 
cessionirten Parallelbahnen nur als politisch , strategisch 
oder commerciell wichtig erklären muss, um Recht zu 
behalten. 

Mit der vom Gesichtspunkte der wirthschaftlichen 

Widerspruch selbst der Bundesmitglieder coucessionirt werden können. 
Damit wurde der auch im preussischen Gesetze (§. 44) garantirt 
gewesene Ausschluss von Conen rrenzbahuen aufgehoben. 

^) Siehe den Process der Südbahn gegen die österreichi- 
sche Staatsverwaltung wegen ConccFsionirnng der Wien- Ä span- 
ger Bahn. Budwinski: Erkenntnisse des Verwaltungsgerichtshofes. 
I. Bd., Nr. 140. Erk. vom 26. October 1877, ZI. 1371, desgleichen VIT. Bd., 
Nr. 1 919 vom 22. Nov. 1883, betreffend die B u s c h t G h r a d e r B a h n. 
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Freiheit gewiss l)ereclitigteii Coneurrenzbeschränkung hat 
also (las österreichische Concessionsrecht die erste heilbrin- 
gende Bresche erhalten. Der Zweck hat hier neues Recht 
geschaffen, oder vielmehr dem Concessionsgesetze einen Sinn 
subintelligirt, der bis dahin nicht gegolten hat. 

Durch das Recht auf Gestattung von Parallelbahnen 
soll aber auch das Verkehrsmonopol nicht ganz schutzlos 
werden, weil auch hiefiir ein sehr wichtiger Zweck und 
Grund spricht. Das Interesse des Staates an einem Con- 
currenzkampfe müsste vollends schwenden, wenn dabei die 
concurrirenden Unternehmungen selbst zu Grunde gehen, 
die Vortheile für den allgemeinen Verkehr daher nur von 
kurzer Dauer wären. Incidit in Scyllam^ qui vidt elitäre 
Charyhdim^ oder mit anderen Worten: Zu viel Concurrenz 
schafft erst recht das Verkehrsmonopol. *) 

Das concessionsmässige Monopolsrecht von Ei>-enbahnen 
soll somit innerhalb gewisser Grenzen aufrechterhalten werden. 
Das Zuviel, wie seinerzeit in Frankreich und Oester- 



*) Siehe namentlich die Eisenbahngeschichte Englands, wo das 
laissez faire laissez aller erst zum Baue vieler Concnrrenzbahnen er- 
muthigt hat, nm später durch Fusionirung der Concurrenzbahnen nnd 
durch Tarifcartelle die entgegengesetzte Wirkung, nämlich das Monopol 
einiger grossen Unternehmungen, hervorzubringen. So hat England am 
drastischsten die Concurrenz-Theorie ad absurdum geführt. Auch in 
Oesterreich-Ungam sind bekanntlich unter Anderm die Braunan-Strass- 
walchener-, Dniester-, Luhdenburger-Bahn, die Waagthal- 
Bahn ein Opfer der Concurrenz geworden. Und wieviele garantirte 
Eisenbahnen hätten sich schon fnsioniren müssen, wenn nicht der Staat 
die Ausfälle gedeckt hätte? — Siehe Cohn-: Untersuchung über 
die englische Eisenbahnpolitik, Seite 55 — 57. Er erklärt 
die ÜDmöglichkeit einer Concurrenz im gehäuften Masse, gleichfalls aus 
der wirthschaftlichen Natur der Eisenbahnunternehmungen, denn die 
Folgen davon seien die Cartelle, und di^ Ta rife e rhöhen si ch in d em 
Massft^ als jig^ ConcnTrenzbahnfin znnfihmfin. — Sax: Verkehrsmittel, 
II, Seite 97 ff. Auch Cohn: Die englische Eisenbahn Politik der letzten 
10 Jahre (1873-1883), S. 173. Leipzig 1883. 
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reich, kann den Verkehr monopolisiren, aber ebenso wird 
das Zuwenig-, wie in E n g 1 a n d und A m e r i k a, nacli grossen 
Krisen schliesslich ebenfalls zu einem noch gewaltigeren 
Monopole führen. Die Quintessenz des Eisenbahngeschäftes 
ist und bleibt ja nur das Monopol, und Michaelis, der fiir 
die weitgehendste Concurrenz plaidirt, hat nur insoferne 
Kecht, als „die Frachtführung stets monopolisirt ist, in Folge 
der Betriebshoheit, d. i. des Betriebsmonopols'^. ^) 

Ist dies schon ein natürliches Attribut jeder Eisenbahn, 
so kann es nur willkommen sein, dass ein gewisses Monopol 
geschützt sei. Man hätte sonst ein Wenig -Mono pol für 
die Eisenbahnen eigens schaffen müssen. Einigen Schutz 
verdienen die Eisenbahnen auch schon deshalb, weil den- 
selben, als öffentlichen Strassen, eine gewisse Stabilität ihrer 
Existenz gesichert sein soll, weil die Eisenbahnunternehmungen 
ihrerseits grössere Verpflichtungen gegenüber dem Staate 
(Post, Militär-Transport, Tarif-Reduction in Nothfällen, Heim- 
fall u. s. w.) übernehmen. Endlich soll das vom Eisenbahn- 
Concessionär investirte Capital durch Gestattung der schranken- 
losen Concurrenz schon aus Rücksicht für den öffentlichen 
Credit nicht allzu grossem Kisico ausgesetzt w^erden. Diese 
Berücksichtigung kann keineswegs deshalb als überflüssig be- 
zeichnet werden, weil der Staat die materiellen Leistungen 
der Eisenbahnen ohnehin anderweitig, so durch Ueber- 
lassung des Betriebsmonopols , durch Subventionen , Steuer- 
befreiungen u. s. w. reichlich conpensirt. 

Resumiren wir : Verwerflich ist das ausschliessende 
Monopol der Eisenbahn, welches in Folge Hintanhaltung 
von Concurrenzbahnen naturgemäss entstehen muss. Denn 
die Eisenbahn ist in erster Linie dazu vorhanden, um Hinder- 
nisse des Verkehres zu beseitigen, iln-e wichtigste öfientliche 
Mission culminirt darin, dass mit der rascheren Beförderung 
zugleich die Verwohlfeilung der Communication Hand in 

^) Michaelis: „Das natürliche Monopol der Eisenbahnen." 
Berlin 1873. 
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Hand geht. Verwerflich wäre aber auch jede zu freie Coii- 
currenz, weil diese bei Eisenbahnen wieder nur zum Mo- 
nopole führt, welches zu beschränken nicht mehr in der 
Macht der Staatsgewalt liegt. Dies hat, wie schon erwähnt, 
gerade England bewiesen, während das Widerspiel davon 
Frankreich bietet. ^) 

Der goldene Mittelweg ist daher auch bei Conces- 
sionirung bei Eisenbahnen als einzig gut zu empfehlen. 

Nach den jeweiligen Bedürfnissen des Handels und 
der Industrie, nach Gestaltung der Population einer Gegend 
soll der Staat immer berechtigi; sein, beliebige Parallel- 
und Concurrenzbahnen zu schaifen, selbst wenn dadurch 
schon hinausg-egebene Monopolsrechte beschränkt würden. 
Das Bedürfniss für neue Bahnen documentirt sich aber deut- 
lich in den Leistungen bestehender Bahnen. Dort, wo ein 
Massenverkehr auf eine Linie angewiesen ist, wird die 
Verwohlfeilung des Transportes nie anders als durch Bau 
von Concurrenzbahnen bewirkt werden können. 

L^nd ebenso ist eine Concurrenzbahn stets am Platze, 



®) Von Interesse sind die diesbezüglichen in der Schrift: „Die 
Concurrenz im Eisenbahnwesen" von E. B. geUeferten Daten. 
Der Anonymus dieser Schrift ist Niemand anderer als der bekannte 
„Faiseur" Engen Bontoux, der im Jahre (1873) in seiner Eigenschaft 
als General-Director der Südbahn gegen die Bestrebungen für den Bau der 
Concurrenzlinien Görz-Predil -Villach und Wien-Novi diese Scbrift ver- 
öffentlicht und den Nachweis versucht hat , dass ein strammes Eisenbahn- 
monopolsystem nicht zugleich die Monopolisirung des Verkehres resultire. 
Frankreich, das ein Monopolsystem bei Eisenbahnen besitzt, habe nahezu 
die billigsten Tarife der Welt, wenn man von den Bahnen absieht , die von 
den respectiven Regierungen gebaut und betrieben werden. So seien 
gerade unter der Herrschaft des Monopols im Jahre 1869 die Tarife der 
französischen Nordbahn von 1855 an von 099 1 Kreuzer pr. Centner 
und Meile auf 0*886 heruntergegangen, bei der Ostbahn von 1*056 auf 
0'883, bei der Westbahn von r373 auf 1018, bei der Orleansbahn von 
M83 auf 1032, bei der Mittelmeerbahn von 1*280 auf 0*878 und bei 
der Südbahn von 1*221 auf 1*063. 
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wenn die technischen Leistungen einer Bahn nicht mehr 
auslangen. Denn auch die Beförderungsfähigkeit der Bahnen 
hat eine gewisse Grenze, die durch die Anlagen und den 
Stand des Fahrparkes gegeben sind , und die Fälle sind ja 
nicht selten, dass selbst die grössten Bahnunternehinungen 
stetig Waggons miethen und schliesslich die Güteraufnahnie 
auf eine gewisse Zeit sogar ganz sperren müssen. 

Auf die weiteren Momente der Concurrenz durch neue 
Eisenbahnen einzugehen, liegt hier kein Anlass vor, denn 
sie hängen mit der Rechtsfrage des Verkehrsmonopols nur 
in der angedeuteten Erscheinung im Zusammenhange, während 
ihre llauptwürdigung durch die Gütcrlchre zu geschehen 
hat. Als der Concession anhaftendes Attribut — ossihus haeret 
muss das Monopol unbestreitbar wohl jeder Eisenbahn bis 
zu einer gewissen Grenze ermöglicht werden; dasselbe soll 
aber nicht durch unverrückbare Dispositivgcsetze , sondern, 
wie ausgeführt, nach wirthschaftlicher Erwägung regulirt 
werden. 

Entgegen dem im österreichischen Eisenbahn-Conces- 
sionsgesetze und in den meisten Concessionsurkunden zuge- 
sicherten Verkehrsmonopole ist also das allmälige Einlenken 
in die beschränkt freie Concurrenz von Eisenbahnen gewiss 
nur zu billigen. 

h) Das Betriebs-Monopol und dessen Beschrän- 
kungen. 

Unter Betriebs-Monopol verstehen wir, wie schon 
oben erwähnt: 1. die Negation der freien Concurrenz auf 
der Schiene, also das principiell ausschliessliche Recht 
der Bahnunternehmung ihre Schienen für die Zwecke ihres 
Verkehres zu benützen und 2. das Recht, den Betrieb der Bahn 
selbst allein durch die eigenen Organe zu verwalten. 

Dasselbe unterscheidet sich sohin wesentlich von dem 
schon besprochenen Verkehrsmonopole. Hier, wie dort, kommt 
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(las ausscblie^seiule Recht in seiner wirtliseliaftlielien Bedeu- 
tung- als Monopol zur Geltung- und insoferne diese beiden 
Monopole bei einer Eisenbahn, wie dies in Oesterreich ge- 
mäss dem Concessionsgesetze von 1854 der Fall ist, zusammen 
vorhanden sind, verstärkt sich noch die AVirkung des Ver- 
kehrsmonopols, des sogenannten „natürlichen" Monopols. 

In rechtlicher Beziehung hat nun in Oesterreich das 
Betriebsmonopol eine noch grössere Reform, respective 
Beschränkung erfahren, als das Verkehrsmonopol. So vor 
Allem durch 

a) Die Sequestration der Betriebsrechte. 

Die erste und entscheidendste Massregel war die ad- 
ministrative Betriebs- Sequestration garantirter Eisen- 
bahnen, id est die P^nteignung des Betriebsrechtes, das 
den Concessionären als ausschliessliches Monopol zugesichert 
ist. (§. 9, h't. d der Verordnung vom 14. September 1854). 

Die administrative Sequestration einer Eisenbahn ist 
zwar nicht neu, indem sie schon nach dem allgemeinen 
Concessionsgesetze (§. 12) in den Fällen gestattet ist, w^enn 
eine Eisenbahn-Unternehmung ungeachtet wiederholter Er- 
mahnung Anordnungen der vorgesetzten Behörde nicht be- 
folgt oder wesentlichen Bestimmungen der Concessions- 
urkunde oder der Eisenbahnbetriebsordnung zuwider handelt, i) 
Allein sie repräsentirt unter diesen Voraussetzungen eine 
gesetzlich geregelte staatspolizeiliche Massregel, welcher 
theils der Charakter einer Strafe, theils der einer Verkehrs- 
sicherheitsmassnahme anhaftet. 

Der Rechtsgrund für diese Betriebssequestration liegt 
in dem Zwecke der Eisenbahn selbst, welche in erster 



^) Siehe die trefflichen Studien Grünhut's: „Juristische 
Blätter" 1. Jahrgang 1872, S. 445 über „die Sequestration einer 
Eisenbahnunternehmung" mit Rücksicht auf die damals sequostrirte 
Lemberg-Czerno witzer Eisenbahn. 
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Linie die Sicherheit und Ordnung* des Verkehres erhalten 
soll. Beide sind gesetzliche Voraussetzungen jeder liisenbahn- 
Concession, zu deren Einhaltung daher durch die Sequestra- 
tion mit Recht gezwungen werden soll. 

Dagegen bedeutet die Betriebssequestration, w^elche 
mit dem Gesetze vom 14. December 1877 rlicksichtlich 

"S 

garantirter Eisenbahnen eingeführt wurde ^), einen neuen 
Eingriff in wohlerworbene Rechte, wobei sich der Rechts- 
grund nur aus fiscalischen Rücksichten herleitet; ^) 

Es soll indessen sofort bemerkt werden, dass die Be- 
troifenen diesen Eingriff sehr bald verschmerzt haben, w^eil 
die bittere Pille der Rechtskränkung mit anderen Jouissancen 
versüsst wurde. 

Die Betriebssequestration verschuldeter Eisenbahnen 
hat nämlich den Concessionären, resp. den Actionären die 
ersehnte Ruhe im Genüsse ihrer Rente gebracht und die 
in Permanenz gewesenen Conflicte wegen Betriebsdeficite 
und Staatsgarantie -Abrechnungen endlich beseitigt. Diesem 
Interesse zuliebe haben die Actionäre bald gerne ihr gutes 
Recht auf den Betrieb geopfert gesehen und heute begrüssen 
sie in einer Betriebssequestration sogar schon eine Voraction 
für Verstaatlichungs-Operationen der Regierung, die regel- 
mässig gute Kaufpreise bezahlt. 

Das Alles ändert aber an der Thatsache nicht, dass 
der Betriebssequestration eine Rechtskränkung zu Grunde 
liegt, welche in erster Zeit viel angekämpft und perhorrescirt 



^) J a q u e s : Eisenbabnreclit nnd Eisenbahnpolitik, 
Wien 1877; Reinitz: das Eisenbabnwesen Oesterreich-Üngarns und 
dessen neuestes Rechtsgebiet. Siehe insbesondere den Bericht 
des Eisenbahnausschusses des österreichischen Abgeordneten- 
hauses über den Gesetzentwarf, die garantirten Eisenbahnen betref- 
fend' 1877. 

*) Dermalen ist der Betrieb nachstehender Eisenbahnen sequestrirt : 
Eudolfsbahn, Mährische Grenzbahn, Yorarlbergbahn und 
AI brechtsbahn. 
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wurde. Die Auf^sölinuiig des Capitals mit dieser Rechts- 
verletzung hat diese zwar erträglich gemacht, aber nicht 
aus der Welt geschafft. 

Auch bei dieser Rechtsbeschränkung greift die autori- 
tative Macht des Staates, hier nicht einmal unter dem Prä- 
texte der absoluten Nothwendigkeit, mit der vollen Wirkung 
der Entcigmmg ein. Denn die Staatsverwaltung kann die 
J3etriebsrechte einer garantirten Eisenbahnunternehmung ohne 
Weiteres entziehen, resp. durch ihre eigenen Organe oder 
selbst durch eine fremde Unternehmung ausii])en lassen, wenn 

1. der Betrieb der Eisenbahn nicht einmal 
die Betriebskosten deckt*); 

2. die Unternehmung in fünf aufeinanderfolgenden 
Jahren mehr als die Hälfte des garantirten Rein- 
c rträgnisses jährlich in Anspruch nimmt. ^) 

Damit hat sich ein neues Element, nämlich das fiscalische 
Interesse, als rcchtsbildender Factor im (öffentlichen Rechte 
der Eisenbahnen eingebürgert, und zwar ohne dass die Grösse 
oder Tragweite dieses Interesses irgendwie erwiesen sein 
nmss. 

DieThatsache der ziffermässig festgestellten Inanspruch- 
nahme der Staatsgarantie allein dient schon als Rechtsgrund, 
gleichviel ob die Inanspruchnahme durch die Verhältnisse 
gerechtfertigt ist oder nicht, und ob die Sequestration mit 
Sicherheit eine Besserung erwarten lässt. Der Zweck ist 
hauptsächlich ein erhofftes fiscalisches Ersparniss, welches 
aber beiweitem nicht von solcher Bedeutung ist, dass schon 
dieserhalb die Verletzung eines wohlerworbenen Rechtes 
gerechtfertigt wäre. Denn es könnten sich bestensfalls — 
aber auch dies ist ungewiss — die Garantieleistungen um 
Einiges ermässigen , welche fiscalische Vortheile aber in 
ihrer Art für die allgemeine Staatswohlfahrt nicht . so 



*) Gesetz vom 14. December 1877, R. G. Bl. Nr. 112, §. 1. 
°) §. 4 Desselben Gesetzes. 
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iinerlässlicli nothwcndig' sind, wie sie einer Enteig'nung zu 
Grunde liegen müssen. Kurz, ein fiscalischer Vortheil lässt 
da ein Mittel rechtfertigen, das nicht einmal volle Grewähr 
dafür bietet, dass es den Zweck auch erfüllen könne. 

Der angebliche Zweck ist die Entlastung des Staats- 
budgets von Eisenbahn - Subventionen , daher indirect die 
Entlastung des Steuerträgers und das zur Realisirung des- 
selben dienliche Mittel ist eine Beschränkung des con- 
cessionsmässigen Betriebsrechtes, wodurch die Staatsgewalt 
eine sparsamere Administration, eine financiell und wirth- 
schaftlich bessere Ausnützung des garantirten Eisenbahn- 
Unternehmens erzielen will. Die Panac6e der öffentlichen 
Wohlfahrt dient auch hier zum Deckmantel, und „staats- 
financielle Selbsterhaltung" ist die Devise, unter der kurzer 
Process gemacht und die Execution mittelst eines neuen 
Enteignungs-Actes vollzogen wird. 

In Wahrheit ist der Zweck bei Weitem nicht von solch' 
eminentem öffentlichen Interesse, dass es ihm gestattet werden 
sollte, sich unter die Flagge des öffentlichen Rechtes zu stellen, 
um die Contrebande aus dem Privatrechte so leicht in 
Sicherheit zu bringen. 

Die iiTige Voraussetzung der Erspriesslichkeit von sub- 
ventionirten Eisenbahnen mag sich für den Staat als finan- 
ziell nachtheilig herausstellen — und diese Erfahrung soll 
für die Zukunft lehrend sein — sie darf aber nicht Anlass 
sein zur Aufhebung des Vertragswillens und zur Kränkung 
wohlerworbener Rechte und einen mit der Staatsverwaltung 
geschlossener Vertrag durchaus discreditiren. Der einmal 
geschlossene Vertrag soll auch vom Staate nicht weniger 
rigoros beurtheilt sein, als vom Privaten, und wenn Eisen- 
bahn-Unternehmungen zufolge nicht zweckmässiger Verwal- 
tung die Staatsgarantie stark in Anspruch nehmen oder den 
Staat überdies für Betriebsabgänge belasten, so hat der 
Staat begreiflichermassen die Consequenzen eines Irrthumes 
zu tragen, den er durch optimistische Voraussicht selbst ver- 

B e i n i t z , Staat and Eisenbahnen. Q 
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schuldet hat, und der ja auch die garantirten Concessionäre 
nicht ganz unbecinflusst lässt. 

Die Garantie ist eine Leistung des Staates dafür, dass 
die Actionäre ihr Capital in ein unproductives Unternehmen 
investiren, sich auf die garantirten regelmässigen Zinsen 
heschrÄnken und selbst diese opfern, wenn sich bei der 
passiven Eisenbahn nachträglich weitere Auslagen — Ver- 
vollständigungsbauten , Erneuerung des Fahrparkes, Rccon- 
structionen, Verluste bei der Manipulation — als nöthig er- 
weisen. Die Schmälerung der vom Staate garantirten Zinsen 
hat, wie bekannt, thatsächlich schon bei vielen österreichischen 
Eisenbahnen ^) aus diesen Gründen stattgefunden. 

Die Staatsgaranlie ist eben nur eine Prämie für das 
von den Actionären übernommene Risico, für das in schlechte 
Eisenbahnen investirte immobil werdende Capital und als 
solche musste sie von der garantirenden Staatsverwaltung 
schon vorhinein in Rechnung getragen sein. Das Geschäft 
ist für beide Paciscenten, für den Staat sowohl als für die 
Concessionäre, ein gewagtes, zugestandenermassen für den 
Staat ein gewagteres als für die Concessionäre. 

Bekanntlich konnte sich Unger, der beste Interpret 
des österr. Privatrechtes, seinerzeit selbst als Sprechminister 
für das Gesetz betreifend die Betriebssequestration ver- 
schuldeter Eisenbahnen obigem Bedenken nicht verschliessen. 
Mehr als die Aequitas, die Billigkeit, vermochte auch er 
nicht für die Rechtsbeschränkung der garantirten Bahnen in's 
Treffen führen. „Es sei billig", meinte Unger, „dass, weil 
der Staat für das unzureichende Erträgniss der garantirten 
Eisenbahnen aufkommen müsse, aber anderseits nicht mit 
voller Kraft in das Getriebe der Verwaltung eingreifen könne, 
die Sequestration des Betriebes nach Anordnung des Staates 
gestattet sei". Damit ist aber gesagt, dass ein Recht that- 

®) So bei der Nordwestbahn, Albrechtsbahn, Kaschan- 
Oderb erge r Bah n,Pardubitzerb ahn, mährisch eGrenzb ahn. 
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sächlich verletzt wird. Ein anderes Urtheil konnte aber selbst 
vom „Minister" Unger nicht erwartet werden, weil er 
sonst mit sich, als Rechtsgelehrten in Widerspruch 
gerathen wäre, indem er seine früheren Anschauungen ge- 
radezu umgestossen hätte. '^) 

Es liegt nahe, dass sich die Vertreter der Betriebs- 
enteignung mehr durch den Hinweis der Unschädlichkeit 
der Massregel als durch Anrufung des Gesetzes hinweghelfen. 
Dasselbe that auch die Regierung in ihrem Motivenlierichte 
zu diesem Gesetze. Sie weisen insbesondere darauf hin, dass 
durch die Sequestration die sonstigen Rechte der Conces- 
sionäre nicht berührt werden, dass diese über die Betriebs- 
überschüsse verfügen können, und eine finanzielle Belastung 
der sequestrirten Gesellschaft nur mit Zustimmung der Ver- 
tretung der Gesellschaft geschehen soll®), endlich, dass die 
Berechtigung des Staates zur Sequestration einer Bahn nur 



') ünger: System, I. Band, Seite 119 und 587 ff., insbesondere 
11. Bd., S. 318 n. 319. Bei dem Anlasse weisen wir auch auf ein Gut- 
achten Unger's hin, das er in dem bekannten Vorstreite der Nord- 
bahn gegen die österreichische Staatsbahn wegen Concessionirnng 
der ConcurrenzUnien Wien-Brünn im Jahre 1861 im Vereine mit 
Arndts, Glaser, Grassl, Haimerl, Fachmann und Stuben- 
rauch dahin abgegeben hat: „Dass das aus einem Privilegium erlangte 
Recht ein wohl erworbenes Recht sei, welches im Allgemeinen gleich 
anderen Privatrechten beurtheilt und behandelt werden muss. (§. 13 
a. b. G. B.)" Siehe auch Koch, Deutschland's Eisenbahnen, II. Bd. §.134, 
Note 14. 

«) §.5, ?i^. a) vom 14. December 1877: „Durch die Uebernahme 
des Betriebes von Seite der Regierung werden die sonstigen Rechte und 
Pflichten der betreffenden Actiengesellschaft nicht berührt. Derselben 
verbleibt insbesondere die Verfügung über diejenigen Beträge , welche 
sich nach Massgabe der ihr mitzutheilenden Betriebsrechnnng und der 
staatlichen Garantieleistung als Ueberschuss, beziehungsweise Reinerträgniss 
ergeben" ; ferner lit. h) : „Für Auslagen , welche den Capital-Conto der 
Bahn dauernd zu belasten haben, bleibt die Zustimmung der statuten- 
mässigen Vertretung der Gesellschaft vorbehalten." Siehe auch die Motive 
zu diesem Gesetze. S. 11. 

3* 
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eine bedingte ist, indem selbe sofort aufhört, wenn inner- 
halb einer gewissen Zeit (durch drei auf einanderfolgende 
Jahre) die Hälfte des garantirten jährlichen Reinerträgnisses 
nicht mehr in Anspruch genommen wird. ^) 

Allein es kann trotzdem nicht wegdisputiii; werden, 
dass ein individuelles Eecht verletzt wird und dass es für 
die reine Rechtsfrage nicht gleichbedeutend ist, ob der 
Concessionär den Betrieb seiner Eisenbahn selbst führen 
kann, oder ob er sich die Aufoctroyirung eines Sequesters 
gefallen lassen muss. Hier soll die Jtbstracte Rechtsfrage von 
der Interessenfrage genau geschieden sein ; erstere ist bei allen 
Betriebs-Sequestrationen dieselbe, die Interessenfrage aber 
nach den jeweiligen Umständen verschieden. 

Es soll indessen nicht in Abrede gestellt werden, dass 
die Betriebs-Sequestration mitunter auch noch andere Zwecke 
zu ermöglichen geeignet ist, indem sie u. A. die Verstaat- 
lichung der Eisenbahnen vorbereitet. 

So ist denn ein neues Element dem öflfentlichen Rechte 
der Eisenbahnen einverleibt worden, welches trotz ange- 
thaner Rechtskränkung allmälig vergessen wird, weil der 
Concessionär seine materiellen Interessen nicht gefährdet 
sieht und deshalb gerne den Hagel'schen Satze huldigt: 
„Alles was ist, ist vernünftig." 

ß) Das Peagerecht. 

Soweit hat man sich also mit der Betriebs-Seque- 
stration in Oesterreich wohl noch befreundet, weil ja der 
Staat schon aus eigenem Interesse die sequestrirte Bahn 
gut zu verwalten bestrebt sein wird und der Erfolg denn 
doch nur den Concessionären, beziehungsweise den Actio- 
nären, zu statten kommt. Es tritt eine regelmässig nur inte- 

®) §. 2. Abs. 2 und §. 4. Abs. 1 des Gesetzes vom 14. De- 
cember 1877. 
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rimistische Rechtsenteignung ein, welche sofort aufhört, als 
die Voraussetzungen der Betriebs-Sequestration entfallen, i) 

Hier sollte aber still gestanden werden. Weiter Hesse 
sich die Modifizirung des allgemeinen Concessionsrechtes in 
Oesterreich, noch weniger aber die Rückwirkung beschrän- 
kender Gesetze auf wohl erworbene Rechte mit Bezug auf 
das Betriebsmonopol, kaum rechtfertigen, u. zw. weder in 
öffentlich-rechtlicher noch in volkswirthschaftlicher Be- 
ziehung. 

Denn ein Hauptfactor eines jeden wirthschaftlichen 
Institutes, wie ein solches auch die Eisenbahn ist, ist die 
sichere Rechtsgrundlage, weil hauptsächlich diese das Ver- 
trauen schafft, welches das Privat-Capital den Eisenbahn- 
Unternehmungen in so reichem Masse entgegenbringt. 

Feste Grenzen für Eingriff^e des Staates in wohler- 
worbene Privatrechte mittelst der gesetzgebenden Gewalt 
können naturgemäss nicht existiren, weil die Staatsgewalt 
eben omnipotent ist. Allein sie sind durch die öffentliche 
Moral und durch die Billigkeit gegeben und dürfen das 
Gepräge des Sittlich-Guten nicht verleugnen. ^) Jede über 
wohlerworbene Rechte Einzelner sieh hinaussetzende Mass- 
regel des Staates nmss ^^semper bonum et aequum^ sein, 
w^ie dies in Bezug auf das Eisenbahnrecht an den betref- 
fenden Stellen weiter unten noch dargelegt wird. 

Man geht aber trotzdem schon weiter. 

Unter dem weiten Deckmantel des §. 365 des a. b. 
G. B., welcher gestattet für das „allgemeine Beste selbst 
das Eigenthum" gegen angemessene Schadloshaltung zu 
entziehen, soll nach der Ansicht Vieler der Staat mit den 

^) So wurde die Lemberg-Czernowitzer Bahn schon nach 
einer einjährigen Sequestration wieder der eigenen Verwaltung übergeben. 

^) Siehe hierüber die trefflichen Arbeiten in HaimerTs Maga- 
zin für R echt s- und Staats Wissenschaften III. Bd. Schnabel: 
über das Yerhältniss des Staates zum Rechte u. XVI. Bd. Bracken- 
höft: „Die Aequitas". 
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Eisenbahnen Alles niaclien dürfen, denn der Staat verlange 
ja Alles nur für „das allgemeine Beste". 

kSo propag-irt man jetzt in Oesterreich für die gesetzliche 
Einräunmng' ein Servitut an einer Privatbahnschiene zu Gunsten 
einer andern Eisenbahn-Unternehmung ^) ja selbst zur Beistel- 
lung des Betriebspersonales und der Betriebsmittel und ebenso 
für die Expropriirung bestehender Eisenbalm-Unternehnmngen 
selbst zu Gunsten fremder Unternehmungen. *) — Das erstere 
wäre das erzwungene Peage-Verhältniss, das letztere 
die zwangsweise Abtretung der Bahn an den Staat oder gar 
an eine andere rrivatunternehmung, sohin das gänzliche 



^) Gesetzlich ist dies in Oesterreich zum ersten Male im Interesse 
der böhmisch-mährischen Transversalbahn im Gesetze vom 
25. November 1883, Art. 9 ausgesprochen. Nach diesem Gesetze ist die 
Staatsverwaltung berechtigt, in Ansehung jener bereits bestehenden Bahn- 
strecken, welche in die Gesammtrichtung der mährisch-böhmischen Trans- 
versalbahn fallen, die Mitbenützung unter freier Feststellung des Tarifes 
im Enteignungswege zu erzwingen. — Siehe hierüber die erregte Debatte 
des Österreichischen Abgeordnetenhauses : Stenographisches Protokoll vom 
13. April 1883, Abgeordneter Tomaszczuk bekämpfte dieses Peage- 
Verhältniss, weil fiscalische Interessen eine derartige Expropriation 
nicht rechtfertigen, und weil dieses Princip schliesslich zur zwangs- 
weisen Abtretung von Bahneigenthum führen würde, was aber nicht 
nur allen wirthschaftlichen Maximen, sondern auch dem Rechtsgefühle 
widerspreche. Siehe daselbst auch die treifliche Rede des Regierungs- 
vertreters Dr. Steinbach für das Peage-Recht. 

*) Siehe Randa: die Enteignung, Grünhut's Zeitschrift 
für Privat- und öffentliches Recht. 10. Band, Seite 621, 1883. „Es können 
insbesondere Eisenbahnen, ungeachtet des ausschliesslichen Rechtes zur 
Anlegung und zum Betriebe gewisser Strecken, Gegenstand der Expro- 
priation sein, und zwar nach Umständen selbst zu Gunsten einer anderen 
Bahnunternehmung, soferne dies das allgemeine Beste postulirt." — 
Auch Bluntschli: Moderne Staatslehre II. und III. Band, geht 
zu weit mit seiner Behauptung, dass der Staat Privatbahnen jederzeit 
an sich ziehen darf, wenn er die verwendeten Auslagen vollständig er- 
setzt, mithin unter besseren Bedingungen, als wenn er die Grundsätze 
der zwangsweisen Abtretung von Privatbahnen zur Anwendung brächte. 
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Erlöschen der Concession vor Ablauf der bedungenen Frist, 
kurz die P^nteignung der Eisenbahn selbst. 

Wir wollen die Berechtigung der freien Concurrenz 
nach jeder Richtung und mit allen Mitteln gewiss nicht in 
Abrede stellen, und erachten Beschränkungen erworbener 
Rechte zu einem begründeten Zwecke, sei es indem Con- 
currenzbahnen gebaut, oder dass selbst frenide l^ahnstrecken 
benützt werden, als im öffentlichen Interesse gelegen. Allein 
auch für die Mitbenützungsrechte sollen, gleichwie bei den 
sonstigen Beschränkungen gewisse Grenzen beachtet werden, 
welche, wenn überschritten, eher wirthschaftliche Nachtheile, 
als Vortheile hervorbringen. 

Das Sonderbare und Ungerechte dieser modernen eisen- 
bahnrechtlichen „Reform" liegt also nicht in der Statuirung 
dieser Rechtssätze, sondern in ihrer Anwendung auf bereits 
erwor1)ene Rechte. Wenn pro fnturo ein Peagerecht, nändich 
die erzwingbare Mitbenützung fremder Schienen statuirt 
wird, so kann, so viel sich auch dagegen vom wirthschaft- 
lichen Gesichtspunkte sagen Hesse, nichts eingewendet werden, 
weil das P6agerecht in dem Augenblicke Vertragswille wird, 
als sich Concessionäre der Peageverpflichtung unterwerfen. 
Es kann ja auch zwischen bestehenden Eisenbahnen ein 
Peageverhältniss im Vertragswege existent werden ^), doch 
ist es Willkür, wenn eine so eingreifende Beschränkung 
auf bereits erworbene Rechte Knall und Fall einfach zwangs- 
weise angewendet wird. 

Die Erzwingimg des Mitbenützungsrechtes etwa auf 
Grund der freiesten Auslegung des §. 10 des österreichi- 
schen Concessionsgesetzes, in Verbindung mit dem §. 2 des 



") So bestehen in Oesterreich Peage- Verträge zwischen der Süd- 
bahn nnd den k. k. Staatsbahnen, rücksichtlich der Südbahnstrecke 
Wörgl-Innsbruck, ferner mit der Wien-Aspaugbahn für die 
Mitbenutzung der Südbahnstrecke Solenau- Wiener-Neu Stadt. 
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Pjisenbahn-Expropriatioiis-Gesetzes "), oder durcli eine gesetz- 
liche Norm, wie eine solche beispielsweise schon speciell für die 
böhmisch-mährische Transversalbahn geschaflfen wurde, zu 
gestatten, wäre eher vom Nachtheile als von Nutzen, und 
zwar deshalb, weil der allgemein wirthschaftliche Nutzen 
einen octroyirten Servitut der Schienenmitbenützung niemals 
mit Sicherheit vorausgesehen werden kann. ') 

Der crasse EingiiflF in die Privatrechte kann selbst dann 
nicht geleugnet werden, wenn auch das Mitbenützungsrecht 
thatsächlich ötfentlichen Verkehrsinteressen zu statten konunt. 
Denn insolange die öffentlichen Verkehrsinteressen auch 
auf andere Weise, durch Bau von Parallelbahnen oder durch 
Tarifmassnahmen gefördert werden können, fehlt die erste 
Voraussetzung des Zwangsrechtes: die unumgängliche 
Not h wendigkeit einer Rechtsentziehung. Die Enteig- 



^) §. lOdesEisenbabnconcessionsgesetzes (siehe oben Seite 15, Note 7) 
verpflichtet nur dazu, sich mit angrenzenden Eisenbahnen in Betreff der 
wechselseitigen Benützung der Bahn und der Betriebsmittel einzuver- 
stehen. Ein einseitiges Mitbenützungsrecht ist sohin ausgeschlossen. 
Ferner §. 2, Absatz 3 des Eisenbahn-Expropriationsgesetzes von 1878, 
„das Enteignungsrecht umfasst insbesondere das Recht : 3. auf Einräu- 
mung von Servituten und anderen dinglichen Rechten an unbeweglichen 
Sachen, sowie auf Abtretung, Einschränk nug, auf Aufhebung derartiger 
und solcher Rechte, deren Ausübung an einen bestimmten Ort gebunden 
ist. — Siehe Ka serer: österreichische Gesetze sammt Materialien 
XXXI. Band : Das Gesetz betreffend die Enteignung zu Eisenbahn- 
zwecken. 

') Gegen die Mitconcurrenz von Bahnen auf einer und derselben 
Schiene: Cohn: Entwicklung der englischen Eisenbahn-Gesetzgebung 
Sax: die Eisenbahnen S. 100. Dagegen ist D o r n : (Eisenbahnfragen 1876 
Eisenbahnpolitik der Zukunft 1872) für die ausgedehnteste Benützung 
der Eisenbahnen für Jedermann. Seine Devise ist: „Nicht Concur- 
renzlinieu, sondern Ooncurrenz auf der Linie. — Siehe auch 
Michaelis: Das Monopol der Eisenbahnen, Franqueville: Travaiix 
publics en Ängletet^re, Perrot: Eisenbahn -Politik 1872. Mayer: 
Denkschrift über die Eisenbahnen für den volkswirthschaftlichen Con- 
gress 1871. 
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nuiiii;', wclclie hier ebenfalls zur Anwendung kommt, soll ja 
nur dann eintreten, wenn sie unnmgän^licli notli- 
w e n d i g , nicht aber, wenn sie nur erspriesslich und zweck- 
dienlich ist, oder wenn sie im Interesse des Fiscus oder 
einer Gemeinschaft liegt. 

Das eigentliche Postulat der Enteignung, nämlich die 
Not h wendigkeit der Eigenthums- oder Rechtsentziehung 
— und nicht schon die Erspriesslichkeit allein — kann aber 
hier nicht genug betont werden, weil das Princip der Enteig- 
nung, wie schon erwähnt, wie ein rother Faden das ganze 
System des modernen Eisenbahnrechtes durchzieht. Das 
P6agerecht in seiner Anwendung auf schon bestehende laut des 
Concessionsgesetzes einem solchen Rechte nicht unterworfene 
Eisenbahnunternehmungen ist daher ein Widerspruch mit 
unseren Rechtsanschauungen und kommt in der beabsichtigten 
Form in keinem anderen Staate vor. Es ist ein nicht zu recht- 
fertigendes Zwangsrecht, weil demselben das Moment des 
öffentlichen Gemeinwohles nicht anhaftet, indem es haupt- 
sächlich Einzelinteressen zu nützen berufen ist. 

Die rechtliche Construction des erzwungenen Peage- 
Verhältnisses ist, um einen gelinden Ausdruck zu gebrauchen, 
dann stets eine Ungeheuerlichkeit, wenn es erworbene Rechte 
einschränkt und dasselbe nur einseitig vom Staate zum Nach- 
theile einer Unternehmung statuirt wird. Man schafife, wenn 
schon das Poage-Recht unentbehrlich ist, ein allgemeines Gesetz 
für neu zu concessionir ende Bahnen, oder lege 
den einzelnen Ei^enbahnunternehnmngen anlässlich der Con- 
cessionsertheilung die Pflicht auf, etwa nothwendig werdende 
Peage- Verträge abzuschliessen. Allein es verstösst gegen jede 
Rechts-Raison , wenn einer neuen Eisenbahn-Unternehmung 
gesetzlich das Recht gewährt wird, dass sie eine Nachbar- 
bahn zur Duldung der Mitbenützung ihres Ei genthumes zwingen 
könne, obgleich diese zu einer solchen Duldung concessions- 
mässig nicht verpflichtet ist. Der Staat macht da ein Versprechen 
zum Nachtheile eines Dritten, welches zu halten dieser Dritte 
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mit Rücksicht auf das Kxpropriations^esetz i;'era(lezu i^e- 
iiötliigt wird. Die Ungelieuerliclikcit wird noch unter Um- 
ständen umso grösser, als eine äquivalente Scliadloshaltung- 
nicht immer platzp'eift, weil sie oft gar nicht berechnet und 
li(iuid werden kann, wie dies weiter unten zur Sprache 
kommen soll. 

In England, Frankreich und Deutschland, wo das 
reage-Recht seit jeher besteht, sind die Verhältnisse ganz 
anderer Art und die Rechtsgrundlage des Peage- Verhältnisses 
ergibt sich aus dem Eisenbahnrechte all' dieser Staaten in 
natürlicher Weise, In allen diesen Staaten gehörte das Peage- 
Recht in seiner ausgebildetsten Form zu den ursprunglichen 
Factoren des Eisenbahnrechtes, so dass alle concessionirten 
Eisenbahnen diese Pflicht schon m i t der Concession in Kauf 
genommen hatten. ^) Dies gilt ganz besonders von England 
und Deutschland, wo das Eisenbahn-Privilegium überhaupt 
nur für den B a u. nicht auch für den ausschliesslichen Betrieb 

4 

gegcl)en wurde, daher der Bahnbetrieb stets frei war.^) 

^) Das prenssische Concessionsgesetz vom 3. Novem- 
ber 1838 normirt ausdrücklich die Freigebung des Gebrauches der Eisen- 
bahnen. Laut §. 27 ff. behält sich das Ministerium das Recht vor, nach 
Ablanf der ersten drei Betriebsjahre neben der concessionirten GeseUschaft 
auch anderen eine Concession zum Transportbetriebe zu ertheilen. Und 
auf dieser Grundlage konnte das P6age-Recht in Deutschland als schon 
bestehendes Recht, auch in die neueren Eisenbahn gesetze aufgenommen 
werden, so im Entwürfe des neuen Reichseisenbahngesetzes von 1874 im 
§.7. Und ebenso ist in England das Recht der Mitbenützuug der 
Bahnen durch mehrere Gesellschaften, u. zw. in noch ausgedehnterer 
Weise als in Deutschland, schon seit Bestehen der Eisenbahnen begründet. 
Das sogenannte „riinning power and working arrangements" — der Con- 
currenzbetrieb im strengsten Sinne des Wortes, — ist streng ausgebil- 
detes englisches Recht und wird, wenn nicht durch Vertrag erworben, 
als Zwangsrecht mittelst Specialgesetz begründet. Siehe Cohn: Ent- 
wicklung der englischen Eisenbahngesetzgebung. Haushofer: Grund- 
züge des Eisenbahnwesens. 

®) Doch wird in Deutschland aus betriebstechnischen und Ver- 
waltungsrncksichten vom Peage-Rechte wenig Gebrauch gemacht. Aber 
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Weil aber in OesteiTeich die bestehenden Eisenbahnen 
sowohl für den Bau als den Jktrieb das ausschliessende 
Privilegium besitzen und die Mitbenutzung- ihrer Schienen 
durch fremde Bahnen im Concessionsgesetze nicht ausdruck- 
lich begründet ist, muss die Anwendung des Peage-Rechtcs 
in Oesterreich auf schon bestehende Eisenbahnunternehmungen 
jedenfalls perhorrescirt werden. 

Solche erzwungene Peage- Verhältnisse äussern übrigens 
ihre Wirkung auch in w^rthschaftlichcr und betriebs- 
technischer Beziehung. 

Vor Allem wird stets die eine oder die andere Eisen- 
bahn-Unternehmung, die dienende oder die herrschende, 
durch das Peage-Verhältniss den Kürzeren ziehen müssen. 
So wird die dienende Eisenbahn-Unternehmung sehr oft eine 
Handhabe besitzen, durch Tarife und Verkehrseinrichtungen 
die herrschende Unternehmung ihrem Willen zu unterjochen ^^j 
und auf diese Weise die Kränkung ihrer wohlerworbenen 
Rechte durch tarif- und verkehrspolitische Massregelungen 
zu rächen. Jede Kechtskränkung, welche in der Regel zugleich 
eine Verkehrsbeschränkung involvirt, ruft eine Abwehr her- 
vor und sie wird dann umso rücksichtsloser, wenn die Kränkung 
nur aus privatwirthschaftlichen Rücksichten erfolgt ist. 

Eine solche ist aber das erzwungene Mitbenutzungs- 
recht unbedingt, nachdem jader fremden Eisenbahnunter- 
nehmung grosse Auslagen erspart bleiben, diese nur von der 
dienenden gemacht werden, während sie auch den Conces- 
sionären der herrschenden Eisenbahnen zu Statten konmien. 

Man wird zwar einwenden, dass die mitbenutzende 
Eisenbahn immerhin auch verpflichtet ist, für die Benützung 
der fremden Schiene ein Bahn- und Abnützungsgeld zu 

auch in England wird zwangsweise ein Peage-Verhältniss nie begründet, 
weil ein solches als unhaltbar gilt. Siehe Cohn: Seite 69, Sax: IL 
Eisenbahnen 120. B es chorner: Deutsches Eisenbahnrecht 1858, S. 7 ä*. 
B e s s el und Kühlwetter: Preussisches Eisenbahnrecht, II. Theil, §. 134. 
^^) So z. B. die Südbahn gegenüber der Wien - Asp angbahn. 
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bezahlen , daher diese die Verzinsung und Tilgung des 
für sie investirten Capitals einer fremden Eisenbahnunter- 
nehmung compensirt. ^i) Indessen stimmt der Einwand nur 
bedingt. Denn wie steht es dann, wenn die zur Mitbenützung 
berechtigte Eisenbahn - Unternehmung in der Folge keinen 
Verkehr hat, oder wenn der Verkehr ganz oder auch nur 
zeitweilig nachlässt ? Da werden die Zinsen und Tilgungs- 
kosten der von der dienenden Eisenbahnunternehmung 
gemachten Investitionen, insoferne diese durch die Mitbe- 
nützung bedingt waren, immer nur durch die dienende Eisen- 
bahnunternehmung allein getragen werden müssen. 

Das Mitbenützungsrecht wird zu einer Servitut in 
faciendo, während doch eine y^servitus in fadendo exis- 
tere nequit^ , Das erzwungene P6age-Verhältniss wird in 
einem solchen Falle ein doppeltes Unrecht sein. Erstens weil 
es weit über den §. 365 a. b. G. B. hinausreicht und zweitens, 
weil der Expropriat sehr oft nicht einmal entsprechend ent- 
schädigt wird. 

Es ist zwar nicht hier der Platz, speciell auch die 
wirthschaftlichen und betriebstechnischen Hindernisse der 
freien Concurrenz der Schiene auszuführen und nachzuweisen, 
inwiefern sich das Peage-Verhältniss in allgemeiner An- 
wendung kaum für alle Fälle bewähren würde. Doch sollen 
einige Worte auch diesen Momenten gewidmet werden. 

Die einheitliche Leitung und Ordnung des Verkehres, 
muss bei grösserer Frequenz immer leiden, wenn verschieden 
interessirte und geleitete Unternehmungen einen und den- 
selben Bahnkörper befahren, insbesondere wenn der Verkehr 
gross, daher einer grösseren Umsicht bedürftig ist. ^2) 

^*) So hat die böhmisch-mährische Transversal bahn 
nebst dem zu vereinbarenden Tarife verhältnissmässig zur Verzinsung 
und Tilgung des auf die mitbenutzte Bahnstrecke verwendeten Anlage- 
capitals beizusteuern. Gesetz vom 25. November 1883, Art. 9. 

*^) Siehe Sax: Eisenbahnen S. 119, und Haushof er: „Grundzüge 
dos Eisenbahnwesens" S. 266 ff. 
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Die nächste Folge der Mitbenützung fremder Bahn- 
strecken durch anschliessende Bahnunternehmungen wird 
die Noth wendigkeit erweiterter Bahnanlagen, von Geleise- 
Vermehrung sein, welche die dienende Eisenbahn-Unter- 
nehmung wird herstellen müssen, wodurch aber eine Stei- 
gerung ihrer Betriebskosten, eine Erhöhung des Anlage- 
capitals und in Folge dessen ein grösserer Zinsenbedarf ein- 
treten muss. ^3) 

Alle diese Momente sind aber am Wenigsten geeignet 
den Verkehr zu verwohlfeilen, dies umsoweniger, als die 
durch die Mitbenützung der Eisenbahnschiene eintretende 
Concurrenz den Verkehr der dienenden Eisenbahn-Unter- 
nehmung an und für sich schon herabmindert und diese 
daher wirklich bestrebt sein wird, die Ausfälle durch höhere 
Tarife hereinzubringen. Die beste Erfahrung hierfür liefern 
gerade die englischen Eisenbahnen , w^elche durch die 
gegenseitige Benützung der Schienen schliesslich gezwungen 
waren, sich für höhere Tarife zu coaliiren um so erst 
recht y^viribus unitis^ den Verkehr zu monopolisiren und die 
Concurrenz illusorisch zu machen. Aber auch hiermit sind 
die Nachtheile eines erzwungenen Peage-Verhältnisses bei- 
weitem noch nicht erschöpft. 

Die Enteignung, welche im Interesse der Mitbenützung 
einer fremden Bahnstrecke platzgreift, birgt noch, um ein 
wichtiges wirthschaftliches Moment vor Auge zu halten, die 
Gefahr der allzuregen Förderung auch solcher Eisenbahn- 
bauten in sich, welche nur auf Kosten einer anderen Eiscn- 
bahnuntemehmung existiren können. 

Eisenbahnunternehmungen, welche sonst keine wirth- 
schaftliche Berechtigung in sich haben, könnten, nachdem 
sie einen Theil ihrer Strecken gar nicht bauen müssen, 
sondern eine fremde Linie benutzen dürfen, leicht Objecto 



**) Siehe Sax: Tl. Eisenbahnen S. 115 if. Cohn: „Entwicklung 
der englischen Eisenbahn-Politik'^ S. 69 ff. 
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von Gründlingen werden und eine völlige Verscliielning der 
Eisenbahn- Verhältnisse hervorrufen. 

In solchen Fällen die Mitbenützung einer fremden 
Bahnstrecke 7a\ ermöglichen, hiesse nicht nur das Recht 
dem Unrechte aussetzen , sondern Calamitäten heraufbe- 
schwören, welche die allzugrosse Erleichterung von Bahn- 
bauten am häufigsten hervorrufen. 

War es früher die vom Staate gewährte Zinsen- 
garantie, welche das Capital zu Eisenbahn-Gründungen an- 
gelockt und schliesslich dem Staate nur Verlegenheiten und 
dem Eisenbahnmarkte Krisen gebracht hat, so würden jetzt 
die aus dem erzwingbaren Peage- Verhältnisse erwachsenden 
Vortheile noch anregender für Eisenbahn-Gründungen wirken, 
weil ja die Kosten einer oder mehrerer Theilstrecken von 
der fremden Bahnunternehmung getragen und von der herr- 
schenden Bahn nur im Verhältnisse ihres Verkehres getilgt 
werden müssen. 

Das Peage-Recht ist eine im Werden befindliche 
weitere Neubildung im Concessionsrechte , welche in 
Oesterreich von noch grösserer Tragweite sein wird, als die 
Beschränkung des eigentlichen Verkehrs- und Betriebs- 
Monopols durch Gestattung von Concurrenzbahnen und durch 
die Betriebs-Sequestration. 

Die Expropriation kommt hier schon vollends und 
unwiderruflich zur Anwendung zum Unterschiede von der 
Betriebs-Se(|uestration , w^elche , wie schon erw^ähnt , nur 
interimistisch, nämlich für die Zeit der starken Inansi)ruch- 
nahme der Staatsgarantie, zu gelten hat und es wird nicht 
viel fehlen, dass schliesslich das Eigenthum an der Bahn 
selbst wird expropriirt werden können , eine Massregel, 
welche den Regierungen zu Verstaatlichungszwecken gewiss 
erwünscht wäre, jedoch bisher aus begreiflichen Gründen 
noch vermieden wurde. ^*) 



") Sowohl in Deutschland als in Oesterreich beruht die Ver- 
staatlichung noch auf dem Yertragsrechte. Iq Oesterreich besagt das 



— 47 — 

So f!:cstaltet sich das Exproi)riationsreeht, welches 
lediglich im Interesse der Eisenbahnunternehmung geschaffen 
wnrde ^^) , znr Vernichtungswaffe gegen die Eisenhahnen 
selbst und sie spielt als solche im modernen Concessions- 
rechte die wichtigste Rolle. Dieses Recht verdrängt 
in seiner Anpassung an alle Rechtsverhältnisse nach und 
nach die Privatbahnen und öffnet der Verstaatlichungs- 
action der Regierungen Thür und Thor. 

Denn wenn auch der schon mehrfach aufgestellte 
Rechtsatz, dass die Eisenbahnen selbst expropriirt werden 
können, in Wirklichkeit noch nicht angewendet wird, 
so bietet doch schon jetzt das Expropriationsrecht (durch 
die Betriebs-Sequestration verschuldeter Eisenbahnen und 
durch Erzwingung des Peage -Verhältnisses) hinreichende 
Handhabe zur Erreichung desselben Zweckes. ^^) 

cj Das Recht d e r E n t e i g n u n g. 

Das Expropriationsrecht 1) hat sich aber nicht aus- 
schliesslich als gegen die Eisenbahnen selbst anzuwendender 



Gesetz vom 14. December 1877 im §. 6, dass die Regierung nur er- 
mächtigt ist, Vereinbarungen über den Ankauf garantirter Bahnen 
zu treifen. 

") Oesterr. Concessionsgesetz §. 9, lit c. 

") Randa: „Grünhat's Zeitschrift für Privat- und 
öffentl. Recht" (X. Bd. 1883), stellt es als zweifellos hin, dass 
Eisenbahnen Gegenstand der Enteignung sein können. Siehe auch 
„Juristische Blätter" Nr. 9 ex 1881, wo aber nur mit Bezug auf 
die bevorstehende Erlöschung des Privilegiums der Ferdinands- 
Nordbahn anerkannt wird, dass diese nicht an den Staat heimfallende 
Eisenbahn, resp. deren Grund und Boden, selbst, wenn sie als reine 
Privatbahn zn Privatzwecken der Actionäre fortbenützt würde, expro- 
priirt werden könne. Sehr zu bestreiten ist dagegen eine andere in den 
„Juristischen Blättern" Nr. 10 ex 1881 ausgesprochene Ansicht, 
dass diese Expropriation nur auf Grund eines speciellen Gesetzes 
erfolgen könnte. 

^) Die Literatur ist sehr reichhaltig. lieber das österreichische 
Eisenbahu'Expropriationsgesetz von 1878 am Ausführlichsten: Mayer- 
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Rcchts-Behelf entwickelt. Die Aiishildunft' dieses Reclites hat 
vielmehr auch 7A\ Gunsten der Eisenbahniinternehmungen 
stattgefunden. Die Expropriation hat vor Allem aufgehört, ein 
an zu rigorose Voraussetzungen gebundenes Recht zu sein, 
der Umfang der Enteignung wurde gegen früher wesentlich 
erweitert und das Entschädigungsverfahren durchgehend« 
geregelt und beschleunigt. Diese Aenderung hat das Gesetz 
vom 18. Februar 1878 bewirkt. 

Die bis dahin angewendeten, nur ungenügend ergänzten 
Gesetze über das Expropriationswesen 2) haben ein so er- 
giebiges Terrain für Verschleppungen, Rechtsverkürzungen, 
insbesondere aber für Chicanen geliefert, dass es nicht 
Wunder nehmen mag, wenn die Expropriationsmassnahmen 
früher stets die unerquicklichsten Agenden waren, welche 
mit einem Eisenbahnbau verbunden gewesen sind. Uner- 
quicklich deshalb, weil, abgesehen von der Ungewissheit 
hinsichtlich der massenhaften Processführungen, insbesondere 
die Bauausführung gehindert und die Bauvollendimg 



hof er : „Handbuch für den politischen Verwaltungsdienst" III. Bd. 1881, 
ferner Kaserer: Materialien znm Eisenbahngesetze von 1874. Die 
Motive der Regierang zu diesem Gesetzentwurfe. Frühwald: „Die 
österreichische Civiljustizgesetzgebung 1870—1880". IV. Bd. S. 270. 
Siehe ferner Grünhat: „Das Enteignungsrecht". Prazak: „das Recht 
der Enteignung". Randa: „Die Enteignung" (in Grünhut's Zeitschrift 
für Privat- und öffentliches Recht. X. Bd. 1883). Koch: „Deutschlands 
Eisenbahnen". Thiel: „Expropriationsrecht und Expropriations ver- 
fahren". Beschorner: „Deutsches Eisenbahnrecht" S. 101. Stein: 
„Verwaltungslehre." VII. Tbeil. Mittermayer im Staatslexicon von Rottek 
& Welker, (Gezwungene Eigenthumsabtretung). Haberlin, Rössler, Blunt- 
schli: „Staatsrecht". Stubenrauch („Vierteljahresschrift für Rechts- und 
Staatswissenschaft.« III. Bd. S. 177—185). Die neueste Strömung treff- 
lich in Schiff ner's Systematisches Lehrbuch des österreichischen all- 
gemeinen Civilrechtes. I. Bd. II. Abth. S. 113 — 138. 

^) In Oesterreich waren für den Eisenbahnbau bis zum Gesetz 
vom 18. Februar 1878, R. G. B. Nr. 30, das Hofdecret vom 3. Sept. 1838 
und vom 6. Sept. 1842, Ministerial- Verordnung vom 14. September 1854 
und Gesetz vom 13. April 1870 entscheidend. 
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verzögert war, was aber wieder zu neuen Conflicten An- 
lass gab. 

Welch' andere materielle Nachtheile, wie Fortdauer 
der In tercalar Zinsen, Entgang des Verkehres, mit derartigen 
Verzögerungen noch verbunden sind, braucht hier nicht be- 
sonders hervorgehoben zu werden. 

Spcciell bei der Abwicklung eines Eiscnl)ahn-Geschäftes 
würden mangclliafte gesetzliche Normen zu grossen Wider- 
wärtigkeiten Anlass geben, weil man einerseits den hetero- 
gendsten Interessen Rechnung tragen, anderseits vermöge 
der materiell-privatrechtlichen Tragweite der Eigenthums- 
beschränkung einen grösseren Apparat in Action setzen muss, 
als bei anderen Expropriationsfällen. 

Eine Subsumtion der Enteignung zu Eisen))ahnzwecken 
unter die allgemeinen Normen wäre absolut unthunlich, 
weil dieselben keine Handhabe gewähren für eine gleich- 
massige und entsprechend rasche Erledigung der Expropri- 
irung. Die wichtigsten Momente waren bisher im Sinne der 
gesetzlichen Bestinnnungen und Anordnungen der Praxis 
überlassen; Willkür und Zufälligkeiten spielten bei den 
Entscheidungen gewichtiger Fragen eine so bedeutende Rolle, 
dass dadurch die wichtigsten Berechnungen bei Eisenbahn- 
bauten zunichte werden musstcn. Das neue Expropriations- 
gesetz von 1878 (R. 6. Bl. Nr. 30) war denn auch nur eine 
Folge der Beschwerden, welche von den Enteigneten 
sowohl , als auch von den Eisenbahnuntcrnehmungen zu 
wiederholtenmalen gegen die Enteignungspraxis erhoben 
worden sind. Und von diesem Gesetze soll im Folgenden die 
Rede sein. 

Die entscheidenden Fragen bei jeder Expropriation 
sind zunächst der Umfang der Enteignung und der Ent- 
schädigung, die Vornahme der Schätzung, die Werthermit- 
telung und die Perfection der Enteignung. Alle diese Punkte 
gaben bisher zu Controversen Anlass, weil man nur schwer 
das Richtige treffen konnte. 

B e i n 1 1 z , Staat und Bimnbahn en. 4 
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Die EisenbahnunteiTiehmungen sind im Vergleiche zu 
anderen Exproprianten an und für sich schon besser daran, 
indem das Expropriationsrecht niclit erst speciell bewilligt 
und ertlieilt werden muss. 

Für Eisenbahnen, welche dem öffentlichen Transport- 
dienste gewidmet sind, genügt schon die Genehmigung der 
Unternehmung selbst, nämlich die Con cession, um das 
Expropriationsrecht zu erzeugen. 

Die Concession zum Baue und Betriebe einer Eisenbahn 
enthält impUcite auch das Expropriations recht, ohne 
dass diesbezüglich eine besondere Entscheidung zu erfliessen 
hätte, was bei anderen Expropriationsfällen erforderlich ist. — 
Das ist aber auch natürlich, weil das Hauptkriterium, dass 
„das allgemeine Beste", die Enteignung erfordere, bereits 
durch Ertheilung der ('oncession im Wege der Legislative 
entschieden ist. 

Um so schwieriger ist daher die Lösung dieser nicht 
erst für die Expropriation, sondern schon für die Concessio- 
nirung wichtigen Vorfrage. 

Das Urtheil darüber, ob eine bestimmte Eisenbahn 
wirklich dermassen dem öffentlichen Wohle dient, dass eine 
Concession am Platze sei, wird sich stets auf sehr compli- 
cirte Prämissen stützen. 

Von localen Verhältnissen allein lässt sich diese Frage 
nie beurtheilen. Es müssen stets auch die Eisenbahn- und 
Wirthschafts-Politik, die Strategie, kurz alle jene Factoren 
mit in Rechnung kommen, welche das öffentliche Interesse 
in objectiver Form darstellen. Da liegt aber das Feld 
bei allen anderen Expropriationsfällen, so bei Festungs- 
bauten, Wasserbauten und selbst beim Bergbau, weniger 
complicirt vor, wie bei Eisenbahnen, weil sich die Frage 
der Nothwendigkeit an Ort und Stelle leicht entscheiden lässt. 

Während also bei sonstigen mit dem Expropriations- 
rechte auszustattenden Instituten die Prüfung des öffentlichen 
Wohls, hauptsächlich mit Rücksicht auf die Expropriation 
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geschieht, tritt selbe bei Eisenbahnen schon wegen der Con- 
cessioniriing ein. 

Und mit voller Beruhigung kann angenommen werden, 
daSis dieselben Gründe, welche die Gesetzgebung bestimmten, 
durch Verleihung einer Eisenbahn-Concession das Bau- und 
Betriebshoheitsrecht des Staats an Private zu übertragen, 
zum Mindesten so bedeutend für das öflfentliche Interesse 
sind, als jene, welche de lege lata eine Enteignung recht- 
fertigen. Mit der Würdigung solcher Gründe rücksichtlich 
der Gewährung des Baues und des Betriebes von Eisen- 
bahnen sind daher mehr als genug auch die Bedingungen 
des materiellen Expropriationsrechtes gegeben. 

Und so gibt denn thatsächlich in allen Staaten (Eng- 
land ausgenommen) eine Eisenbahn-Concession zugleicli den 
Rechtstitel für die Enteignung. ^) 

Wenn nichtsdestoweniger Schriftsteller , vornehmend 
Michaelis („Eisenbahnen und dicE xpropr iation 
1 866 ") das Expropriationsprivileg als G r u n d 1 a g e d e r 
o n c e s s i n bezeichnen und das Concessionswesen beseitigen 
zu können glauben , wenn z. B. auf genossenschaftlichem 
Wege erbaut und Eiseubahngründe durch genossenschaftlichen 
Beschluss expro})riirt wurden , so ist dies eine Verkennung 
der rechtlichen Bedeutung einer Eisenbahn-Concession. Denn 
es ist das Obige vor Auge zu halten, dass die Concession 
nicht wegen der Expropriation , sondern umgekehrt die 
Expropriation nur deshalb gewährt wird, weil schon die 
Concession ertheilt ist. 

Das Prius ist bei einer Eisenbahn immer die Con- 
cession. Dieses auf die Ausübung aller Eisenbahnhoheits- 
reclite sich erstreckende Specialgesetz gibt nur u. A. auch 
ein Recht auf die Expropriation. 

^) Siehe insbesondere Rönne: „Preussisches Staatsrecht", II. Bd., 
1882. P r a z a k, S. 125. Thiel: „Expropriationsrecht und Expropriations- 
Yerfahren nach dem neuesten Standpunkte der Wissenschaft und der 
Praxis", Berlin 1866. 

4* 



— 52 — 

Sind doch viele Schriftsteller sogar der Ansicht, dass 
das Expropriationsrecht nie ohne ein besonderes Gesetz 
gestattet sei, dass sohin, wie beispielsweise in England nicht 
einmal die Concession — obgleich ebenfalls Gesetz — genifgen 
solle, während Michaelis von jeder Sanctionirung der Ex- 
propriation durch ein Gesetz absehen will. 

Auch das österreichische Concessionsgesetz nimmt d e n 
Standpunkt ein, dass jede Eisenbahn-Concession an und für 
sich schon implicite das Hecht zur Enteignung gewährt. In 
§. 9 der Ministerial- Verordnung von 1854 heisst es: „Mit 
der erhaltenen Concession zur Anlage einer Eisenbahn sind 
in der Regel folgende Zugeständnisse verbunden: c) „Einer 
gemeinnützigen Eisenbahn wird das Recht der Expropriation 
in Gemässheit §. 365 a. b. G. B. jedoch lediglich in Ansehung 
jener Räume verliehen, welche zur Ausführung der Unter- 
nehmung u n u m g ä u g 1 i c h n 1 h w e n d i g erkannt werden. '^ 
Dieses Recht ist also mit der Concession „verbunden", das- 
selbe adhärirt der Concession. 

Angesichts dieser Thatsache, dass nämlich der Rechts- 
grund zur Expropriation für eine Eisenbahn schon in der 
ertheilten Concession selbst liegt, dass sohin in der Regel 
ein von der Gesetzgebung statuirtes Specialgesetz nicht er- 
forderlich ist, verliert fiir die Eisenbahnen die so vielfach 
discutirte Frage der Art und Weise der Begründung des 
Expropriationsrechtes ihre Bedeutung. 

Die grosse Bedeutung der Eisenbahnen im staatlichen 
Verkehrsleben hat die Expropriation zu einem so unbestreit- 
baren und rasch realisirbaren Rechtsattribute jeder Eisen- 
bahn-Concession gemacht, dass ihm mit Recht die Bezeich- 
nung „Privileg" beigelegt wird. 

Denn sofeme es im öffentlichen Interesse geboten 
erscheint, werden der Eisenbahn-Unternehmung allePrivat- 
r echte tributär gemacht, sie übt ein Hoheitsrecht, wie es 
eben nur einem Staate zukommt. Sie besitzt das Expro- 
])riationsrecht , dieses Hoheitsrecht des Staates, unter dem 
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gesetzlichen Titel der Delegation, indem ihr der Staat 
die Ermächtigung ertheilt, alle jene Rechtsbeschränkungen, 
welche das „allgemeine Beste" erfordert, in seinem Namen 
und mit seinen Rechten durchzuführen. *) 

Immerhin muss aber auch hier das allgemeine Beste 
gewisse Grenzen haben, welche, da sie de lege ferenda nicht 
fixirt werden können und bisher auch in keinem Gesetze 
definirt worden sind , immer in concreten Fällen von den 
bestehenden Administrativbehörden wahrzunehmen sind. ^) 
Man könnte sonst unter dem Titel des öffentlichen Wohls 
bis zu jenen Grenzen gelangen, wo die Sicherheit des Eigen- 
thums ganz aufhören und die Unverletzlichkeit desselben 
nur mehr eine Fiction sein würde. Die Gefahren, welche 



*) Ran da steUt in seiner jüngst erschienenen Studie über die 
Enteignung (Grünhut's „Zeitschrift für Privat- nnd öffentliches Recht**, 
X. Band, 1883) die kaum zu motivirende Ansicht auf, dass das Subject 
der Enteignung nicht der Staat, sondern der Unternehmer sei nnd 
negirt sohin sowohl die von Thiel, Prazak, Schiffner n. A. ver- 
tretene Anschauung der „XJebertragung^' des Expropriationsrechtes durch 
den Staat an den Unternehmer, als auch die Delegirnng des Unter- 
nehmers zur Ausübung des Enteignungsrechtes „Namens des Staates^, 
wie dies u. A. G r ü n h u t annimmt. Für R a n d a's Ansicht bietet weder 
das Gesetz noch der Rechtszweck einen plausiblen Anhaltspunkt. 

^) So in Oesterreich, D eutschl and und Frankreich, 
während England und Amerika noch strenger vorgehen, indem 
daselbst das Expropriationsrecht im Principe wohl existirt, in jedem 
einzelnen Falle aber die Bewilligung des Expropriationsrechts durch das 
Parlament eingeholt werden muss. Das gilt auch in einigen Schweizer 
Cantonen. Dieser Apparat ist aber schwerfällig und dem öffentlichen 
Verkehr deshalb nachtheilig, weil man füglich nicht mit jedem Enteig- 
nungsfalle an das Parlament gehen kann. Aber ebenso nnzweckmässig 
ist die taxative Aufzählung der Expropriationsfälle im Gesetze, wie in 
Bayern. Die massgebenden Expropriation s-Principien in Europa sind: 
England 1845, Lands clauses- Act von 1845, 8 Vict. c. 18. Frankreich, 
Gesetz von 1810, Code civil, §. 545 und Gesetz von 1841. Preussen, 
Gesetz von 1814. Oesterreich, A. b. G. B., §. 365 und verschie- 
dene Verordnungen. Im Uebrigen siehe hierüber die übersichtliche Ge- 
schichte bei Stein „ Verwaltongslehre" VII. Theil. 
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in der Feststellung der Grenzen des Expropriationsrechtes 
für die Privatrechte bestehen, waren denn auch für viele 
Staaten ^) bestimmend in jedem einzelnen Falle, das Expro- 
priationsrecht speeiell erst durch die Legislative bewilligen 
zu lassen. 

Mag übrigens die Bewilligung des Expropriationsrechtes 
schon durch das positive Gesetz, durch die Legislative oder 
durch die Verwaltungsbehörde in einzelnen Fällen erfolgen, 
immer tritt die Eisenbahn-Unternehmung in den Vollgenuss 
ausschliessender Befugnisse, welche Privatrechte aufheben, 
und hierin ausschliesslich durch das öffentliche Recht, durch 
das Staatsrecht, in ergiebigster Weise unterstützt werden. — 
Es ist, wie schon bemerkt, eigentlich der Staat selbst, der 
sich bei jeder Eisenbahn-Unternehmung das Enteignungsrecht 
auf Kosten des Privatreehts vindicirt^), und ebenso ist es 
der Staat allein, der über dieses Recht disponirt und 
dasselbe aus der Sphäre des Privatinteresses in die des 
Gemeinwesens überführt. Und wenn es eine Actiengesell- 

®) Siehe oben Note 5. 

') Dagegen Stein, Verwaltungslehre, VIL Theil, welcher die 
Enteignung weder vom Standpunkte des öffentlichen Wohls, noch 
von dem des Staatszweckes gelten lässt. „Die Enteignung^ sei 
weder ein Rechts- noch ein eudämonsitischer Begriff, noch Element 
des Staatsbegriffes, sondern eine gesellschaftliche Erschei- 
nung, und ihr Recht ist ein „gesellschaftliches Recht". Unter 
„gesellschaftliches Recht^ versteht aber Stein die Summe von Be- 
schränkungen des Rechtes der selbstständigen Peisönlichkeit, welche das 
specielle Princip der einzelnen Gesellschaftsordnungen, daher nicht mehr 
die Idee des persönlichen Rechtes, fordern. Ebenso sei die Grenze des 
Enteignungsrechtes nur durch das Gesellschaftsrecht gegeben. S. 70 — 79. 
Nachdem aber der Staatszweck ein weiterer Begriff ist, und derselbe 
naturgemäes alle gesellschaftlichen Anforderungen in sich fasst, so finden 
wir es begreiflich, wenn fast alle Schriftsteller das Enteignungsrecht von 
der höchsten Autorität, vom Staate allein, ableiten. Die gesellschaft- 
lichen Erscheinungen schaffen nur dann erst ein zu realisirendes Recht, 
wenn sie auch wirklich nur einen Staatszweck erfüllen. 
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Schaft ist, welche dieses Recht ausübt und auch geniesst, 
dann thut sie es nur als delegirtes Organ, dessen Rechte 
mit denen des delegirenden Staates identisch sind. 

Aus diesen Gründen qualificirt sich das Rechtsinstitut 
der Enteignung eigentlich zu einem juristischen Zwitterding, 
welches theils vom äflfentlichen, theils vom Privatrechte be- 
herrscht wird und nur schwer ausschliesslich dem einen oder 
anderen Gebiete einverleibt werden kann. ®) Es ist das 
Wesen des Expropriationsrechtes, der Umfang desselben, kurz, 
die Rechtsfrage der Enteignung selbst, immer öffentlich- 
rechtlicher Natur, sie gehört in das Staatsrecht^) und erst 
bei der Frage der Entschädigung, da, wo das individuelle 
Interesse allein obwaltet, tritt das Privatrecht, obwohl auch 
hier vom öffentlichen Rechte stark influenzirt, in seine Rechte. 
Die Entschädigung wird aber immerhin insofenie zu 
einem ausgleichenden Elemente bei der Collision von Privat- 
rechten und dem Expropriationsrechte, als dem Expropriaten 
voller Ersatz seines Schadens gewährt wird. ^^) Die Rechts- 
verletzung wird wenigstens mit barer Münze gut gemacht 
und dem Expropriaten die Möglichkeit geboten, seinen 
Schaden im Streitfalle durch die ordentlichen Civilgerichte 
hereinbringen zu lassen, i^) 



®) Mit Recht missbilligt es daher Stein, dass das Entwährungs- 
recht von vielen Schriftstellern : Besser 1er, Gerber, aach Hugo 
6 r 1 1 n s als Privatrecht behandelt wird. 

®) Siehe Bluntschli: „Moderne Staatslehre" . Sarway: Oeffent- 
liches Recht und Verwaltungsrechtspflege, Rönne: ^reussisches Staats- 
recht". Letzterer rangirt die Enteignung vorzugsweise in das Staats- 
recht, weil es auf die Frage ankömmt, wie weit der Staat das Eigen- 
thum des Staatsbärgers ans öffentlichem Interesse beschränken darf. 

*^) §. 365 a. b. G. B. und 4—10 d. E. Expropriationsgesetz vom 
13. Februar 1878. 

*0 § 22 des E. E.-Ges. vom 13. Februar 1878. Immer ent- 
scheidet das ordentliche Gericht, wenn Vergleich nicht möglich 
ist. So auch in Preussen, während in Frankreich das ganze Expro- 
priationsverfahren durch das Gericht erfolgt. In England gibt die 
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Das österreichische Expropriationsgesetz schützt nach 
dieser Hinsicht den Expropriaten, soweit die Billigkeit am 
Platze ist. 

Grundsatz ist, dass der Expropriat volle Entschädigung 
erhalten solle. Und diese Entschädigung betrifft nicht nur 
den directen Nachtheil — den positiven Schaden — sondern 
bis zu einer gewissen Grenze auf den indirecten Nach- 
theil, was zu beurtlieilen aber Gegenstand des Entschädi- 
gungsverfahrens ist Nur das lucrum cessans^ ein anzuhoflfen- 
der Gewinn, ist von der expropriirenden Eisenbahn-Unter- 
nehmung nicht zu prästiren, um die Enteignung nicht zur 
Quelle leichter Gewinn-Kealisirungen zu machen. 

Dagegen ist, wie schon erwähnt, auch die expropri- 
irende Eisenbahn-Unternehmung gegen überspannte Anforde- 
rungen, Chicanen geschützt, und zwar auch schon deshalb, 
weil der Staat selbst an der Entschädigung mitinteressirt ist. 

Die Entschädigung, resp. die Höhe derselben, kann 
nämlich auch für höhere Staatsinteressen von weittragender 
Bedeutung sein. So ist nicht zu vergessen, dass der Staat 
in nicht wenigen Fällen durch die Gewährung einer Zinsen- 
garantie oder einer Subvention financiell bei Eisenbahnen 
betheiligt ist, daher in dem Masse unter dem Titel mehr 
garantiren müsste, als das Anlagecapital in Folge hoher 
Expropriationskosten sich steigern würde. 

Aber noch andere Rücksichten, und zwar öffentlicher 
Natur (so z. B. bessere Steuerleistung und kleinere 
Zinsenlast. Hohe Expropriationsausgaben, vertheuem übrigens 
auch den Rückkaufpreis für den Staat u. s. w.) sprechen gegen 



Frivatebill nur einen Klagstitel and der Expropriationsberechtigte muss 
sein Recht im Wege eines Enteignimgsprocesses erwirken. Siehe Stein: 
„Verwaltiingslehre." VII. Theil. Verfasser will das ganze Enteignungs- 
verfahren und auch das der Entschädigung durch die Verwaltung 
aUein bewirkt wissen. Die Verwaltung habe durch ihren Spruch das 
Eigenthnm genommen, daher hafte sie auch für die Entschädigung. 
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eine allzu freigebige Schadloshaltung der Grundbesitzer, 
welche immer nur die Staatsinteressen tangiren. 

Selbst bei ungarantirten Bahnen muss die Regie- 
rung auf die Hintanhaltung abnormer Expropriationskosten 
hinstreben, weil davon wesentlich der frühere oder spätere 
Eintritt gewisser Leistungen (Legung eines zweiten Geleises 
nach einem bestimmten Reinertrage) abhängt, welche in 
den Concessionsurkunden vorgesehen sind. 

Ganz absehen wollen wir von dem Umstände, dass 
eine weniger belastete Unternehmung, namentlich in Bezug 
auf die Steuerleistung activer ist, als eine gegen grosse 
Entschädigungen hergestellte Eisenbahn. 

Die Staatsaufsicht in Betreff der Vermögensverwaltung 
darf daher gewiss auch die Kosten der Expropriation nicht 
ausser Acht lassen und wo die Staatsverwaltung sogar eine 
Zinsengarantiepflicht übernommen hat, da wird laut be- 
stehender Vorschriften in jedem Staate bekanntermassen die 
möglichste Sparsamkeit den Concessionären ausdrücklich zur 
Pflicht gemacht und dem Regierungscommissär sogar der 
Auftrag ertheilt, jede dem Aerar nachtheilige Verfügung, sohin 
auch eine ungerechtfertigte hohe Enteignung zu sistiren und 
hierüber die Entscheidung der betreffenden Ministerien ein- 
zuholen. 

Zu Gunsten der Eisenbahn-Unternehmungen dient des- 
gleichen die Bestimmung, dass der zu Enteignende schon 
bei der politischen Begehung der zu expropriirenden Grund- 
stücke alle seine Einwendungen einzubringen habe, wodurch 
der Expropriator gegen früher besser berücksichtigt erscheint. 

In Bezug auf die wichtigste Frage, die Ermöglichung 
der Feststellung der Entschädigung, bietet endlich das neue 
Gesetz noch einen wesentlichen Schutz für die Eisenbahn- 
Unternehmungen damit, dass dasselbe die zu Enteignenden 
verpflichtet, nach Rechtskraft des Enteignungserkenntnisses 
sich jeder nicht nothwendigen Veränderung an dem zu ex- 
propriirenden Gegenstande zu enthalten. 
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Dies sind so ziemlich die Haiiptgesichtspunkte, welche 
(las österreichische Eisenbahn-Expropriationsgesetz von 1878 
für und gegen die Eisenbahn-Unternehmungen zum Aus- 
druck gebracht hat. 

In seiner Anwendung auf andere Rechtsinstitute haben 
wir das Enteignungsrecht schon oben bei den Beschränkungen 
der Betriebsrechte kennen gelernt. 

Dasselbe wird sich aber auch allmälig zu einem Haupt- 
factor der Eisenbahn- Verstaatlichung herausbilden, indem das 
Expropriationsrecht dort zur Anwendung kommen wird, wo eine 
Eisenbahn-Unternehmung jene Zwecke nicht vollständig er- 
füllt, wegen welcher ihr das Expropriationsrecht eingeräumt 
worden ist, oder wenn eine Eisenbahn-Concession überhaupt 
erlöschen ist und die Eisenbahn selbst nur als gewöhnliches 
Privatgut ^^) dasteht. In diesem letzteren Falle kann der Staat 
von der Expropriation Gebrauch machen, wenn er die Eisen- 
bahn als staatliches Verwaltungs-Institut für Verkehrszwecke 
erhalten will. 

So ist das Expropriationsrecht überhaupt der domi- 
nirende Factor, der sich wie ein rother Faden durch die 
ganze Eisenbahnrechtsbildung durchzieht und dem sich die 
privaten Interessen durchgehends unterordnen müssen. 

2. Die Rechte des Staates. 

Was indessen unverändert und gegen früher unbe- 
schränkt geblieben ist, obgleich die den Concessionären ein- 
geräumten Rechte modificirt wurden, sind die Rechte des 
Staates gegenüber den Eisenbahn-Unternehmungen. 

Sie bilden das Aequivalent für die Ueberlas- 
sung der Nutzniessung der Eisenbahn-Hoheits- 
rechte an Private und zugleich den Preis für die sonstigen 

*'^) Diese Frage köoDte z. B. im Jahre 1886 bei der Ferdinand s- 
Nordbahn actuell werden, wenn die Verhandlungen über die Con- 
cessious- Verlängerung zu keinem Erfolge geführt haben sollten. 
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vom Staate eingeräumten Vorrechte, so für E x p r o p r i a t i o n s- 
reclit, vSteuerbefreiungen, Subventionen u. A. 

Und in dem Masse, als sich diese jetzt reduziren oder 
eine Einschränkung erfahren, steigt der vom Staate ver- 
langte Preis und ist heute bereits so hoch geworden, dass 
die Nachfrage nach Concessionen für Privatbahnen nichts 
weniger als gross ist. Die Jagd nach Eisenbahn-Concessionen 
hat aufgehört, und die Gründung von Privatbahn-Unterneh- 
mungen ist nicht mehr das Eldorado unternehmungslustiger 
Banken und Capitalisten. 

Die Rechte, welche sich der Staat bei jeder Conces- 
sion vorbehält , betreffen vorerst materielle Leistungen 
der Eisenbahn- Unternehmung selbst im Interesse des öffent- 
lichen Dienstes. 

Diese Rechte sollen hier nur in aller Kürze dargestellt 
werden. ^) Der Staat gewinnt durch dieselben die Möglich- 
keit , die Privatbahnen zu eigenen Verwaltungszwecken zu 
benützen, ohne dafür Besonderes entgelten zu müssen. 

In der richtigen Ausführung und Anwendung dieser 
Rechte liegt zum grossen Theile der Erfolg einer Eisenbahn- 
und Verkehrspolitik, während andererseits auch der Ver- 
waltungsdienst des Staates Dank dieser Rechte kaum jemals 
eine solche Ausbildung hätte erfahren können, wenn nicht 
die Eisenbahnen durch den Staat in so ausgiebiger Weise 
hätten in Anspruch genommen werden können, als dies das 
Concessionsgesetz ermöglicht. 

Eines der wichtigsten Rechte, welches dem Staate gegen- 
über den Eisenbahnunternehmungen zusteht, ist, wie schon 
erwähnt, die Benützung der eoncessionirten Eisenbahnen zur 

') Näheres hierüber in M ay e r h o f e r's Handbuch des Verwaltongs- 
dienstes, VII. Bd., Sax: Verkehrsmittel IL (Eisenbahnen), Pollanetz und 
Witte k, Weber: Die Schale des Eisenbahnwesens, Hanshofer: Grund- 
Züge des Eisenbahnwesens, Stein: Handbuch der Verwaltungslehre, ferner 
„Zur Eisenbahn-Rechtsbildung". Speciell für österreichisches Eisenbahn- 
wesen, Michel : Oesterreichs Eisenbahnrecht 1861. 
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unentgel fliehen Beförderung" der Post. Das dies- 
fällige Verhältniss der Eisenbahnen zur Postverwaltung 
findet im allgemeinen Concessionsgesetze von 1854 (§. 10, 
lit, f) unter Bezugnahme auf die noch aus dem Jahre 1851 
herrührende Eisenbahnbetriebs-Ordnung (§. 68) seine Be- 
gründung. 

Die besonderen Modalitäten der Ausübung dieses Be- 
förderungsrechtes sind theils in den einzelnen Concessions- 
urkunden, theils in administrativen Vorschriften geregelt, 
und ist nur zu bemerken, dass durch dieses Recht ein thun- 
lichst sicherer, rascher und billiger Postdienst zu Gunsten 
der Staatsverwaltung möglich ist. Die Postanstalt ist 
berechtigt, sich eigener Postwaggons, eventuell mehrerer 
bei jedem Zuge, zu bedienen, von den Eisenbahnen die Be- 
gleitung, Bewachung, Verwahrung und Beaufsichtigung dieser 
Waggons zu verlangen und selbst die Abfahrt und Geschwin- 
digkeit der Züge nach dem Bedürfnisse des Postdienstes zu 
bestimmen. 

Durch dieses Recht ward es möglich, auf den Bahnen 
vollständig organisirte Postanstalten, sogenannte fahrende 
(ambulante) Postämter, zu errichten, die alle postämtlichen 
Amtshandlungen in entsprechend eingerichteten Waggons 
während des Fahrens auf der Bahn ausüben. 

So wird das Postregale durch die unentgeltliche und 
ausgiebige Benützung der Eisenbahnen am kräftigsten ge- 
fördert, u. zw. sowohl im Interesse des Fiscus, als des 
grossen Publicums, das in Folge der unentgeltlichen Post- 
beforderung durch die Eisenbahn nur niedrige Gebühren 
bezahlen muss. 

Aehnliche Rechte geniesst die S t a a t s-T elegraphen- 
Anstalt gegenüber den Eisenbahnen (Concessionsgesetz 
von 1854, §. 10, lit, //), indem sie berechtigt ist, ihre Tele- 
graphenleitung längs der Eisenbahn auf deren Grund und 
Boden zu errichten, und selbst die Telegrapheneinrichtungen 
der Eisenbahn unentgeltlich zu benützen. Selbst die 
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Bewachung solcher Staatstelegraphen-Linien hat die Eisen- 
bahn-Unternehmung unentgeltlich zu besorgen. 

Von fast noch grösserer Trag>veite sind die Rechte 
des Staates riicksichtlich der M i 1 i t ä r b e f ö r d e r u n g (Con- 
cessionsgesetz, §. 10, lit. /, 2. Abs., und Betriebsverord- 
nung §. 70), welche der Militär-Verwaltung ermöglichen, 
alle Vortheile der Eisenbahnen zu militärischen Zwecken 
auszunützen, wobei das Militärärar noch das besondere Vor- 
recht niedriger Tarife (regelmässig bis Va des gewöhnlichen 
Fahrpreises für Person und halber Fahrpreis für Gepäck 
und Kriegsmaterial) geniesst. 

Andere dem Staate vorbehaltenc wichtige Rechte be- 
treffen die Regelung der Tarife (Concessions-Gesetz 
§. 10, lit, d^ Gesetz 15. Juli 1877 über Personentarife, 
sowie die vielen Ministerial-Erlässe ex 1875 — 1878) 2), welche 
den Zweck haben, das natürliche Monopol der Eisenbahnen 
unschädlich zu machen, und in Nothfällen selbst ausserge- 
wöhnlich niedrige Tarife in's Leben zu rufen, ferner die 
Ausübung der Oberaufsicht über den Verkehr und 
Betrieb der Bahn. 

Es sind dies u. A. durchgehends grosse Gebiete wich- 
tiger Administrativrechte, welche in den bestehenden Vor- 
schriften genau geregelt sind. 

Die weiteren Rechte, welche sich der Staat in wirt h- 
schaftlicher oder nur f i s c a 1 i s c h e r Beziehung vor- 
behält, sind aus den einzelnen Concessionsurkunden zu 
entnehmen. Dieselben sind wesentlich verschieden, je nach- 
dem die Eisenbahnen subventionirt oder garantirt sind oder 
deren eventuelle Einlösung durch den Staat schon bei Er- 
theilung der Concession vereinbart wurde oder nicht. 

In letzter Beziehung hat sich der Staat in den meisten 
Concessionsurkunden der Eisenbahnen das sogenannte Ein- 
lösungsrecht vorbehalten, wonach die Staatsverwaltung 

^) Siehe M an z'sche Gesetzes • SammluDg, 17. Band, 1879, S. 244 ff. 
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berechtigt ist, die concessionirte Eisenbahn noch vor Ablauf 
der Consessionsdauer nach einer bestimmten Zahl von Jahren 
(reo^elmässift- nach 30 Jahren) einzulösen. ^) 

Der Einlösungspreis wird nach Muster der französischen 
cahiers de cliarges derart berechnet, dass vorerst der Durch- 
schnitt der sieben letzten Jahreserträgnisse, von welchen 
jedoch die zwei schlechtesten Jahreserträgnisse abzuziehen 
sind, als Werthmesser der Actien angenommen wird. Der 
sohin ermittelte Reinertrag, welcher jedoch bei garantirten 
Eisenbahnen nicht geringer sein darf, als der vom Staate 
garantirte Reinertrag, ist vom einlösenden Staate als 
Jahresrente bis zum Ablaufe der Concessionsdauer zu 
bestellen. *) 

Der Zweck dieses Vorbehaltes ist klar. Der Staat will 
sich damit schon vorhinein die Möglichkeit der Erwerbung 
einer Eisenbahn aus eisenbahnpolitischen oder fiscalischen 
Rücksichten sichern, welche sonst erst nach 90 Jahren 
heimfiele. 

Dieser Vorbehalt ist auch heute noch die einzige recht- 
liche Handhabe zur E r z w i n g u u g einer Eisenbahn-Ver- 
staatlichung, wenn diese im gütlichen Wege nicht zu erreichen 
ist. Von diesem Recht konnte aber bisher noch kein (ic- 
brauch gemacht werden, weil die Concessionszeit von ;30 Jahren 
erst bei einzelnen wenigen , von der Rücklösung eximirten 
Eisenbahnen abgelaufen ist. 



^) Bei der Z i tt<an -Reich cn berger Bahn sciion nach 
25 Jahren, A ussig-Teplitzer Bahn nach 12 Jahren. Die Ferdi- 
nands-Nordbahn konnte dagegen vor Ablanf des Privilegiums nicht 
eingelöst werden. 

*) Anf dieser Basis wnrde in Ungarn die T h e i s s b a h n im Jahre 1880 
eingelöst. — Anch dem B etriebsübereinkommen zwischen dem Staate 
nnd der Elisabeth-Westbahn liegt diese Berechnung zu Grunde. 
Siebe Pollanetz-Wittek: Sammlung der österreichischen Eisenbahn- 
gesetze 1870 — 1882. Michel: Oesterreichisches Eisenbahnrecht, Seite 
84. Reinitz: Das Eisenbahnwesen Oesterreich-Ungarns 1881. 
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In fiscalischer Beziehung stehen übrigens jene 
Rechte des Staates an der Spitze, welche aus dessen Sub- 
ventionirungs- oder Garantie-Pflicht fliessend, 
sowohl bei der Finanzgebahrung der Eisenbahnen als au(*h 
bei der Einlösung zur Geltung kommen. Und es sind dies 
Rechte, welche insbesondere auch die Oberaufsicht des 
Staates erweitern. 

In Oesterreich ist die sogenannte Staatsgarantie 
üblich, wonach der coneessionirten Eisenbahn vom Staate ein 
bestimmtes Zinsen- oder Meilenerträgniss garantirt wird. 
Dieses System hat Oesterreich von Frankreich und 
Preussen adoptirt, u. zw. in verschiedenen Arten. '-*') Bald 
gewährleistet der Staat ein Meilen- oder K ilo niete r- 
Erträgniss, bald eine Pauschalgarantie, bald eine 
Zinsengarantie für das Anlagecapital ^') und nur in 
einem Falle (Zittau-Reichenbcrger Bahn) leistet sie einen fixen 
Reinertrag. 

Und den grossen Pflichten und Lasten, welche sich der 
Staat mit der Garantiruug der Zinsen und Tilgungsquoten 
aufbürdet ''), entsprechen auch jene Vorrechte, welche sie 
sich vorbehält. 

Vor Allem hat der Staat das Recht, die R e f u n d i r u n g 
geleisteter Zinsen-Cilarantie-Summen sannnt 4^ oigcn Zinsen zu 
verlangen, sobald die Reinerträgnisse der Eisenbahn die 
gewährleistete Annuität überschreiten und mit Recht wird 



•') Beer: Der Staatsbanslialt Oesterreichs seit 18G8. Wien 1881. 
Gross: Staatssubvention für Privatbahnen. Wien 1882. Pigerle: 
Oesterreichs garantirte Eisenbahnen in den Jahren 1858 
bis 1878. Siehe auch Kohn's Eisenbahn-Jahr b. I. — XV. Jhrg. 
und Compass 1884. Lloyd-Album 1878—1879 „üeber das Verkehrs- 
wesen in Oesterreich-Ungarn" v. Dr. H. v. W. 

^) Diese Art der Staatsgarantie ist die üblichste in Oesterreich. 

') Die bisher geleisteten und schuldig gewordenen Staatsgarantie- 
Vorschüsse österreichischer Eisenbahnen betragen inclusive 4^/oiger 
Zinsen bereits nahezu eine Viertelmilliarde Gulden. 
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die geleistete Zinsen-Staatsgarantie daher „Staatsvorschiiss" 
genannt. 

Und dass dieser Vorschuss bei der Einlösung von 
garantirten Bahnen in Anrechnung kommt, ist ebenfalls ein 
Recht des Staates, das sich schon aus der Rechtsnatur 
dieser darlehensartigen Leistung des Staates ergibt. 

Ein aus der Garautiepflicht fliesseudes Vorrech't des 
Staates ist weiter der besondere Einfluss auf die Ge- 
schäfts- und Vermögensgebahrung der begünstigten 
Eisenbahnen. 

Die Oberaufsicht des Staates geht soweit, dass von 
derselben der Finanzdienst der garantirten Eisenbahnen so- 
zusagen ganz abhängt. 

Am Eclatantesten tritt dies zu Tage in den schon oben 
l)esprochenen Beschränkungen der Betriebsrechte (Betricl)s- 
Sequestration, Peagerecht), in der Controlirung der Betriebs- 
rechnungen u. s. w. In letzter Hinsicht ist es noch in Er- 
innerung, dass, als bei Einführung der Goldwährung in 
Deutschland die üsteiTeichischen Eisenbahnen die Agio- 
Differenz ihrer Silbercoupons gegen Mark in die Betriebs- 
rechnung eingestellt hatten, diese Posten durchgehends vom 
Staate gestrichen wurden. ®) Die österreichischen Eisenbahnen 
w aren dadurch gezwungen, sich in grosse Währungsprocesse 
einzulassen, welche allerdings zu ihren Gunsten entschieden 
wurden, aber ihrem Credit nur geschadet haben. ^) 

Diese grossen Verpflichtungen des Staates haben mit 
auch beigetragen, dass in letzter Zeit eine Strömung gegen 

^) In den Minister ial-Erlässen vom 16. Juni nnd 31. Jnli 1873 
und von 4. Jänner 1877 wurde diesbezüglich die strengste Controle 
angeordnet. 

®) Der grösste derartige Process war der gegen die Franz- 
Josef bahn im Jahre 1877. Siehe Bekker: Ueber die Couponprocesse 
der österr. Eisenba hn-GeseUschaften. Beinitz: International-rechtliche 
Streitfragen (Währungsstreitigkeiten). Viertelj ahreaschrift für Volks- 
wirthschaft. 20. Jahrg., I. Bd. 
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die Concessioninmg von garantirten Eisenbahnen platzgreilen 
konnte. Der Staat baut jetzt selbst jene Jlisenbahnen, welche 
ohne Staatssiibvention von Privaten nicht gebaut werden. 
Wohl sind dadurch die finanziellen Lasten noch nicht wesent- 
lich herabgemindert, allein der Staat ist wenigstens in der 
Lage die Eisenbahnen ausschliesslich zu beherrschen. 

Aus air diesen Vorrechten des Staates ergeben sich 
übrigens noch weitere verschiedenartige Rechtsbeziehungen 
zwischen Staat und Concessionär ; sie sind aber durch Ver- 
waltungsvorschriften so genau präcisirt und geordnet, dass 
bisher für grössere Abweichungen von bestehenden Nonnen 
noch kein Grund vorhanden war. 



B i n i t z , SUat und Eisenbahnen. 



C. Bechtsvdrhältnisse bei Erlöschen der Concession. 

1. Bei Eisenbalmen mit Heimfall an den Staat, das sogenannte 

Heimfallsrecht. 

Bei Erlöschen einer Eisenbahn-Concession ist dagegen 
der Staat Herr der Situation. Nur der Staat hat Rechte, 
der Concessionär nur Pflichten. 

Von grösster Tragweite ist vor Allem das Heim- 
fall s r e c h t des Staates an der Eisenbahn selbst, wodurch 
bei Ablauf der Concession ^) das Eigenthum an Grund 
und Boden und an den Bauwerken der Eisenbahn ohne 
Entgelt und unmittelbar an den Staat übergeht. 

Dieses Recht des Staates ist ebenfalls ein constitutives 
Element des österreichischen Concessionsrechtes ^) zum Unter- 
schiede vom Concessionsrechte anderer Staaten — England, 
Preussen s), wo der Heimfall nicht bekannt ist. 



*)Iii Oesterreich aUgemein in 90 Jahren. Nnr einige 
Eisenbahnen schon früher. So die Graz-Kö flacher-, Anssig- 
Tep litzer Bahn nnd Brtinn-Bossitzer Bahn nach 80 Jahren, 
Reiche nberg-Zitt aner, Busch tehrader Bahn nach 50 Jahren, 
in Frankreich erfolgt der Heimfall in 99 Jahren. 

^) Siehe oben §. 8 der Verordg. vom 14. September 1854 , wonach 
jede Eisenbahn nach Ablauf der Concession an den Staat heimfällt. 

^) Das Concessionsrecht dieser Staaten kennt nur das auch in 
Oesterreich bestehende Einlösungsrecht, u. zw. in England in 15 Jahren 
nach der Concessionsertheilung, in Preussen nach 30 Jahren. 
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Das Heimfallsreclit ist in Oesterrcicli eine so unbe- 
strittene Beschränkung* des Eigentliumes der Concessionäre 
einer Eisenbahn, — wohl aber nur in Folge der ausdrücklichen 
Bestimmung des allgemeinen Concessionsgesetzes — dass viele 
Schriftsteller den Concessionären das volle Eigenthum an der 
Bahn ganz absprechen , dieselben nur als Nutzungs-Eigen- 
thümer gelten lassen, während das Obereigenthum dem Staate 
gehöre. *) Andere wieder erklären jede Privatbahn von vorn- 
herein als öffentliches Gut, an welchem an und für sich ein 
Sondereigenthum nicht möglich ist. ^) 

Indessen bietet weder das Gesetz noch das Wesen der 
Eisenbahn Grund zur Behauptung, dass das Heimfallsrecht 
eine Folge des dominium eminens oder gar des Benützungs- 
rechtes an einer via publica sei. Die Eisenbahn-Unterneh- 
mung besitzt de lege lata freie Proprietätsrechte an der Bahn, 
nur ist ihr Eigenthum zeitlich beschränkt (dominium limitatum) 
und zwar lediglich durch Vertrags wollen. So ist die Eisen- 
bahn thatsächlich in dem Concessionsgesetze immer als 
Eigenthum bezeichnet, welches keineswegs den Beschrän- 
kungen eines dominium utile unterworfen ist. Der Staat übt 
während der Concessionsdauer in keiner Beziehung die Rechte 
eines Obereigenthümers aus und selbst das Oberauf- 
sichtsrecht leitet sich nicht aus diesem Titel her. Selbst im 
Eisenbahngrundbuche figurirt di^ Eisenbahn-Actien-Gesell - 
Schaft als Eigenthümerin der Bahn, allerdings mit der Be- 
schränkung, dass das Eigenthum nach Ablauf der Concession 
an den Staat unentgeltlich heimfalle. Am richtigsten ist das 
Heimfallsrecht als Real gerech tigkeit ^) zu bezeichnen, 
welche der Eisenbahn als concessionirtenj Unternehmen auf 



*) So bei Pohl (Actiengesellscliaften). 

^) So Keys eher. Etwas unklar Schiffner, Oommentar § 67 
und Note 14. Siehe unten Seite 72, Note 3. 

^) So bei Gerber und Eoch's, Deutschland's Eisenbahnen, 
II. Band, S. 490, Note 13. 

5* 
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Grund eines allgemeinen Gesetzes, dem sich der Eigenthümer 
unterworfen hat, anhaftet. 

In Oesterreich bleibt es sich heute wohl gleich, ob die 
Eisenbahn unter diesem oder jenem Titel heimfällt, denn das 
allgemeine Concessionsgesetz hat den Heimfall im Allgemeinen 
zur Voraussetzung jeder Eisenbahn-Concession gemacht. Diese 
Rechtsfrage könnte nur dort von entscheidender Tragweite 
sein y wo eine solche Eigenthumsbeschränkung gesetzlich 
gar noch nicht besteht') und eine diesbezügliche Beschrän- 
kung erst nachträglich statuirt werden wollte. 

Das Heimfallsrecht, wie es bei uns Vertrags massig 
besteht, ist an und für sich aus dem Wesen der Eisenbahn- 
hoheit erklärlich. In der Grundauffassung jedes Hoheitsrechtes 
liegt es, dass dem Staate die Möglichkeit offen sei, die Aus- 
übung dieses Rechtes gegebenen Falles selbst wieder aus- 
üben zu können und dieser Tendenz ist denn auch, abgesehen 
vom Heimfalle, das schon oben erwähnte Recht des Staates 
entsprungen, die concessionirte Eisenbahnunternehmung nach 
einer bestimmten Zeit zu einem bestimmten Preise einlösen 
zu dürfen. ») 

Die zeitliche Beschränkung der Eisenbahn-Concession 
und die Ermt)glichung der Erwerbung der Eisenbahn liegt, 
wie Sax (Verkehrsmittel, II. Bd., S.239) richtig bemerkt, schon 
im Wesen der Eisenbahn als Dclegirten-Unternehmung. 

Insoweit es sich blos um die zeitliche Beschränkung der 
Conccssion und einer allenfalls entgeltlich zu geschehenden 
Erwerbung der Eisenbahn handelt, kann daher von einem 
Aequivaleute seitens der Eisenbahn-Gesellschaft noch nicht 
gesprochen werden. Erst in der Unentgeltlichkeit des Heim- 
falles, in dem unmittelbaren Uebergangc der heimfallendcn 
p]isenbahn, liegt das weitere Princip der Vergütung des über- 

') So sind die Eisenbahn-Concessionen in Nordamerika noch immer 
zeitlich unbeschränkt und die Eisenbahnen nicht heimfäUig. 
ö) Siehe oben Seite 62. 
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lassenen Monopols und eines Corollars für die obbeschriebenen 
Privilegial-Vortheile der concessionirten Eisenbahn. 

Und es sind nicht selten, so namentlich bei passiven 
Eisenbahnen, Zins vom Zins der Zinsen , welche mit dem 
unentgeltlichen Heimfalle der Eisenbahn dem Staate vergütet 
werden, weshalb der Heimfall vielfach als schreiende Un- 
billigkeit bezeichnet wird. 

Und diese Bezeichnung ward dem Heimfallsrechte sogar 
schon zu jener Zeit zu Theil, wo das Verkehrs-Monopol der 
Bahnen noch geschützt und das Concessions-Gesetz noch mit 
allen monopolistischen Principien intact da gestanden war. 

Seither hat sich aber so Manches, wie nachgewiesen, 
geändert, u.zw. zu Ungunsten der Eisenbahnen. Das Heimfalls- 
recht ist nichtsdestoweniger in der ursprünglichen Form auf- 
recht erhalten worden. 

Mit diesem Rechte verlangt der Staat alles unentgelt- 
lich, was er sonst nur durch die Expropriation gegen gute 
Entschädigung hätte erreichen können. Kein Zwangsrecht, 
sondern ausdrückliches Vertragsrecht bringen dem Staate 
ein Eigenthum zu, welches im Laufe der Zeit dem Staats- 
schatze neue Einnahmsquellen eröffnen wird. 

Nach und nach sind auch jene Regierungen, welche 
das Heimfallsrecht nicht kannten, so sehr von der Billigkeit 
dieses Anspruches überzeugt worden, dass sie nachträglich 
den Heimfall der Bahnen statuirt haben. So in Russland 
und in Italien. In Italien wurde für die südlichen 
Bahnen erst mit dem Gesetze vom 21. August 1862 das 
Heimfallsrecht geschaffen. Selbst in Oesterreich war in den 
30er-Jahren der Heimfall noch nicht bekannt, daher noch 
den Concessionären der Ferdinands-Nordbahn in ihrem Pri- 
vilegium von 1836 gestattet war, „nach Ablauf der 50 Privi- 
legial-Jahre mit den Real- und Mobilarzugehörungen frei 
zu schalten". 

In Oesterreich hat ein solcher unentgeltlicher Rückfall 
noch nicht stattgefunden und so konnten denn die rechtlichen 



— 70 — 

und finanziellen Consequenzen einer so wichtigen Eigenthums- 
Entzielumg noch nicht wahrgenommen werden. 

Aus besonderer Vorsicht, um nämlich Streitigkeiten 
vorzubeugen, lässt sich der Staat dieses Heimfallsrecht auch 
grundbüc herlich sicherstellen, so zwar, dass die öster- 
reichischen Grundbuchsgerichte schon gesetzlich verpflichtet 
sind, anlässlich der grundbücherlichen Auszeichnung des Be- 
sitzstandes der Eisenbahnen das Eigenthum der Concessionäre 
an den Bahnkörper nur mit der Beschränkung des dem 
Staate zustehenden Heimfallsrechtes einzuverleiben. 

Bei rentablen Bahnen, insbesondere bei allen vom 
Staate garantirten Eisenbahnen ist schon durch den regel- 
mässigen Finanzdienst der Unternehmung vorgesorgt, dass 
die Eisenbahn-Concessionäre durch den Heimfall nicht ein- 
fach depossedirt werden sollen. 

Bis zum Erlöschen der Concession werden Prioritäten 
und Actien allmälig entweder aus den Betriebserträgnissen 
oder aus der Staatsgarantie getilgt, so dass die Eisenbahn 
schliesslich als unbelastetes freies Object dasteht. Die Priori- 
tätsschulden und das Actiencapital verringern sich in dem 
Masse als die Zeit des Heimfalles heranrückt und allfällige bei 
Erlöschen der Concession nach bestehende Impegni können 
immerhin aus dem Erlöse des der Eisenbahn-Unternehmung 
verbleibenden Eigenthums beglichen werden. Der Capitalist 
erhält das investirte Capital im Wege der Amortisation zurück, 
die Actiengesellschaft hört von selbst auf zu existiren, während 
der Staat in den Besitz eines werthvoUen Verwaltungs- 
institutes gelangt, u. zw. stets unentgeltlich und nur bei 
garantirten unrentabeln Bahnen insofern entgeltlich, als er 
vermöge der Garantie die Amortisationsraten selbst ganz 
oder theilweise hat bestreiten müssen. 

Bei den ungarantirten nicht rentablen Eisenbahnen 
wird aber der Heimfall thatsächlich zugleich eine Ein- 
busse des von den Concessionären investirten Capitals be- 
deuten. Denn es werden die Actien — mitunter selbst die 
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Prioritäten — nicht getilgt, während der Staat nach Ablauf 
der Concession, auf den Schein beharrend, die lastenfreie 
Eisenbahn beansprucht. 

Während also der Heimfall sich bei rentablen oder 
garantirten Eisenbahnen durch die Nichtexistenz von 
Eigenthümern ohne ökonomische Nachtheile für die früheren 
Concessionäre von selbst vollzieht , vernichtet er bei ungaran- 
tirten nicht rentabeln Eisenbahnen vollständig ein Werth- 
eigenthum. 

Das Heimfallsrecht ist hier das Grab eines w i r t h- 
schaftlich unproductiven Privateigenthumes und Aufgabe 
des Staates ist es dann, aus dem ihm unentgeltlich zuge- 
fallenen Verkehrsobjecte phönixgleich ein neues staatliches 
Zweckinstitut wieder erstehen zu lassen. 

2. Bei nicht heimfallenden Eisenbahnen. Insbesondere die 

Nordbahnfrage. 

Die österreichischen Eisenbahn-Concessionen , welche 
auf Grund des Gesetzes von I8ö4 ertheilt wurden, nor- 
miren, wie schon erwähnt, in der Kegel eine Concessions- 
dauer von 90 Jahren. ^) 

Weil aber dieses Gesetz auf erst nach dessen Ent- 
stehung gegründete Unternehmungen Anwendung findet, so 
wird der österreichische Staat in diesem Jahrhunderte noch 
kein Heimfallsrecht ausüben können. 

Actuell wäre diese Kechtsfrage sehr bald, nämlich 
schon im Jahre 1886, nur bezüglich einer österreichischen 
Eisenbahn, derFerdinands-Nordbahn, geworden, wenn 
sich diese Eisenbahn-Unternehmung nicht des speciellen 



^) Nur 50 Jahre die Reichenberg-Zittauer , 45 Jahre die 
Mohäcs-Fünfkirchener, 50 Jahre die Bnscht^brader-Bahn, 
80 Jahre die Graz-Köflacher, Brünn-Rossitzer und Aussig- 
Teplitzer Bahn. 
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Privilegiums erfreuen würde, an den Staat nicht lieim- 
zufallen. ^) 

Streng genommen ist der Nichtheimfall überhaupt kein 
Privilegium, sondern ein aus dem Eigenthume naturgemäss 
fliessendes Recht, weil ja nicht bestritten werden kann, 
dass der Eisenbahnkörper selbst Eigenthum der Concessionäre 
und nicht, wie viele Schriftsteller 3), behaupten, schon ipso 
jure ein öffentliches Gut im Sinne §. 287 a. b. G. B. sei, 
welches dem Staate heimfallen müsse. 

Erst das Concessionsgesetz von 1838 und das spätere 
vom 14. September 1854 erklärten jede Eisenbahn zu 
einem heimfallenden Gute. Weil aber die Ferdinands- 
Nordbahn von all' diesen späteren Gesetzen eximirt ist, hat 
es schon ein eisenbahnrechtshistorisches Interesse, die 
Rechtsgrundlage der ersten Eisenbahn-Unternehmung Oester- 
reichs*), nämlich der Ferdinands-Nordbahn, im Ver- 
gleiche zu dem jetzt schon vollständig entwickelten Eisen- 
bahnrechte darzulegen, abgesehen davon, dass der Gegenstand 
gegenwärtig auch in eisenbahnpolitischer Hinsicht actuell ist. 



'^) Privilegiumsurkunde der Ferdioands-Nordbahn §. 10 des Privi- 
legiums vom 4. März 1836. „Nach Ablauf der 50 Privilegialjahre kann 
der Unternehmer mit den Real- und Mob! lar- Zugehörun- 
gen der dann erloschenen Unternehmungen als Eigen- 
thümer frei schalten, über deren Ablösung mit dem Staate oder 
mit Privaten in Unterhandlung treten. . ." 

^) So Schiffner: Commentar §. 67. Grünhut: Enteignungs- 
recht S. 76 ff. und ßö ssler. Indessen ist nicht zu übersehen, dass 
ein Privatgut dem öffentlichen Gebrauche wohl dienen und dem öffent- 
lichen Interesse unterworfen sein kann, ohne dadurch eine res ^^«^/«Vrt 
zu werden, an welcher die Proprietät nur dem Staate zusteht. Siehe 
hierüber auch Stubenrauch Commentar, 4. Aufl. 1. Bd. S. 375. 
Randa: „Die Enteignung** (Gränhat's Zeitschrift 10. Bd. S. 619). 
Siehe auch oben Seite 67. 

^) Siehe „Oesterr. Eisenbahn-Jahrbuch" von J» Kohn, 1. Jahr- 
gang 1868. „Denkschrift der Nordbahn, anlässlich des 25jährigen 
Jubiläums der Nordbahn" (4. März 1861). Stall: Das Privilegium der 
Nordbahn. Sax: Verkehrsmittel (Eisenbahnen). Michel: Oesterreich's 
Eisenbahnrecht 1860. 
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Als im Jahre 1836 das „Privilegium" — der 
engere Begriff: „Concession" war damals noch unbe- 
kannt — der Nordbahngesellschaft ertheilt wurde, war 
die Bedeutung einer Eisenbahn als öffentliches Verkehrs- 
institut noch nicht gekannt und die Rechte, welche die 
Staatsverwaltung damals den Concessionären in vollständiger 
Verkennung des Werthes der Eisenbahnhoheit^) gewährt hat, 
haben das Eigenthum des Concessionärs nur noch bekräftigt. 
Und wohl nur deshalb lag andererseits für den concessio- 
nirenden Staat kein Anlass vor, sich durch Subventionen, 



^) Bezeichnend für die geringe Kenntniss der Bedeutung der 
Eisenbahnhoheit zur Zeit der Concessionirung der Kaiser Ferdinands- 
Nordbahn, sohin noch im eilften Jahre nach Eröffnung der ersten Eisen- 
bahn (Darlington-Stockton in England), ist der Ausspruch K a i s e r 
Ferdinand's, als seine Rathgeber von der Concessionsertheilong ab- 
gerathen hatten: „Geben wir's ihm" (nämlich dem Privileginmswerber 
Freiherrn y. Roth Schild), „langkann sich so was nicht halten; 
Narrheit, die Diligence verkehrt immer leer auf der^ 
Strecke und da soll sich eine Eise nbahn rentiren!^ — 
Heute ist es wohl bekannt, dass sich die Nordbahn sehr rentirt hat. Die 
Ziffern über die Verkehrs-Entwicklung dieser Eisenbahn sind geradezu 
staunenerregend. Ein wahrscheinliches Ergebniss von nur 40.000 Passa- 
giren und ein Waarenverkehr von IV2 Millionen Centnern, war 
das Betriebs-Präliminare der Concessionäre bei Gründung der Unter- 
nehmung. Mehr wagte man nicht zu erhoffen. Wie ganz anders ist aber 
die Wirklichkeit geworden. Das Betriebsjabr 1838 hatte noch eine 
Frequenz von 190.642 Personen, mit einer Einnahme von 84.565 Gulden 
Conv.-Münze. 1840 schon 225.187 Personen und 534.237 Centner Frachten, 
mit einer Gesammteinuahme von 286.680 Gulden Conv.-Müuze , aus- 
gewiesen. In den ersten Betriebsjahren bis 1842, wurde das Actiencapital 
nur mit 4Vo verzinst, und selbst dies nur zu Lasten des Banfondes. 
Geradezu imposant sind die Ziffern, welche die neuesten Betriebsrech- 
nuDgen ausweisen. Im Betriebsjahr 1882 wurden schon 2,602.770 Per- 
sonen und 6,067.075 Tonneu Güter befördert, wofiLr eine Einnahme von 
rund 28 V4 Millionen Gulden ausgewiesen wurde. Die Actionäre erhielten 
197 fl. (1977o) Dividende. Dabei verfügt das Unternehmen über einen 
Reservefcnd von I2V2 Millionen Gulden. — Siehe Denkschrift der 
Nordbahn vom 4. März 1861, „Compass" 1884. 
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Steuerbefreiungen u. A. den Eisenbalingesellschaften gegen- 
über zu verpflichten. 

Insofeme das „allgemeine Beste '^ es erfordert, können 
und konnten zwar nachträglich auch erworbene Rechte 
der Ferdinands-Nord bahn modifizirt werden und sie sind 
auch theilweise schon beschränkt worden. ®) Allein die 



^) So namentlich das Privilegium des ausschliesslichen Verkehrs- 
monopols zwischen Wien und Bochnia, respective Oswiecim und 
auf den Seitenlinien nach Brunn, Olmütz, Troppau, Bielitz 
und Biala (§. 12 der Privilegiums-Urkunde von 4. März 1836) durch 
Concessionirung der Wien-Brünner Linie an die österr. Staatsbahn. Die 
diesbezügliche Bestimmung des Nordbahn-Privileginms lautet: „Wenn 
nun die gesetzlichen Bedingungen getreulich in Erfüllung gebracht 
werden, so soll die Unternehmung nicht nur dieses ihr verliehenen alier- 
gnädigsten Privilegiums sich zu erfreuen haben, sondern Wir verordnen 
zugleich, dass während fünfzig Jahren , von dem Tage der öffentlichen 
Kundmachung dieser Urkunde anzufangen , sich ausser dem Wechsel- 
hause S. M. v. Both Schild, seinen Erben oder Concessionären , und 
überhaupt der Actien- Gesellschaft, Jedermann enthalten sollte, eine 
dergleichen Eisenbahn zwischenWien undBochnia, oder 
dergleichen Seitenbahnen nach Brunn, Olmütz, Troppau, 
Bielitz und Biala, dann zu den Salzmagazinen in Dwory, Wieliczka 
und bei Bochnia, auf erwähnte welche Haupt- und Nebenbahnen 
Wir aber auch gegenwärtiges ansschliessendes Privilegium hiemit aus- 
drücklich beschränken, zu errichten, bei sonstiger Confiscation der wider- 
rechtlich erbauten Eisenbahn zum Yortheile des Privilegirten und noch 
überdies bei einer Geldstrafe von Einhundert Species-Ducaten in jedem 
Uebertretungsfalle , wovon die Hälfte dem Armenfonde des Ortes , wo 
das Erkenntniss in erster Instanz gefällt wurde, die andere aber dem 
Privilegirten zuzufallen hat , und unnachsichtlich durch das im Lande, 
wo die Uebertretung geschieht, befindliche Fiscalamt einzutreiben ist, 
ohne dass jedoch hieraus dem Privilegirten Einsprüche gegen Unter- 
nehmungen von Eisenbahnen in andern als den hier namentlich 
bezeichneten Richtungen nach und aus Galizien erwachsen können und 
dürfen ; wie denn auch den Uebertreter dieses Privilegiums noch ins- 
besondere Unsere Allerhöchste Ungnade treffen, und es dem Privilegirten 
insbesondere vorbehalten sein soll, ihn wegen aUes erweislichen Schadens 
zum Ersätze vor dem ordentlichen Richter zu belangen.^ Siehe hierüber 
die abgeführten Processe in RöU's ^ Eisenbahnrechtliche Entscheidun- 
gen« Nr. 40, 122 und 186. 
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Grenzen, welche hierfür in den positiven Gesetzen') ge- 
geben sind, miissten weit überschritten werden, wenn die 
Rechte der Nordbahn genau auf das Niveau des jetzt 
geltenden Eisenbahnrechtes (Concessionsgesetz 1854) re- 
duzirt sein wollten. Denn soweit es sich um wohler- 
worbene Rechte handelt, kann wohl eine Beschränkung 
derselben aus eminent öffentlichen Interessen 
selbst gegen bestehende Verträge erfolgen, es kann das 
Eigenthum belastet und beschränkt werden, es können im 
Gesetzwege Tarife geändert, Versprechungen selbst modifizirt 
und neue Verpflichtungen auferlegt werden. Niemals kann aber 
das Eigenthum selbst gänzlich aufgehoben und ent- 
zogen werden, ,wie dies beispielsweise die willkürliche 
Statuirung des Heimfalles involviren würde. 

Eine solche Eigenthumsauf hebung ohne Entgelt muss 
entweder speciell vereinbart oder durch stillschweigende 
Unterwerfung unter ein diesbezügliches allgemeines Gesetz ®) 
anerkannt sein. Selbst das Staatsnothrecht hat dies in jedem 
Rechtsstaate geltende Princip der Unverletzlichkeit des 
Eigenthumes nicht ganz erschüttert, indem es bestimmt, dass 
jede Eigenthumsentziehung durch die Schadloshaltung äqui- 
valentiii; werden muss. 

Der unentgeltliche Heimfall kann sohin nur auf Grund 
eines Vertrages oder eines vor Begründung des Eigenthumes 
bestandenen allgemeinen Gesetzes bestehen. Aber weder 
das Eine noch das Andere trifft bezüglich der Ferdinands- 
Nordbahn zu und sie kann daher nie heimfällig werden, 
selbst wenn die Exemtion von dem Heimfalle in ilirem Privi- 



') Staatsgrundgesetz vom 21. December 1867, Art. V. 
nDas Eigeothum ist unverletzlich. Eine Enteignung gegen den WiUen 
des Eigenthumes kann nur in der Art eintreten, welche das Gesetz 
(nämlich §. 365 a. b. G. B.) bestimmt.« 

^) So in esterreich unter §. 8 des allgemeinen Consessionsgesetzes 
von 1854. 



— 76 — 

legium (§. 10 der Privil.-Urkunde vom 4. März 1836) speciell 
g-ar nicht enthalten wäre. 

Mit dem Heimfalle hört bei anderen Eisenbahn-Unter- 
nehmungen nur deren Individualität, als Rechtssubject auf. 
Sie verlieren ihr Eigenthum und mit dem Uebergange der 
Substanz auf den Staat endigt auch der Kampf der privat- 
wirthschaftlichen Interessen mit den öflfentlichen. Die Func- 
tion des wirthschaftlichen Zweckvermögens, nämlich der 
Eisenbahn aber ist in Folge des Heimfalles an den Staat 
nicht gestört, die Locomotive pustet fort, jetzt nur unter 
anderer Flagge. 

Welche Complicationen stehen aber bevor, wenn bei 
Nichtbestehen des Heimfalles an den Staat anlässlich des 
Erlöschens einer Concession ein so wichtiger Wirthschafts- 
factor, wie es die Eisenbahn ist, ohne weitere Functions- 
berechtigung dasteht und der Staat in Folge dessen vor die 
nothwendige Alternative gestellt wäre, entweder die Concession 
zu erneuern oder die Eisenbahn mit grossen Geldopfern 
zu enverben. Das Erstere könnte unter Umständen den 
staatlichen Interessen nicht entsprechen, das Letztere aus 
finanziellen Elicksichten oft nicht möglich sein. 

Es wird in solchen Fällen die Erlöschung einer Eisen- 
balm-Concession nur neue Eechtsverwicklungen entstehen 
lassen, ein Chaos von Complicationen tritt ein, welche 
schliesslich zu Massregeln zwingen könnten, die entweder in 
Willkür ausarten oder eine Verkürzung staatlicher Interessen 
zur Folge hätten. Weil aber in jedem Rechtsstaate Willkür 
ausgeschlossen ist, so bleibt stets derjenige in günstiger 
Position, der die Nothlage des Staates verursacht. Nicht die 
concessionsverlustige Eisenbahn-Unternehmung muss dann mit 
dem Staate pactiren, sondern der Staat pactirt mit jener, 
um die weitere Functionirung der nicht heimfallenden Eisen- 
bahn zu ermöglichen. 

Unter der grossen Anzahl österreichischer Eisenbahn- 
Unternehmungen befindet sich, wie schon bemerkt, aus- 
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schliesslich die Kaiser Ferdinands-Nordbahn-Cre- 
sellschaft in dieser so günstigen Position in Folge Nicht- 
heimfalles ihrer Eisenbahn an den Staat. 

Ihre Concession wird im Jahre 1886 erloschen sein; 
sie wird aber sofort wieder in den Besitz derselben gelangen 
u. zw. lediglich in Folge Nichtheimfalles ihres Bahneigcn- 
thums, nicht aber, wie Viele meinen ^), deshalb, weil die 
Privilegiums-Urkunde die Erneuerung der Concession speciell 
zugesichert hat^^)^ Kurz, der Nichtheimfall der Nordbahn 
zwingt den Staat zur Erneuerung der Concession als zu dem 
einzigen Auswege, um dieses unentbehrliche Verkehrsinstitut 
in Function zu erhalten. 

Die Frage wird daher bei Erlöschung der Concession 
der Nordbahn nicht lauten: „Sein oder Nichtsein", denn 
die Verkehrsstrasse von Wien nach dem Norden, welche 
die Nordbahn bildet, muss sein, sie ist eben unentbehrlich. 

Gründe der Zweckmässigkeit werden daher aus dem 
Nichtheimfalle der Ferdinands-Nordbahn ein neues Recht 
entstehen lassen, das die Unternehmung weniger aus 
einem Ansprüche als aus einer dominirendcn Position ge- 
winnt. Denn, wie immer auch das Privilegium der Nord- 
bahn aufgefasst wird, so könnte die Gesellschaft, wie schon 
erwähnt, einen Anspruch auf Verlängerung des Privilegiums 
kaum geltend machen. Sie würde für einen solchen An- 



») So die G e ri eil tsh alle „Nr. 20 ex 1881". 

*^) Siehe §. 10 der Privilegial-Urknnde vom 4. März 1836. „Nach 
Ablauf der 50 Privilegialjahre kann der Unternehmer mit den Real- und 
MobilarZngehörangen der dann erloschenen ÜDternehmnngen als Eigen- 
thümer frei schalten, über deren Ablösnng mit dem Staate oder mit 
Privaten in Unterhandlungen treten, und wenn er selbst oder die Ab- 
nehmer jener Zngehörnngen sich zur Fortsetzung der Unternehmung 
melden sollten und diese als nützlich sich bewährt hätte, wird die 
Staatsverwaltung keinen Anstand nehmen, sich zur Erneuerung des 
Privilegiums herbeizulassen." 
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Spruch kein Recht, noch weniger aber ein Gerichtsforum 

haben. ^^) 

Dagegen wird ihr durch die günstige Constellation der 
Umstände, auch ohne dass sie einen rechtlich unbestreit- 
baren Anspruch hätte, die Concession fiir ihre Eisenbahn- 
Unternehmung sicher wieder ertheilt werden, freilich unter 
ganz anderen Bedingungen, als sie dieselbe bisher inne hatte. 

Der Zweck wird hier rechterzeugend und nicht ver- 
nichtend wirken. Der Zweck des Eisenbahn-Unternehmens 
einerseits und die Unmöglichkeit der Erwerbung des Bahn- 
körpers durch den Staat anderseits, keinesfalls aber ein 
Recht der Concessionäre, werden zur Erneuerung der Con- 
cession der Ferdinands-Nordbahn drängen, welche schon 
jene Rechtsbeschränkung wird enthalten können, denen alle 
übrigen Eisenbahnen unterworfen sind. 

Für die Ferdinands-Nordbahn wird der Effect derselbe 
bleiben, mag der Rechtstitel noch so strittig sein. In dem 
Kampfe der Interessen muss sie, weil der Staat die Eisen- 
bahn nicht entbehren, selbe aber auch nicht erwerben kann, 
immer Siegerin bleiben. 

Man hat es längst aufgegeben aus einem mit der 
Staatsverwaltung abgeschlossenen Vertrage auch dann zu- 
gesicherte Rechte geltend zu machen, wenn die Ausübung 
derselben evident gegen die Interessen des Staates wären. 

Der Staat, als solcher ist zwar durch einen Vertrag 
nicht weniger verpflichtet, als der Private, allein die zuge- 
sagte Leistung kann durch das öffentliche Recht stets mo- 
difizirt werden, wenn es das „allgemeine Beste" postulirt. 

^^) Siehe §.13 des Concessionsgesetzes von 1854 and die vielen 
Entscheidungen des k. k. obersten Gerichtshofes und des Verwal- 
tnngsgerichtshofes in BöH's „Eisenbahnrecfatlichen Entschei- 
dungen", üeber die Noth wendigkeit eines Gerichtsforums für alle 
Concessionsstreitigkeiten siehe Jaques: „Eisenbahnrecht und Eisen- 
bahn-Politik**, auch „Juristische Blätter" Nr. 13 ex 1881. Sar way: 
„Das öffentliche Recht und die Verwaltungsrechtspflege" 1881. Siehe 
auch oben Seite 18 ff. 
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Die Verpflichtung ist immer gcwissermassen bedingt, mag sich 
diese Verpflichtung auf was immer beziehen. ^^) 

Diese Rechtsfrage, so unnütz sie heute für das Interesse 
der Nordbahn und für die Sicherung der Concessionsver- 
längerung erscheinen kann, so wichtig und gefährlich hätte 
sie allerdings werden können, wenn die Ferdinands-Nord- 
bahn nicht aus opportunen-staats finanziellen 
Rücksichten das Feld behaupten würde. Vom Standpunkte 
der „Juristen" ist es wohl erklärlich, dass die Rechtsfrage 
der durch die Nordbahn bedeutungsvoll gewordenen Con- 
sequenzen einer Concessionserlöschung noch immer discutirt 
wird ;i') aber auch von diesen wird gleichfalls anerkannt, dass 
die Rechtsfrage durch die Interessenfrage vollends absorbirt 
wird. 

Aus dem Wortlaute der Privilegiumsurkunde, in welcher 
der Nordbahn versprochen ist, dass die Staatsverwaltung 
„keinen Anstand nehmen werde, sich zur Erneuerung des 
Privilegiums herbeizulassen, wenn sich die Unternehmung 
als nützlich bewährt haben wird," muss es doch Jedeimann 
auf den ersten Blick klar sein, dass ein bestimmtes 
und unbedingtes Recht auf die Erneuerung des Privi- 
legiums noch nicht eingeräumt ist. 

Es ist der Nordbahn nur im Allgemeinen der Abschluss 
eines neuen Privilegiums versprochen worden, und schon 



") Vergleiche oben Seite 18 ff. u. siehe auch ünger: System 
II. Bd., S. 319 ff. Die justa causa selbst eines Widerrufes von Privile- 
gien ist stets anch das Staats wohl, das öffentliche Interesse. Zacha- 
ria, IL Bd., §. 157. Pfaff-Hofmann: Commentar zum österr. bürger- 
lichen Gesetzbuche, I. Bd. §. 13 S. 321. Schäffle: Gesellschaftliches 
System, Bluntschli, Staatslehre. Auch Savigny, System VIII. Bd. 
lässt neue Gesetze unbedingt rück wirken, welche dem öffentlichen Rechte 
entspringen. 

*') P a n n : Das Nordbahn-Privilegium. T e t z n e r : Vier Fragen 
des Nordbahn-Privilegiums. Stall: Das Privilegium der Nordbaho, 
„Juristische Blätter« Nr. 9, 10, 11, 12, 13, 15 ex 1881. 
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die rnbestiramtlieit dieses Versprechens lässt nach §. 936 
a. b. G. B., welcher liier als Interpretationsquelle zu dienen 
hat, erkennen, dass ebensowenig ein pactum de contrahendo 
abgeschlossen wurde, als dass >chon im Jahre 1836 das 
Privilegium auch pro futuro definitiv gewährt sein sollte. 

Denn, wenn auch die Vertrags Intention der Staats- 
verwaltung seinerzeit nicht ganz und gar gefehlt 
h at, so mangeln doch heute alle jene objectiven Bedingungen, 
so die Bestimmtheit der wesentlichen Vertrags- 
stücke, Fortbestehen der seinerzeitigen Um- 
stände, welche zur rechtlichen Wirksamkeit einer solchen 
Vereinbarung gesetzlich erforderlich wären. 

Derartige Zusagen bewähren, wie Zeiller (Com- 
mentar über das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch 3. Bd. 
1. Abth. S. 148) bemerkt, oft nur unverbindliche Unter- 
handlungen. 1*) 

Die in der Privilegialurkunde der Ferdinands-Nord-, 
bahn enthaltene unklare Zusage der Concessionsverlängerung 
könnte nach dem Gesagten niemals erzwingbar sein. 

Aber selbst, wenn das Versprechen der Privilegiums- 
Erneuerung präciser gemacht worden wäre, als dies in dem 
Privilegium der Nordbahn geschah, wäre es erfahrungsgcmäss 
kaum möglich, den Staat zur Erfüllung seines Versprechens 



^*) Siehe die analoge EntsclieidiiDg des obersten Gerichts- 
hofes vom 4. Mai 1859, Nr. 4232 (Sammlang von ünger-GIaser Nr. 783). 
Pfaff -Hoff mann: Commentar zum osterr. bürgerlichen Gesetzbuche, 
T. Bd., S. 321. Dernburg negirt überhaupt j e d e Verpflichtungs- 
kraft eines solchen Vertrages, weil es eine Klage zur Erzwingung einer 
bestimmten Ausübung von Hoheitsrechten nicht geben kann. Dagegen 
hält Pisko in der „G e ri ch ts h a 1 1 e", Nr. 20 ex 1881, auch schon 
die der Nordbahn gemachte allgemeine Zusage, als fär die Staatsver- 
waltung verbindlich, während Feistmantel (;, Juristische Blätter**, 
Nr. 9 ex 1881) dies negirt, weil sich die Umstände, insbesondere durch 
die nachh'erige Statuirung des Heimfallrechtes der Eisenbahn, that- 
sächlich geändert haben. 
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zu verbalten, sobald das „allgemeine Beste" gegen die Er- 
neuerung spricbt und wir eracbten es daber angezeigter 
alle anderen Momente zu würdigen, welcbe für eine Con- 
cessions-Erneuerung massgebend sein könnten, als die ver- 
tragsrechtlichen. 

Aut-aut, sagten wir bereits oben. Entweder die Con- 
cessionserneuerung oder die Verstaatlichung der 
Ferdinands-Nordbahn. Nur diese Alternative steht bei Er- 
löschung der Concession der nichtheimfallenden Nordbahn 
bevor. 

Wohl ist auch ein anderer Fall denkbar, dass nämlich 
der nichtheimfallenden Eisenbahn die Concession zum Betriebe 
nicht erneuert, sondern der Staat eine gleichlaufende neue 
Eisenbahn entweder selbst baut oder durch Andere bauen 
lässt. Die nichtheimfallende Eisenbahn könnte aber dann, 
sofeme sie nicht expropriirt wird, als Privatbahn zu eigenen 
Verkehrs- und Industrie-Zwecken immerhin verkehren, ohne 
dazu einer besonderen Concession zu bedürfen. ^*) 

Wiewohl dies auch die Ferdinands-N o r d b a h n machen 
könnte, so schliessen doch besonders wichtige Gründe diese* 
Eventualität ganz aus, weil dabei wieder nur der Staat be- 
nachtheiligt wäre. 

Die Ferdinands-Nordbahn würde nämlich vermöge 
ihrer ausgedehnten Kohlenwerke als Privat bahn nicht 
um Vieles weniger bedeuten, als wenn sie die Concession 
zum öffentlichen Betriebe hätte. Eine parallellaufende Privat- 
oder Staatsbahn könnte sich kaum rentiren und in letzterem 
Falle würden dem Staate nur Lasten aufgebürdet werden. 
Die neuerliche Concessionsertheilung an die Nordbahn brächte 



^') §. 1, Abs. 2 des Concessionsgesetzes von 1854: „Zur Anlage 
einer Eisenbahn, welche ein Unternehmer lediglich za seinem eigenen 
Gebrauche, anf eigenem Grund und Boden, oder unter Zustim- 
mung des Grundeigenthümers, welche vorläufig nachzuweisen ist, auf 
fremden Grunde erbauen will, ist blos der in deo allgemeinen Gesetzen 
vorgeschriebene Bauconsens erforderlich.^ 

B e i n i t z , Stiat und Eisenbahnen. ß 
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dagegen dem Staate nur Vort heile (Heimfall der Bahn 
u. a.), während auch die Verstaatlichung nur Lasten in 
Folge hätte. 

Durch jede Erwerbung einer Privateisenbahn strebt 
der Staat in der Kegel allgemeinwirthschaftliche, ver- 
waltungspolitische oder ausschliesslich finanzielle Zwecke an 
und in dem Ueberwiegen dieser öifentlichen Interessen liegt 
das Recht und zugleich die Pflicht Privatbahnen zu ver- 
staatlichen. 1^) 

Allein auch der Preis einer Verstaatlichung aus ob- 
erwähnten Gründen fällt bei Würdigung des öffentlichen 
Interesses sehr in die Wagschale, so zwar^ d«ss eine zu 
kostspielige Eisenbahn- Verstaatlichung oft unterbleiben wird, 
so gut auch deren wirthschaftlicher Zweck sonst wäre. Sie 
wird besonders dann ausbleiben, wenn billigere Mittel zur 
Erreichung desselben Zweckes zu Gebote stehen. 

Es findet hier wie im Handel und Wandel ein fort- 
währendes Abwiegen der Interessen statt, wo der Käufer 
nicht mehr als sein Interesse bezahlt. Darüber hinaus wird 
aber auch die Staatsverwaltung bei keiner yerstaatlichung 
gehen, weil sonst dem allgemeinen Zwecke in anderer 
Hinsicht entgegengehandelt wäre. 

Und von diesem Gesichtspunkte müsste auch die Ver- 
staatlichung der nichthcimfallenden Nordbahn beurtheilt 
werden. 

^^) Vergleiclie uutea Seite 97: Ueber die Verstaatlichung 
der Privatbahnen besteht eine reichhaltige Literatur. Trefflich 
ist namentlich Rau-Wagner: Wissenschaft, I. Bd. S. 550—675. 
Sax: Verkehrsmittel, II. Bd. (Eisenbahnen). Knies, Ren tz seh -Wörter- 
buch der Volks wirthschaft. Cohn: Die Entwicklung der englischen 
Eisenbahn Gesetzgebung. Stein: Verwaltuagslehre. Haushof er : Grund- 
züge des Eisenbahnwesens. Weber: Werth und Kauf der Eisenbahnen. 
Mayer: Denkschrift. Per rot: deutsche Eisenbabnpolitik. Bergmann: 
„Die gegenwärtige Lage der Eisenbahnfrage in Deutschland, Frankreich 
und der Schweiz." Strassburg 1879. Stein: Handbuch der Verwaltungs- 
lehre, 2. Auflage, S. 400 ff. 
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Der Fall bietet uns das concreteste Material zur Wür- 
digung einer in der Praxis noch nicht erprobten Werth- 
taxation einer Concessions-Erneuerung, welche dem Staate nach 
Ablauf der erneuerten Concessionszeit einen grossen Eisen- 
bahnkörper unentgeltlich zubringt, im Entgegenhalte zur 
entgeltlichen Erwerbung derselben Bahn, welche vermöge 
ihrer Rentabilität und Ausdehnung einen enormen Preis 
bedingen und den Staatssäckel sehr belasten würde. 

Die Nordbahnfrage ist daher in erster Linie ein 
wirthschaftliches, insbesondere ein fiscalischcsPro- 
blem : sie wird erst zur Rechtsfrage, insoferne das öffentliche 
Recht in Würdigung obiger Umstände eine Massnahme gestattet, 
wodurch wohlerworbene Rechte beschränkt werden sollen. 

So wäre die Verstaatlichung der Nordbahn im Wege 
der E X j) r p r i a t i n ") eine Rechtsfrage , welche aber 
nicht von einem Gerichte, sondern ausschliesslich von den 
competenten Verwaltungsbehörden entschieden werden könnte, 
nachdem sich diese vorerst überzeugt haben, ob durch die 
Verstaatlichung dem allgcMncincn Wohle wirklich ein Vor- 
theil oder Nachtheil, Recht oder Unrecht, zu Theil würde. ^®) 

Die Prämisse für die Erwerbung einer nicht hcim- 
fallenden Eisenbahn, daher auch der Ferdinands-Nordbahn, 
wäre ausschliesslich ein eminent öffentliches Interesse. Ein 
solches Interesse bedeutet gewiss auch : die Einführung einer 
weniger egoistischen Verkehrs- und Tarifpolitik, die Ermög- 
lichung von Privatbahnen u. A. — vorausgesetzt, dass diese 
Verkehrszwecke nicht erfolgreicher durch andere Mittel so 

^^) Dasjdie nicht heim fall ende NorJbahn im Expropriations- 
wege vom Staate erworben werden könnte, wird heute nicht mehr bezweifelt. 
Siehe über die Expropriirbarkeit der Eisenbahnen selbst, insbesondere 
R a n d a. Anch Steinbach, anlässlich der Abgeordnetenhaus-Debatte 
über die böhmisch-mährische Transversalbahn am 23. April 1883. 

^^) Alle diese Momente sind trefflich gewürdigt in den „Juristi- 
schen Blättern**, Nr. 9 ex 1881: „Das Privilegium d«r Ferdinands- 
Nordbahn" von Feistmantel. 

0* 
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durch Tarif-Verträge und Betriebs-Beschränkungen, erreicht 
werden können, als durch käufliche Acquirirung der Eisen- 
bahn durch den Staat, i^) 

Als Preis für die Erwerbung der Nordbahn aus diesen 
Gründen wäre der im Wege der gütlichen Vereinbarung 
oder der Expropriation zu fixirende Betrag zu bezahlen und 
zwar sofort in Baarem, wenn die Expropriation platzgreift. 

Wir betreten bei dieser Frage ein rein contentiöses 
Gebiet , wo nicht mehr das Staatsinteresse dem privaten 
gegenübersteht, sondern Privatinteresse gegen Privatinteresse. 
Grundsatz des auch gegenüber Eisenbahnen in Anwendung 
kommenden Expropriationsgesetzes vom Jahre 1878 ^o) igt^ 
dass der Expropriat volle Entschädigung erhalten 
solle, wodurch sich eben die Enteignung so wesentlich vom 
Staatsnothrechte unterscheidet. ^^) 

Im Interesse eines jeden Expropriators liegt es für die 
zu expropriirenden Objecte möglichst wenig zahlen zu müssen. 
Das Gesetz schützt aber den Expropriaten vor solchen 
Bestrebungen des Exproprianten dadurch, dass derselbe für den 
erlittenen Nachtheil vollständig entschädigt werden muss. ^a) 

^^) Sehr beachtenswerth sin d die Ausführongen des seinerzeitigen 
Ausscbass-Beferenten, Dr. Rass (Bericht des Eisenbahnausschnsses 
über den Gesetzentwurf, die garantirten Eisenbahnen betreffend, vom 
Jahre 1877), betreffs Verstaatlichung der vom Staate garantirten Eisen- 
bahnen. 

2^) Siehe oben Seite 47 ff. Eisenbahn - Expropriationsgesetz 
vom 18. Februar 1878, §. 4 — 10. Siehe die reichhaltige Literatur 
hierüber in G r ü n h u t's „Enteignungsrecht". R a n d a : „Die Enteignung" 
in Grünhut's Zeitschrift 10. Bd. Prazak: Das Recht der Enteignung. 
Koch: Deutschlands Eisenbahnen. Stein: Verwaltungslehre, VII. Theil. 
Blnntschli : Staatsrecht. Thiel und R e i n i t z : Das Expropria- 
tionsrecht der Eisenbahnen mit besonderer Rücii siebt auf Oesterreich 
(Centralblatt für juristische Praxis, 10. Heft 1833). Beschorner: 
Deutsches Eisenbahnrecht. 

^0 Stein: Verwaltungslehre, VII. Theil. 

^^) §• 365 des bürgerlichen Gesetzbuches und §§. 1323, 
1324 und 1489. Siehe oben Seite 56 ff. 
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Diese Entschädigimg betrifft in erster Linie den directen 
Schaden , insofern durch die Expropriation ein positiver 
Nachtheil am Vermögen bewirkt wird, sodann in gewissem 
Masse auch den indirecten Schaden. 

Denn das Gesetz spricht in §. 365 b. 6. B. von einer 
„angemessenen Schadloshaltung", worunter aber die Ent- 
schädigung für alle durch die Expropriation verursachten 
vermögensrechtlichen Nachtheile zu verstehen sind, ^s) 

Welche indirecte Nachtheile zu prästiren sind, hat das 
österreichische Eisenbahn-Enteignungsgesetz 1878 im §§.5 — 7 
etwas unklar markirt 2*), und sie sind bei einer zwangs- 
weise zu expropriirenden Eisenbahn-Unternehmung so ver- 
schieden in Folge der Eigenartigkeit der Verhältnisse, dass 
hierüber eine allgemeine Norm nicht aufgestellt werden 
könnte. 

Vor allem wäre bei der Expropriation einer Eisenbahn, 
deren Concessionszeit schon abgelaufen ist und die nur 
noch als Privatgut dasteht, genau zu untersuchen und festzu- 

^^ lieber das Mass der Entschädigung, siehe Koch: „Deutsch- 
lands Eisenbahnen'^, I. Abtheilung. Die den Bau der deutschen Eisen- 
bahnen betreffenden Rechtsverhältnisse. Da heisst es (S. 87), „Gehen 
wir von der Idee eines Zwangkaufes aus, so ist soviel gewiss, dass das 
Entgelt, die Entschädigungsumme als ein angemessenes Aeqnivalent 
(pretium justum) nicht nur angemessen (jtistum)^ in dem Sinne, dass 
das Expropriat nicht über die Hälfte verletzt sein darf, sondern, dass 
ein Kaufpreis bezahlt werden muss, welcher dem unbetheiligten Dritten 
als angemessen erscheinen wird, wenn er darauf sieht, zu welchen 
Preisen zur Zeit der perfecten Expropriation Grundstücke von der Art 
des Expropriations-Gegenstandes in Folge ihres Natzungswerthes ver- 
kauft zu werden pflegen. 

^*) Es ist der sogenannte „ökonomische Wertb" der Güter 
zu prästiren, welchen u. A. Meng er, in seinen „Grundsätzen der Volks- 
wirthschaft", I. allgemeiner Theil 1871, S. 219, klar präcisirt. Nach 
Meng er wird eben der ökonomische Güterwerth bald der Tausch-, bald 
der Gebrau^swerth sein, je nachdem der eine oder der andere ökonomischer 
ist. Der_,Werth der besonderen Vorliebe (pretium affectoinis), wird da- 
gegen nicht berücksichtigt. 
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stellen, ob sie activ oder passiv, gewinnversprecliend oder ver- 
lustbringend ist und ob die zu expropriirenden Eigenthümer 
der einen oder anderen Eisenbahn-Unternehmung durch die 
Enteignung etwa an anderen mit der Eisenbahn in Verbin- 
dung stehenden sonstigen Vermögensobjecten und Rechten 
Nachtheile erleiden würden oder nicht. 

Air dies konnte selbstredend durch eine bestimmte Norm 
nicht geregelt werden ^ß), wie denn die Enteignung einer 
Eisenbahn - Unternehmung überhaupt zu den schwierigsten 
Problemen des Eisenbahnrechtes gehört, für welches ein 
Präcedenzfall noch gar nicht besteht, ^e) 

Die bei der Expropriirung einer Eisenbahn, welche in 
Folge Erlöschung einer Concession keine Betriebsrechte 
mehr besitzt, zu prästirenden Nachtheile können sich vor- 
wegs nur auf den Werth des Grundes und Bodens derselben 
und des Fundus instructus beziehen. Denn in Ermanglung 
eines öffentlichen Betriebes hören die Nutzungen der Eisen- 
bahn selbst auf und es könnte auch bei rigorosester Bewerthung 
des zu expropriirenden Objectes auf einen indirecten Nach- 
theil gar nicht Rücksicht genommen werden, es sei denn, 
dass folgender Fall eintritt: 

Wenn nämlich die concessionsverlustige Eisenbahn auch 
als Privatbahn fortbestehen und als solche durch Industrie- 

^*) Siehe Käser er: Oesterreichische Gesetze mit Materialien, 
31. Bd., S. 41. Auch die Motive zum österr. Eisenbahn-Expropriations- 
gesetze betonen die Unmöglichkeit, alle Entschädignngsarten in Betracht 
zu ziehen. 

^^) Auch die Verstaatlichung von Privatbahnen ist, wie schon 
erwähnt , in Oesterreich stets nur im Wege gegenseitigen Uebereinkom- 
mens erfolgt. Eine Enteignung der Eisenbahn selbst, hat 
daher noch nicht stattgefunden. Auf diese Weise wurden in 
Oesterreich-Ungarn verstaatlicht, d. i. eigentlich erworben : die Braun au- 
StrasswalchenerEisenbahn, Dniester-Bahn, Theiss-Bahn, 
Ungarische Ost-Bahn und Waagthal-Bahn. Siehe hierüber den 
Abschnitt: Die österreichische Eisenbahnpolitik im Eisen- 
bahnrechte Seite 92 ff. 
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Etablissements den Concessionären einen Nutzen abwerfen/ 
würde, dann müsste bei der Expropriation wohl auch dieser 
Nutzen, beziehungsweise jener Nachtheil prästirt werden, 
welcher den Etablissements durch Expropriirung der Privat- 
bahn entsteht. 

Doch trifft dieser Fall nur selten, so bei Industrie- 
und Bergwerkbahnen, zu, während im Uebrigen alle Eisen- 
bahn-Unternehmungen ausschliesslich auf den öffentlichen 
Verkehr angewiesen sind. Bei der Verstaatlichung einer nach 
Erlöschung der Concession nicht an den Staat heimfallenden 
Eisenbahn würde daher in der Regel nur die Prästirung 
des Tauschwerthes der Eisenbahn verlangt werden können. 

Ganz anders stünde es mit der Nordbahn, wenn eine 
Verstaatlichung derselben platzgreifen sollte. 

Vor allem andern müsste unstreitig der effective Kauf- 
werth der Nordbahn, u. zwar von Grund und Boden sammt 
Fundus instructus, der allein ja bei 1 20 M i 1 1 i o n e n G u 1 d e n 
beträgt, bezahlt werden, — dies selbst dann, wenn bei Er- 
löschung des Privilegiums die Nordbahn einfach stillstehen 
und als pures Privatgut ohne jedwede Verkehrs-Berechti- 
gung dastehen würde. Indessen käme noch vieles Andere 
dazu, weil die Nordbahn-Concessionäre Dank einem aus- 
gedehnten Montanbesitze ihre Eisenbahn zur Beförderung 
eigener Producte, sohin ausschliesslich zu eigenen Industrie- 
zwecken, benützen könnten. 

Wohl würde die Ferdinands-Nordbahn aus diesem auf 
ihre eigenen Kosten beschränkten Verkehre keine so hohen 
Dividenden herausschlagen, als sie zu zahlen bis heute in 
der Lage war; aber immerhin würde der Ertrag noch so 
beträchtlich sein ^7)^ dass dessen Capitalisirung einen hohen 



") Siebe «Compass«, financienes Jahrbuch« 1884. S. 509. — 
Die Nordbahn besitzt Kohlenwerke im Bilanzwerthe von 5,960.778 fl. 
und 'producirte 1882 4,930.616 Metercentner Kohle. Dieses Quantum 
köDnte sie unbedingt auch ohne Concessionserneuerung verfrachten. 
Dabei ist eine stetige Steigerung der Kohlenproduction zu gewärtigen. 
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eommerciellen Werth ergäbe, welcher auch bei der Expro- 
priirung den Concessionären der Nordbahn jedenfalls voll 
ständig prästirt werden müsste. 

Einige Hunderte Millionen Gulden wären 
im Creditwege durch den Staat für eine Eisenbahn zu be- 
schaffen, welche in erster Linie Local-Verkehrszwecken 
dient, aber für die Handels- und Verkehrspolitik des Staates 
keine weittragende Bedeutung hat. 2«) 

Und im Interesse solcher Local-Verkehrszwecke würde 
sich der Staat nur grosse Lasten aufbürden, während auf 
Grund einer neuen Concession der Nordbahn-Gesellschaft 
alle im allgemeinen Interesse gebotenen Verpflichtungen 
bequem auferlegt werden könnten und von dieser auch 
erfüllt würden. Dabei fallen diese Millionen noch umso- 
mehr in die Wagschale, als ja nach Ablauf der erneuerten 
Concession die Eisenbahn ohnehin unentgeltlich an den Staat 
heimfallen würde. 

Es sind dies nur einige jener Momente, welche den 
Staat geradezu zwingen, im Interesse des allgemeinen 
Wohles die erloschene Eisenbahn-Concession zu erneuem 
und die Verstaatlichung zu meiden. 

Man bedenke nur, welche Schwierigkeiten die Auf- 
bringung jener Mittel verursachen würde, welche im gege- 
benen Falle zur Erwerbung der Ferdinands-Nordbahn be- 
nöthigt wären und wie sehr der ohnehin träge Markt durch 
neue Staatsschuldtitel überschwemmt werden müsste. 2») 



^^) Siehe Lind heim: „Die Leistungen der Eisenbahnen^ 1881| 
inwieferne die Nordbahn lediglich darch den Localverkehr gross 
geworden ist. 

*^) Siehe Ran-Wagn er: Finanzwissenschaft, L Bd , S. 570. 
P e r r 1 : Eisenbahnpolitik. Haushofer: Grnndzüge des Eisenbahnwesens, 
S. 66 ff. Insbesondere rathet M o h 1 ab, durch grosse Eisenbahnschulden 
den Staat zu belasten. Es sei nicht zu leugnen, „dass einmal der Credit 
des Staates unter der Gesammtsnmme einer sehr grossen Schuld Noth 
leidet, zweitens aber, dass eine Stockung oder gar eine verbleibende 
Verminderung der Eisenbahneinnahme, wie solcbe durch Krieg und 
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Man bedenke weiter, dass die Ferdinands-Nordbahn 
in Händen des Staates keineswegs so rentabel wäre, als sie 
es jetzt durch Einbeziehung ihrer Köhlenwerke in das Eisen- 
bahn-Geschäft ist, indem die dermaligen Eigenthüraer der 
Nordbahn nach Verstaatlichung ihrer Eisenbahn eventuell 
einen anderen Schienenweg 'benützen und dadurch den Ver- 
kehr der mit grossen Opfern verstaatlichten Nordbahn lahm- 
legen könnten. 

Die Consequenzen einer aus öifentlichen Interessen 
nicht absolut gebotenen Eisenbahn- Verstaatlichung sollen im 
Uebrigen hier nicht weiter ausgeführt werden, weil ja nicht 
die wirthschaftlichen Momente, sondern lediglich die Rechts- 
frage einer erzwungenen Eisenbahn- Abtretung zu würdigen ist. 

Das Recht zur Verstaatlichung im Expropriationswege 
muss nach dem Gesagten einer N o t h 1 a g e der Allgemein- 
heit entspringen. Von einer Nothlage kann aber nicht ge- 
sprochen werden, wenn die Verstaatlichung vielmehr den 
Staat in's Gedränge bringt und wenn es erwiesen ist, dass 
die Verstaatlichung an den thatsächlichen Verhältnissen 
überhaupt nichts zu ändern vermag und der Staats- 
verwaltung vermöge der bestehenden oder zu schaffenden 
Gesetze andere Mittel zu Gebote stehen, um ihren Einfluss 
auf eine Eisenbahn auch ohne grosse Opfer zur Geltung zu 
bringen. Bei der Ferdinands-Nordbahn könnte nun das letztere 
anlässlich der Concessions-Erneuerung gewiss auch bewirkt 
werden. 

Die aus öffentlichen Rücksichten an die Nordbahn zu 
stellenden Forderungen sind überhaupt nicht von der Natur, 
dass sie unerfüllbar erscheinen könnten. Sie beziehen sich 
hauptsächlich auf die Tarife der Kohlenbeförderung, 
welche reduzirt sein wollen. Aus diesem Grunde allein eine 



Unruhen, oder darch die Ableitung des Verkehres auf andere Strassen 
wohl eintreten mag, eine schwer zu überwindende Noth erzengen rauss." 
Mohl S. 431. 
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Verstaatlichung durchzuführen, wäre aber ebensowenig noth- 
wendig als zweckmässig. 

Im gegebenen Falle wird nämlich übersehen, dass es 
sich bei der zu verwohlfeilenden Kohle zum grossen Theile 
um die eigene Kohle der Ferdinands-Nordbahn und ihrer 
Hirten Gruppe handelt, deren Preis — da für diese Kohle 
bekanntermassen eine grosse Vorliebe besteht — selbst nach 
Verstaatlichung der Eisenbahn noch immer durch die der- 
maligen Nordbahn - Concessionäre ausschliesslich regulirt 
würde , möge die Frachtgebühr noch so niedrig ge- 
stellt sein. 

Es wäre dann nur ein Kampf gegen Windmühlen, 
>yelchen die verstaatlichte Eisenbahn mit den Kohlenwerken 
der Nordbahn aufnehmen würde, indem die Kohle der Nord- 
bahn dann umsoviel im Kaufpreise steigen würde, als die 
Frachtgebühr reduzirt wird. Der Nutzen bliebe auch dann 
nur den dermaligen Eigenthümern der Nordbahn, während 
der Staat und das Publikum trotz billiger Tarife und trotz 
IJebernahme des Risicos für eine kostspielige Eisenbahn- 
Unternehmung nur das leere Nachsehen hätten. 

Unter diesen Anspielen aber eine Verstaatlichung zu 
erzwingen, wäre gerade gegen das öffentliche Interesse 
gehandelt. Denn die Gefahr läge, wie ausgeführt, nicht 
in dem grossen finanziellen Risico allein, sondern zu- 
gleich in der voraussichtlichen Erfolglosigkeit der erzwunge- 
nen Verstaatlichung. 

Dagegen ist es sehr gut möglich, anlässlich der Er- 
neuerung der Concession eine Regulirung der Tarife zu be- 
wirken und den gewünschten Effect zu erzielen, ohne dass 
sich der Staat finanziell engagirt. 

Für die Verlängerung der Concession, welche bisher 
nur 50 Jahre ausgenützt wurde, während sie anderen 
Unternehmungen 90 Jahre zu Theil wird, wird auch die 
Ferdinands-Nordbahn weitgehende Opfer zu bringen ge- 
neigt sein. Werden es doch immerhin schon Opfer sein, wenn 
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die Concessions-Erneuening mit dem unentgeltlichen Heim- 
falle einer reichlich ausgerüsteten und fundirten Eisenbahn 
und mit dem Verzichte auf Steuerbefreiungen erkauft wird. 

Wir zweifeln nicht, dass diese Gesichtspunkte bei 
Lösung der Nordbahnfrage massgebend sein werden ^o) und 
dass auch die Staatsverwaltung ihre Rechnung finden wird, 
wenn sie nach dem Grundsatze do ut des sich zu einem 
beide Interessen gleich wahrendem Pacte entschlicsst. 

Nur in der neuerlichen Concessions-Ertheilung liegt die 
richtige Eemedur gegen jene Nachtheile, welche in Folge 
Nichtheimfalles der Ferdinands-Nordbahn dadurch entstehen 
müssten, dass diese Eisenbahn-Unternehmung von rechts- 
wegen aufhört eine öffentliche Verkehrsstrasse zu sein und 
die Staatsverwaltung gezwungen wäre, entweder die Eisen- 
bahn anzukaufen oder sie als „Privatindustriebahn" fortbe- 
stehen zu lassen. 

^°) Hierüber voUends zutreffende Vorschläge in den „Juristischen 
Blättern« Nr. 9 ex 1881 und Gerichtshalle Nr. 20 ex 1881. Auch 
S ch äffl e: „Grundsätze der Steuerpolitik und die schwebenden Finanz- 
fragen Deutschlands und Oesterreichs«, will ftir die Emeuerong des 
Nord bahn-Privilegi ums entsprechende Compensationen haben. Siehe 
auch Pann, das Nordbahn -Privilegium 1831. 
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Die österreichische Eisenbahn-Poiitil( im Eisenbahnrechte. 

Es wird gewiss nicht überflüssig* erscheinen, bei dem 
Anlasse auch die Entwicklung des Eisenbahnrechtes mit 
Bezug auf die österreichische Eisenbahnpolitik zu 
erörtern. 

So wahr es ist, dass sich das Interesse des Kapitals 
bei Begründung von Eisenbahnen mit Vorliebe jenen Staaten 
zuwendet, wo die Rechtsordnung auch schon auf dem Gebiete 
des Eisenbahnwesens entwickelt ist, so zweifellos ist es, dass 
nur klare und billige Rechtsverhältnisse eine Action der Re- 
gierung mit Bezug auf die Eisen bahnpolitik erleichtern 
können. 

Die Durchführung einer rationellen Eisenbahnpolitik 
hat, wenn der Staat erst nachträglich, nach Entstehen eines 
nicht systematisch gegliederten und mit privaten Interessen 
eng verknüpften Eisenbahnnetzes, zu derselben schreitet, 
immer grössere Hindernisse zu beseitigen, als wenn schon 
ursprünglich auf Grund einer festen Eisenbahnpolitik die 
Eisenbahnen technisch ethnographisch und finanziell be- 
gründet worden sind. 

Nur darum lässt sich in einem Staate, wo von Anfang 
an der staatliche Einfluss in Bezug auf die Feststellung 
des Eisenbahnnetzes, wie. in Frankreich, prädominirend war, 
eine rationelle Eisenbahnpolitik begründen, ohne dass mit 
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derselben unbillig vorgegangen werden muss. Nur deshalb 
finden wir auch in Staaten, wo hauptsächlich Staatsbahnen 
bestehen, so in Italien, Belgien, Deutschland i), ruhig eisen- 
bahnpolitische Principien verfolgen, welche Privatinteressen 
wenig schädigen. 

Und die Verfolgung einer genauen, den finanziellen 
und Verkehrsinteressen des Staates entsprechenden Eisen- 
bahnpolitik ginge in den erwähnten Staaten wahrlich nicht 
so leicht von statten, wenn Kämpfe mit Sonderinteressen, wie 
sie die Privatbahnen naturgemäss ergeben, zu bestehen wären, 
wenn die Staatsverwaltung, gebunden an eingegangene Ver- 
pflichtungen, stets genöthigt wäre, Rücksichten zu beob- 
achten, die dadurch geboten sind, weil Private nur im Ver- 
trauen auf die Concessionsrechte grosse Capitalien in Eisen- 
bahnen investirt haben. 

Die Rechtsverhältnisse, welche sich nach unserer Dar- 
legung dagegen in Oesterreich zwischen dem Staate und 
den Privat-Eisenbahnunternehmungen schroff herausgebildet 



^) Anch Oesterreich hat anfangs gate Anläufe zur BegründuDg 
des Siaatseisenbahn Wesens gemacht, indem gemäss Patent vom 19. Decem- 
ber 1841 mit dem Bane von Staatsbahnen begonnen wurde. Bis 1852 
waren schon 244 Meilen gebaut. Die ersten Staatsbahnen waren: 
Olmütz-Prag und Mür zznschlag-Graz. Alsbald folgten die 
Linien Graz-Laibach, Brünn-Trübau, Prag-Aussig 
und Aussig-Bodenbach. Nebenher liefen die Ankäufe verschiedener 
Privatbahnen. Indessen wurden alle diese Linien schon in den EOer 
Jahren an französische Gesellschaften (österreichische Staat seisenbahn- 
geseUschaft und Sndbahn) verkauft, welche heute die massgebendsten 
Eisenbahn-Unternehmungen Oesterreich-Ungarus sind. Das System der 
mit Subventionen und Staatä-Garantien ausgertisteten Privatbahnen hat 
begonnen, und damit der obbesprochene Kampf zwischen dem Staate 
und den Privatgesellschaften , der schliesslich zu Rechtsbeschränkungen 
und jetzt zur neuerlichen Inaugurirung des Staatsbahnwesens geführt 
hat. — Siehe insbesondere S a x : Verkehrsmittel, II. Bd. (Eisen- 
bahnen), S. 414 ff. Michel: Oesterreichs Eisenbahnen. K o h n's Eisen- 
bahn-Jahrbuch, I. Bd. Rau-Wagner: Finanzwissenschaft I. 
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haben — es ist immer nur das öflFentliche Recht der Eisen- 
bahnen gemeint — bilden eine nichts weniger als friedliche 
(irundlage für die weitere Entwicklung des Eisenbahnwesens. 

An und für sich ist ein Kampf zwischen den ver- 
schiedenen Eisenbahninteressen — zwischen Staat und Privat- 
bahnen — in der Regel wohl von heilbringenden Folgen, so 
für Tarifennässigungen, Concurrenz-Erleichterungen, bessere 
Betriebsleistungen, grössere Sicherheit u. s. w., wodurch die 
Eisenbahnpolitik jene Factoren erhält,, deren sie bedarf. 
Derselbe wird aber ungerecht und schädlich, sobald nur 
wegen eines einseitigen Interesses gekämpft und der Erfolg 
gewissermassen erzwungen wird. Eine Eisenbahnpolitik, die 
so unberechtigte, weil separationistische Interessen zu ihrer 
Voraussetzung hat, ist armselig und nicht vielverheissend. 

In einem Staate, wo die Privatwirthschaft noch immer 
der wichtigere Hebel zur Begründung grosser Verkehre- 
unternchmungen ist, wie dies auch in Oesterreich der Fall 
ist, darf das öflFentliche Recht nicht so leicht in Anspruch 
genommen werden, um einen Trumpf gegen Privat-Eisen- 
bahnen auch dort auszuspielen, wo es sich nicht um grosse 
wirthschaftliche Prinzipien, sondern um mehr temporäre Vor- 
theile, fiscalische Ersparnisse oder gar nur um local-politische 
Interessen handelt. 

Mit solchen Bestrebungen wird keine vertrauenerweckende 
Eisenbahnpolitik zu allgemein wirthschaftlichen Zwecken 
liegründet. Denn vorerst wären es nur einzelne Fälle, welche 
sich so ungebührlich in den Rechtsrahmen des Eisenbahn- 
wesens einschleichen; die Ausnahme würde aber bald zur 
Regel werden, und ist einmal die Lawine der Rechtskrän- 
kungen zu pseudo-eisenbahnpolitischen Zwecken im Rollen, 
dann schwindet auch das strenge Rechtsbewusstsein, welches 
allein eine Störung des Gleichge» ichtes zwischen dem öffent- 
lichen Rechte und dem Privatrechte hintanzuhalten vermag. 

Es ist gewiss recht und billig, dass eine zielbewusste 
Eisenbahn|)olitik durch das öflientliche Recht thunlichst 
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gefördert werde, und das österreichische Eisenbahnrecht hat 
nach der Richtung die Hilfsmittel bereits geschaffen — , allein 
die Eisenbahnpolitik soll in Staaten, wo noch viele Privat- 
bahnen bestehen 2), diese niemals einfach vor den Kopf 
stossen wollen, insbesondere dann nicht, wenn die staat- 
liche Wirthschaftspolitik nicht ausschliesslich auf die Seg- 
nungen der Eisenbahnen angewiesen ist. 

Daher wäre es auch mit Bezug auf Oesterreich wenig 
gerechtfertigt, den ausschliesslichen Schwerpunkt z. 11 
auf die Verstaatlichung der Eisenbahnen zulegen. 
Denn nicht an unseren Privat-Eisenbahnen liegt es, dass wir 
beispielsweise unserem Export verkehre nach dem Oriente, 
nach Deutschland nicht auf die Beine helfen können. Da 
wären vorerst andere Factoren, wie gute Handelsver- 
träge, Eisenbahn-Verbindungen mit dem Auslande, 
Entwicklung der See- und Flussschiff fahrt mehr ge- 
eignet, dem wirthschaftlichen Verkehre neuen Impuls zu 
geben, als jene eisenbahnpolitischen Massnahmen, die nur 
in Eechtskränkungen und Unbilligkeiten bestehen. Selbst 
der Einfluss des Staates auf die Tarife der Privatbahnen 
soll ja nur ein Hilfsfactor sein, der sich gefügig an andere 
wirthschaftliche Massrcgeln anschliesst. So wird dies wenig- 
stens in Frankreich und England und selbst in Deutschland 
durch die Staatsbahnen prakticirt. 

Oesterreich hat den besten Beweis für die grössere 
Tragweite der oberwähnten Factoren gerade in seinem Ver- 
kehre mit dem Oriente. Nach dieser Richtung würden 
nänilich die Südbahn und die österreichische Staatsbahn 
aucli als Privatbahnen alle jene Erfordernisse gewiss erfüllen, 
welche an eine Eisenbahn überhaupt gestellt werden können. 

^) Das Gros der österreichischen Eisenbahnen bilden die Privat- 
bahnen, deren Netz 13.995 Kilometer beträgt gegen 1032 Kilometer 
reiner Staatsbahnen. Von den Privat bahnen befinden sich jedoch auch 
2173 Kilometer im Staatsbetriebe. Immerhin hat also die Staats- 
verwaltung dermalen nur 3225 Kilometer unter directem Eiuflusse. 
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Was könnte aber da die bestgemeinte Eisenbahnpolitik 
nützen, wenn Frankreich und England mit leistungs- 
fähigeren Industrien am Platze erscheinen, wenn ihre 
Eisenbahn- und Seeverbindungen besser sind als die Oester- 
reichs und wenn endlich, was nicht verschwiegen sein soll, 
der Unternehmungssinn der mit uns concurrirenden Handels- 
welt entwickelter und gi-össer ist, als der der Oesterreicher. 
Alle diese Vortheile der auswärtigen Concurrenz könnten 
selbst durch die selbstloseste Tarifpolitik der Eisenbahnen 
nicht paralysirt werden. ^) 

Und ebenso stehen die Dinge gegenüber dem Westen, 
rücksichtlich des Verkehrs mit Deutschland. Die Gruppi- 
rung der westlichen Privatbahnen zu einem einheitlichen 
Staatsbahnnetze wird in tarifpolitischer Hinsicht wohl manche 
Verkehrsbesserungen zur Folge haben, und sie ist, weil sie 
überdies dem Staate kein grosses finanzielles Risico auf- 
bürdet, gewiss nur erwünscht. Allein im internationalen 
Verkehre mit dem Auslande werden die mit dieser Verstaat- 
lichung ermöglichten eisenbahnpolitischen Massnahmen doch 
nicht den Mangel vieler anderer Factoren ersetzen, welche 
u. A. der Verkehr Oesterreichs mit Deutschland noch immer 
entbehrt. 



'j Wie sehr Oesterreicli darch den Mangel guter Verbiadangen 
mit der Levante, gegenüber anderen Staaten (England und Frankreich) 
im Nachtheile iät, siehe u. A. „Bericht der Wiener Handels- 
kammerbetreffend den Bau und die Ansc hl ttssederOri ent- 
bahne n 1679". Singer: Unsere Orient -Interessen 1878. György: 
Nach dem Osten, nngar. (Keletre magyar.). Ziffermässig wird das Zurück- 
bleiben Oesterreichs im Levanteverkehre gegenüber England und Frank- 
reich nachgewiesen in den „Neuen volkswirthschaftlichen 
Studien über Oonstantinopel und dessen Bahngebiet", 
Wien (Verlag orientalisches Museum 1882). Es betrug im Jahre 1879—1880 : 

England Frankreich Oesterr. -Ungarn 

Die A u 8 f u h r : 36Ö.5 Mill. Piaster 257.^ Mill. Piaster lOS-g^ Hill. Piaster 
Die Einfuhr: 855.7 n „ 311 „ „ 279 „ 
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Gute Eisenbahnverbindung-en mit dem Auslande, die 
Sicherung der österreichischen Fahrbetriebsmittel vor Execu- 
tionen aus leidigen Couponprocessen, bessere Handels- und 
Zollverträge vermöchten die Exportfähigkeit Oesterreichs 
rascher zu heben, als jene Tarif- Vortheile, welche durch 
die Eisenbahn- Verstaatlichung dem Verkehre ohnehin nur 
auf relativ kurzen Eisenbahnstreeken im Inlande zu Theil 
werden. 

Namentlich ist die Zollpolitik unserer Nachbarstaaten 
gegenüber unserem Exportverkehre keineswegs darnach 
beschaffen, dass die durch die Eisenbahn- Verstaatlichung zu 
bewirkenden Verkehrs- und tarifpolitischen Massregeln allein 
schon einen merklichen Aufschwung der allgemeinen Wirth- 
schaft herbeiführen könnten. 

Wir möchten indessen nicht missverstanden werden, 
als ob hier die Tragweite der durch Verstaatlichung von 
Eisenbahnen zu begründenden Verkehrspolitik für Oesterreich 
an und für sich unterschätzt werden wollte. 

Sowie aber eine Eisenbahnpolitik erst nach dem Be- 
stände eines ausgebildeten und rationell gruppirten Eisen- 
bahnnetzes denkbar ist, so ist deren erfolgreicher Einfluss 
nicht eher zu erhoffen, als bis nicht auch die wirthschaft- 
lichen Bedingungen dazu gegeben sind. Nur mit diesen 
Factoren vermag die Eisenbahnpolitik den wirthschaftlichen 
Zweck zu erfüllen, welcher allein dem Staate ein Recht 
gibt, sich einen grösseren Einfluss auf Privatbahnen auf 
Kosten der Privatrechte zu verschaffen und sogar zur 
Verstaatlichung Zuflucht zu nehmen , welche , wenn im 
grösseren Masse durchgeführt, ja nicht ohne beträchtliche 
materielle Opfer Seitens der Steuerträger möglich ist. In 
diesen Momenten allein liegt der rechtliche Schwerpunkt 
jeder Eisenbahnpolitik, also auch der Eisenbahn- Verstaat- 
lichung, und sie sind speciell in Oesterreich sowohl durch 
die thatsächlichen Verhältnisse , als auch insbesondere durch 

R e i n i t z , Staat und Eisenbahnen. 7 
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tias sogenannte Verstaatlichungsgesetz von 1877*) vorge- 
schrieben. 

In diesem Gesetze ist die Richtung genau bezeichnet, 
in welcher die Staatsverwaltung auf eisenbahnpolitischem 
Gebiete vorzugehen hat. Die Regierung wird nämlich 
ermächtigt, über den Ankauf garantirter Eisenbahnen vor- 
läufige Vereinbarungen zutreffen, für welche jedoch bestimmte, 
von der Regierung einzuhaltende Bedingungen vorgeschrieben 
sind: 1. Uebernahme der Prioritätsschulden; 2. Zahlung des 
restlichen Kaufschillings in Eisenbahnschuldverschreibungen. 
Schon in diesen bestimmten Bedingungen liegt die unverkenn- 
bare Aufforderung nur dort zu verstaatlichen, wo, wie es z. B. in 
der Begründung des Gesetzes über die Verstaatlichung der 
Elisabeth- Westbahn heisst: „eine Besserung der ökono- 
mischen und administrativen Zustände garantirter 
Eisenbahnen erzielbar scheint." 

Noch deutlicher finden sich die Grenzen des Verstaat- 
lichungsrechtes in OesteiTcich in dem Motivenberichte zu dem 
Verstaatlichungsgesetze selbst vorgezeichnet. Da heisst es 
u. A. auf Seite 5: „Es handelt sich im gegebenen Falle 
nicht darum, das System des Staatsbetriebes zur aus- 
schliesslichen Geltung auch solchen Bahnen gegen- 
über zu bringen, welche die Fähigkeit einer selbstständigen 
wirthschaftlichen Existenz bethätigt haben und bei ent- 
sprechender Erfüllung ihrer öffentlichen Auf- 
gabe dem Staatsschatze keine, oder doch keine erheblichen 
Opfer auferlegen. ^) 

*) §. 6 dieses Gesetzes vom 12. December 1877 lautet Abs. 1: 
„Die Regierung wird ermächtigt, bei vorläufigen Vereinbarungen 
über den Ankauf garantirter Eisenbahnen, die Uebernahme der gesammten 
Prioritäisschulden und die Zahlung des restlichen Kaufschillings in Eisen- 
bahnschuldverschreibnngen zuzusichern.*' — Desgleichen A b s. 3: „Ueber 
den Betrag des 'Kaufschillings, Zinsfuss, Rückzahlbarkeit und Pfandrecht 
dieser Staatsschuld ver Schreibungen wird das Gesetz bestimmen.^ 

°) Siehe auch den Bericht des Eisenba hn- Ausschusses über 
den Gesetzentwurf, die garantirten Eisenbahnen betreffend, 
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Insoferne demnach die Verstaatlichung* von Privat- 
bahnen kein solch' absolutes Recht des Staates ist, dass es 
ihm gestattet Aväre, dasselbe auch gegen den Willen des 
Bahneigenthümers zur Geltung zu bringen — ausgenommen 
den Fall der Concessions-Erlöschung gemäss §. 1 1 des Con- 
cessions - Gesetzes — sind also auch der Eisenbahnpolitik 
gesetzliche Schranken gesetzt. 

Ohnehin stehen derselben, wie schon ausgeführt, mehr 
als genug Zwangsmittel zur Verfügung, welche die Staats- 
verwaltung in die Lage versetzen, sich nöthigenfalls ohne 
jedwedes finanzielles Risico eine Art Verstaatlichungs-Surro- 
gat zu verschaffen. 

Das Zwangsrecht, von welchem die österreichische 
Staatsverwaltung während der Concessionszeit noch ergiebigen 
Gebrauch machen kann, verliert daher bei der Verstaatlichung 
seinen Wirkungskreis. Nur ökonomische Momente dürfen 
mehr zur Richtschnur dienen und können dem Staate eine 
Berechtigung geben, im friedlichen Wege Privatbahnen anzu- 
kaufen. Immerhin bleiben der Staatsverwaltung, insbesondere 
gegenüber abhängigen Eisenbahnen, noch genug Mittel in 
der Hand, um durch Repressalien zur Verstaatlichung zu 
drängen und mit ihren Offerten eine do^lce molence auszuüben. 

Rechtlich ist aber jeder Zwang ausgeschlossen; 
der Staat muss stets mit einem gewöhnlichen Kaufofferte 
an die zu verstaatlichend e Privatbahn herantreten *) und 
sich unter Umständen in die entgegengehaltenen Bedingungen 
fügen. 

Die Verstaatlichung beruht daher auch in Oesterreich 



Nr. 678 der Beilagen zu den ProtokoUen des österreicbiscben Abge- 
ordnetenhauses, VIII. Session 1877, Seite 12— -18. 

^) Ricbtig bemerkt Jaqnes („Eisenbabnpolitik und Eisenbabn- 
recbt^) , dass dem Yerstaatlicbungsgesetze desbalb nnbedenklicb zuge- 
stimmt werden konnte, weil es nur „Vereinbarungen" über den 
Aiikauf garantirter Bahnen in Aussicht nimmt. 

7* 
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lediglich auf der Würdigung des richtigen Werthes einer 
solchen Transaction. Wie jeder andere Käufer, so muss auch 
der Staat von dem wirthschaftlichen Grundsatze ausgehen, 
dass die für das Geschäft gebrachten Opfer in den Vortheilen 
ihre Deckung finden; von demselben aber absehen, wenn 
dies nicht der Fall ist. Im grossen Ganzen würde, wie 
schon ausgeführt , dieser Calcül bei einer allgemeinen Eisen- 
bahn-Verstaatlichung in Oesterreich nicht stimmen und es 
ist offenbar nur eine Folge dieser Erkenntniss, wenn in 
Oesterreich bisher nur solche Privatbahnen verstaatlicht 
wurden, die, weil vom Staate ohnehin subventionirt, dem- 
selben keine netien grösseren Risken aufbürden, während 
die übrigen Privatbahnen aus dem Rahmen des Verstaat- 
lichungs-Programmes geschieden erscheinen. 

Die Franz Josefbahn, Kronprinz Rudolf- 
bahn, Vorarlberger Bahn und selbst die Elisabeth- 
AVestbahn durften ohne Weiteres Objecte der Verstaat- 
lichung werden, weil der Staatsschatz nicht mehr als bisher 
engagirt wird. '^) 

Ganz anders wäre es dagegen bei anderen Privat- 
bahnen, welche entweder gar nicht garantirt und passiv 

^) So sollen die Actiouäre der Franz Josefbahn, gemäss 
dem am 21. Jänner 1884 mit der Staatsverwaltung abgeschlossenen 
UebereiLkommen, als Entgelt fär die Abtretung der Eisenbahn nur eine, 
die garantirte Jabresrente um 7*% übersteigende Einlösungsrente, näm- 
lich fl. 10"50 anstatt garantirter fl. 10 in Silber, die Aclionäre der Kron- 
prinz Rudolfbahn 474^5 per Actie = fl 9*50, (soviel ergibt sich 
aucli aus der Staatsgarantie) und die der Vorarlberger Bahn 
5"/o P^r Actie = fl. 10, (soviel beträgt die garantirte Jahresrente) 
erhalten. Nur bei der Elisabeth-Westbahn bezahlt der Staat mit 
Rücksicht auf die von der Gesellschaft bezahlten Actien- Dividenden und 
in Anbetracht des übergebenen grossen Reservefonds für die Actien 
I. Emission eine Jahresrente von fl. ll'öO, und für die Actien II. Emis- 
sion fl. lO'oO, während das garantirte Jahreserträgniss in beiden Fällen 
nur fl. 10 in Silber beträgt. — Siehe hierüber „Compass" 1883 und 
1884, desgleichen den vom Abgeordnetenhause schon angenommenen 
Gesetzentwurf der österr. Regierung über die Verstaatlichung 
obgenannter Eisenbahnen. 
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«ind, oder deren Kanf[)reis ein sehr hoher und die Verstaat- 
lichung nur gegen gute Abfindung der Actionäre für 
ihre Rechte vollziehbar wäre. 

Im ersteren Falle, wenn nämlich ungarantirte pas- 
sive Eisenbahnen verstaatlicht sein wollten , würde der 
Actionär nie seine Eisenbahn an den Staat überlassen, wenn 
er nicht auch einen Kaufschilling erhält. Der Staat dagegen 
wird sich nicht sobald entschliessen nebst der Prioritäten- 
schuld auch noch die Actionäre zu befriedigen, wenn es sich 
um eine unrentable Eisenbahn handelt. 

Und ebenso würde das Bewusstsein voller Kechts- 
stärke die Actionäre rentabler Eisenbahnen gegenüber der 
verstaatlichenden Regierung insolange nicht entgegenkommend 
machen, als Chancen für die Zukunft bestehen und sich an 
die Actio ein Werth besonderer Vorliebe, ein HoflFnungswcrth, 
knüpft, welchen aber der Staat ebenfalls nicht zu bezahlen 
geneigt sein wird. 

In diesen Gründen liegt denn auch, wie gesagt, die 
einzige Erklärung, warum in Oesterreich bisher an die Ver- 
staatlichung sehr lucrativer Eisenbahnen, wie z. B. der Südbahn, 
Staatsbahn, Nordbahn u. a. ernst gar nicht gedacht werden 
konnte. 

Richtig aufgefasst, muss sohin die Eisenbahnpolitik 
immer auch durch die allgemeine Wirthschaftspolitik 
rechtlich begründet und von allen jenen Factoren bedingt 
sein, welche jene selbst unterstützen. In Oesterreich fehlen 
aber diese Factoren und müssten erst geschaffen werden.^) 

In diesen Ausführungen soll indessen keineswegs ein 
Panegyricus zu Gunsten der Privatbahnen erblickt werden, 
denn sie zielen anderwärts hin. 

®) Mit wohlbegründeteu Argumeuten treten deshalb S a x (II, Ver- 
kehrsmittel S. 260 ff.) und Weber („Welches Eisenbahn-System ent- 
spricht am meisten den Verhältnissen Oesterreichs 1877" und Privat-, 
Staats- und Reichsbahnen" S. 22) für das gemischte System in 
Oesterreich ein. 
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Das monopolistische Getriebe der Privatbahnen soll ja 
mit B«cht gebrochen werden ; aber es soll andererseits dem 
Principe begegnet werden, dass sich ein wohlerworbenes 
Recht jedweder Eisenbahnpolitik, also auch einer durch die 
Verhältnisse nicht gegebenen, unterordnen müsse. 

Das Eisenbahnrecht soll kein Prokrustesbett sein , in 
das jedwede eisenbahnpolitische Massregel unbedingt hinein- 
gezwängt wird ; sie soll vielmehr eine feste Brücke bilden zur 
Verbindung und Ausgleichung der differirenden Rechts- 
interessen, ohne dass in die Privatrechte gewaltmässig ein- 
gegriffen werden müsste. 

In Oesterreich stehen durch den Bau von Conen r- 
renzbahnen, durch die Betriebssequestration 
garantirter Eisenbahnen, durch Ausübung des Einlösungs- 
rechtes und endlich durch die Expropriation in der 
Regel ohnehin schon jene Mittel gegenüber Privatbahnen 
zu Gebote, wodurch nebst einer rationellen Handelspolitik 
alle wirthschaftlichen Zwecke zur Geltung gebracht und 
Hemmnisse zur Durchführung einer zweckentsprechenden 
Wirthschaftspolitik beseitigt werden können. Damit ist aber 
schon die äusserste Grenze des Zulässigen erreicht und der 
Salus publica vollständig entsprochen. 

Und wenn die Bahn zur Unterordnung der Special- 
interessen den der Staatswohlfahrt in dem einen oder anderen 
minder entscheidendem Falle noch immer nicht ganz frei ist, 
so muss dies wegen der Complizirtheit der Rechte der öster- 
reichischen Eisenbahnen, welche bekanntermassen auf so 
bunt untereinander geworfenen Systemen (Staatsbahnen und 
Privatbahnen, u. zw. mit eigenem Betriebe oder im Staats- 
betriebe , fern er garantirte oder ungarantirte Eisen- 
bahnen) basiren, mit in Kauf genommen werden. 

Man vergesse nicht, dass die Actionäre wohlberechtigte 
Eigenthümer ihrer Eisenbahnen sind und dass diese nicht 
die Mission haben, mit ihrem Capitale nebst dem allge- 
meinen Interesse, z. B. auch localpolitisehe oder fiscalische 
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Interessen zu fördern, d. h. auf eigene Kosten auch gewisse 
begrenzte Pflichten der staatlichen Verwaltung zu erfüllen. 

Der privatwirthschaftliche Standpunkt muss bei Privat- 
bahnen bestehen und soll auch geschützt werden, wenn schon 
dem Privatcapitale zugeinuthet wird das Risico des Eisen- 
bahngeschäftes ^) allein zu tragen. Es Hegt dies in der Natur 
der Sache. 

Und weil man in Oesterreich in Anbetracht der wirth- 
schaftlichen, staatsfinanziellen und geographischen Verhält- 
nisse mit dem dermals bestehenden Eisenbahn-Systeme, mit 
dem sogenannten gemischten Systeme, thatsächlich 
noch immer gut auskommen kann, zumal auch das geltende 
Eisenbahnrecht genügende Handgabe bietet um das allgemeine 
öffentliche Interesse zur Geltung zu bringen, wenn friedliche 
Mittel nicht hinreichen sollten , wäre es unrathsam , dem 
Concessionsrechte jeden Boden der Sicherheit und des Ver- 
trauens zu benehmen und einer falschen Eisenbahnpolitik 
zuliebe wohlerworbene Rechte überflüssigerweise zu verletzen. 

Das Eisenbahnrecht würde sonst seine wichtigste Grund- 
bestimmung, nämlich die Sicherung der rechtlichen Stel- 
lung der Privatbahnen gegenüber dem Staate, gar nicht 
erfüllen, vielmehr nicht selten geradezu unbilligen Ansprüchen 
zum Siege verhelfen. 



^) Die österreichischen Privatbahnen (inclusive der gemein- 
samen Eisenbahnen), repräsentiren dermalen ein Capital von über 
2 Milliarden Gulden. Dagegen werden die reinen Staatsbahne n, 
selbst nach der, noch der endgiltigen Genehmigung harrenden Erwerbung 
der Franz Josef bahn, Voralberger Bahn und Rudolfsbahn, nur circa 
450 — 480 Millionen Gulden repräsentiren. Das unverhältni?smässig 
grössere Risico des Eisenbabngeschäftes trägt daher in Oesterreich das 
Privatcapital. 
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